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Vorwort:

Seit ihrer Grindung im 19. Jahrhundert waren die groRen psychiatrischen Krankenhauser
konzipiert als Heil- und Pflegeanstalten. Neben den akut Kranken lebten zahlreiche Patienten
dort fur Jahrzehnte, und viele dieser ,Anstaltsinsassen” waren gegen ihren Willen
untergebracht. 1980, als ich im Bezirkskrankenhaus Gunzburg Daten fir meine Dissertation
Uber  Aulenkontakte von  ersteingewiesenen oder langfristig  untergebrachten
psychosekranken Patienten zu sammeln hatte (Bocker 1982, 1984), gab es dort hoch mehr
als 200 sog. Langzeitpatienten. Die sozialrechtliche Abgrenzung der ,Pflegefélle” von den
.Behandlungsfallen“ war eine der ,aktuellen Kernfragen in der Psychiatrie”, die vor zwanzig
Jahren auf dem DGPN-Kongress behandelt wurden (Bdcker & Weig 1988).

Im Anschluss an die Psychiatrie-Enquéte (1970 - 1975) ist in Deutschland nach und nach ein
Prozess der Enthospitalisierung in Gang gekommen. Die Absicht war, die Ausgrenzung zu
beenden und auch Menschen mit chronischen psychischen Erkrankungen ein weitgehend
selbst bestimmtes Leben in der Gemeinde zu ermdglichen. So habe ich in Bayreuth erlebt, wie
Menschen, die seit Jahrzehnten im Nervenkrankenhaus gelebt und gearbeitet hatten,
zunachst auf einer speziellen Rehabilitationsstation fir das Leben auflerhalb des
psychiatrischen Krankenhauses trainiert und dann in kleinen Gruppen enthospitalisiert
wurden. Dennoch sind die Langzeitstationen der meisten Grol3krankenh&auser nicht aufgeldst,
sondern zu Beginn der neunziger Jahre zu ,vorlaufigen Heimbereichen* umgewidmet worden,
damit auf diesen Stationen die neue Psychiatrie-Personalverordnung nicht zur Anwendung
gebracht werden musste. Wenig spater begann auch in den aus der ehemaligen DDR
entstandenen ,Neuen Bundeslandern“ die Umhospitalisierung der Langzeitpatienten durch
Umwidmung von Stationen oder Verlegung in Heime. Das Kernproblem der Ausgrenzung
chronisch psychisch Kranker wurde durch die Psychiatrie-Reform nur teilweise gelost,
Uberwiegend aber in die Heime verlagert (Bocker 2005). Der Ausschuss flr Angelegenheiten
der psychiatrischen Krankenversorgung des Landes Sachsen-Anhalt hat dazu in jedem seiner
bislang 14 Berichte kritisch Stellung genommen.

Nicht genug damit, dass das Argernis der Ausgrenzung nicht tberwunden werden konnte:
Auch die Mdglichkeit der Unterbringung gegen den Willen der Betroffenen, friher der
psychiatrischen Klinikbehandlung vorbehalten, ist mit den Bewohnern auf die Heime
Ubergegangen. Mangel an Krankheitsgefiihl, Mangel an Krankheitseinsicht, Ablehnung der
Behandlung, stérendes und herausforderndes Verhalten, Selbstgefahrdung und Geféahrdung
von Ordnung und Sicherheit kbnnen nun einmal mit psychischen Erkrankungen einhergehen,
zu einer Abwagung zwischen Selbstbestimmungsrecht und Firsorgepflicht zwingen und in
eine Intervention gegen den Willen des oder der Betroffenen minden. In der Vergangenheit
war damit die Notwendigkeit einer stationdren psychiatrischen Behandlung unabweisbar
gegeben. In der Gegenwart ist das nicht mehr der Fall. Die Bestimmungen des Birgerlichen
Gesetzbuches und des Gesetzes Uber die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
gestatten es durchaus, unterbringungsahnliche MalRnahmen oder eine mit Freiheitsentzug
verbundene Unterbringung in einem Heim richterlich zu genehmigen.

Die geschlossene Unterbringung im Heim steht den Zielen der Psychiatriereform diametral
entgegen; sie bildet geradezu den Prototyp eines kustodialen Umgangs mit schwierigen,
unbequemen Menschen. Auf der anderen Seite ist die langfristige geschlossene
Unterbringung noch immer gesellschaftliche Realitdt. Gerade weil diese Praxis den Prinzipien
der Reformbewegung entgegensteht, darf sie nicht schamhaft verschwiegen oder diskret
Ubergangen werden. Sie bedarf in besonderer Weise der aufmerksamen und kritischen
Bewertung und Begleitung. Menschen, die im Heim leben, stehen ohnehin eher abseits und
nicht im Blickpunkt der Offentlichkeit.

Ob die Voraussetzungen fur die Anordnung und Genehmigung der Unterbringung erfullt sind,
wird von der Rechtssprechung im Verfahren nach strengen Mal3staben geprift; insbesondere
muss die VerhaltnismaRigkeit des Grundrechtseingriffes, den der Freiheitsentzug darstellt,
gewahrt sein. Wer die Kommentierung der hoéchstrichterlichen Rechtssprechung in der
Fachzeitschrift ,Recht und Psychiatrie” verfolgt, wird bestéatigen konnen, dass die
Anforderungen an die Verfahrensbeteiligten immer héher geschraubt werden. Weniger streng
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wird nach den Erfahrungen des Ausschusses dariber gewacht, wo die Unterbringung
vollzogen und wie sie im Einzelnen ausgestaltet wird. Dies hat der Ausschuss zum Anlass
genommen, sich intensiver mit der geschlossenen Unterbringung im Heim zu beschaftigen.
Ein erstes Ergebnis war ein Beitrag tUber geschlossene Heime von Joachim Miller/Jerichow
im 12. Bericht des Ausschusses (2005). Im Januar 2007 hat die LIGA der Freien
Wohlfahrtspflege im Land Sachsen-Anhalt ein Positionspapier zur geschlossenen
Unterbringung von Menschen mit Behinderungen (seelischen und geistigen) zur Diskussion
gestellt mit Aussagen zum Bedarf und zur Ausstattung. Eine Arbeitsgruppe des Ausschusses
hat sich um eine differenzierte Beschreibung von Voraussetzungen flr die Unterbringung und
Anforderungen an die Einrichtung bei fiinf verschiedenen klinischen Gruppen von Betroffenen
bemiht, und mit dem 14. Bericht des Ausschusses wurde eine Reihe von Fragen zu
rechtlichen Aspekten der Ausgestaltung der geschlossenen Unterbringung im Heim an den
Landtag und die Landesregierung von Sachsen-Anhalt gerichtet.

Der Ausschuss hat vorgeschlagen, definierte Anforderungen an die Trager von Einrichtungen,
die in Heimen geschlossene Unterbringungen oder unterbringungsahnliche MalRhahmen
vollziehen, in dem neu zu erarbeitenden Heimgesetz besonders zu verankern. Um diesem
Anliegen Nachdruck zu verleihen und eine Diskussion Uber die Bedingungen der
geschlossenen Unterbringung im Heim in Sachsen-Anhalt anzustoRen, hat der Ausschuss die
genannten vier Beitrdge zu einem Schwerpunkt-Heft im Rahmen seiner Schriftenreihe
zusammengestellt.

Zu danken ist der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Sachsen-Anhalt e.V., insbesondere
dem Geschaftsfuhrer, Herrn Bodewein, und dem Beauftragten fir den Ausschuss, Herrn Dr.
DaRler, fur die Genehmigung zum Abdruck des Positionspapiers, sowie dem
Landesverwaltungsamt und seinem Prasidenten, Herrn Leimbach, fur die Ubernahme der
Druckkosten. Im Namen der Ausschuss-Mitglieder hoffe ich, mit dieser Publikation zum
Nachdenken anzuregen und eine aktive und lebendige Diskussion Uber die Gestaltung
freiheitsentziehender MaRnahmen anzustofRen.

Naumburg, im November 2007

Felix M. Bocker,
Vorsitzender des Ausschusses
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,Geschlossene” Heime in Sachsen-Anhalt?
Joachim Miller, Jerichow

Vorbemerkung

Die Frage nach Mdglichkeiten geschlossener Heimunterbringung in Sachsen-Anhalt wird in
Abstanden immer wieder von Angehdrigen, Betreuern und Sozialamtsmitarbeiterinnen an den
Ausschuss herangetragen. Die Ausklnfte, die wir geben kénnen, sind begrenzt, denn es gibt
nur wenige Mdaglichkeiten. Aber brauchen wir mehr? Bedarf es Uberhaupt geschlossener
Platze? Wenn ja, fir wen und wie viel? Hier sollen erste Gedanken zum Thema vorgetragen
werden. Die Ausfiihrungen erheben keinen Anspruch auf Vollstandigkeit, sollen aber Anstol3
fur vertiefende Diskussionen sein.

Nach Artikel 2 Absatz 2 des Grundgesetzes fir die Bundesrepublik Deutschland ist die
Freiheit der Person unverletzlich. Freiheit ist also ein sehr hohes Gut. Nicht frei zu sein, d.h.
eingeschlossen, eingesperrt zu sein, stellt einen ganz erheblichen Eingriff in unsere Freiheit
dar. Dies darf nur unter besonderen Bedingungen und auf der Grundlage gesetzlicher
Regelungen erfolgen.

Personenkreis

Warum mussen Menschen Uberhaupt eingeschlossen untergebracht, eingesperrt werden?
Eingesperrt werden Menschen zur Strafe, zur Maf3regel der Besserung und Sicherung, zum
Schutz der Umgebung, zum Eigenschutz vor sich selbst oder vor anderen, zur Durchfiihrung
von Therapie, zur Erziehung und zur Fursorge. Dies geschieht in Gefangnissen, in
Verwahrzellen der Polizei, im Malregelvollzugskrankenhaus, in der Sicherungsverwahrung, in
Psychiatrischen Abteilungen und Fachkrankenh&ausern und in Wohn- und Pflegeheimen.

Es werden sowohl gesunde als auch seelisch kranke Straftater eingesperrt, Menschen mit
geistiger Behinderung und Verhaltensstérungen, hilflose, verwirrt-desorientierte, selbst- oder
fremdaggressive Menschen.

Ziel und Zweck des Einsperrens kann sein, die Betroffenen zu bestrafen, zu beschiitzen, die
Gesellschaft zu schiitzen, die Menschen zu behandeln, zu verwahren oder zu versorgen.

Dies kann unterschiedlich lange dauern: Bis zum Ablauf der Strafe, bis zur Besserung der
Krankheit oder Stérung, bis zum kérperlichen Verfall, bis zum Tod.

Fir Menschen, die eingesperrt sind, muss eine Basisversorgung erfolgen. Sie missen ernahrt
und versorgt, beaufsichtigt, behandelt, beschéaftigt werden. Wer eingesperrt ist, bedarf einer
besonderen Fursorge, weil er in seiner Eigensorge stark eingeschrankt ist. Dies verursacht
erhebliche Kosten, die von der Justiz, den Krankenkassen, den zustandigen Amtern oder den
Betroffenen selbst iUbernommen werden missen. Letztendlich ist unsere Gesellschaft, sind wir
alle daflr verantwortlich, flir Menschen zu sorgen, denen die Freiheit entzogen wird.

Allgemein bekannt sind die Moglichkeiten der geschlossenen Unterbringung auf der
Grundlage des Strafgesetzbuches in Justizvollzugsanstalten. Doch hier soll es nicht um das
Wegsperren von Straftatern gehen. Auch die Unterbringung von Patienten in geschlossenen
Stationen  Psychiatrischer Kliniken oder von psychisch kranken Straftdtern in
Mafregelvollzugskliniken ist weitestgehend bekannt. Sie soll hier ebenfalls nicht weiter
erdrtert werden.

Die Uberlegungen beziehen sich auf geistig oder seelisch behinderte Menschen, die in
Wohnheimen unter geschlossenen Bedingungen leben.




Ausschuss fur Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung des Landes Sachsen-Anhalt
Geschlossene Unterbringung im Heim — Beitrage zur Diskussion

Zur Situation

Es ist nicht leicht, fir Sachsen-Anhalt einen genauen Uberblick (ber die geschlossenen
Wohnheimpléatze zu erhalten. Zu undifferenziert, zu ungenau sind die Vorgaben und
Bedingungen. Klar strukturierte, geschlossene Wohnheimbereiche existieren kaum, die
Konzepte sind sehr unterschiedlich, die Belegung ist haufig gemischt und nicht gut
differenziert, die Mitarbeiter nicht ausreichend qualifiziert. Der Versuch des Landes, vor
einigen Jahren Konzeptionen fur Kleinheime fiur Menschen mit schweren Verhaltens-
stoérungen aufzubauen, scheiterte an den personellen Erfordernissen - also am Geld. Eine
Umsetzung erfolgte nie.

Eine wesentliche Rolle spielt nhach Ansicht des Autors dabei, dass diese Problematik vom
Land Sachsen-Anhalt nicht ernsthaft bearbeitet wird. In der Entwicklung der psychiatrischen
Versorgungslandschaft stellte die geschlossene Unterbringung schon immer ein Stiefkind dar.
Der Rickzug des Landes aus der aktuellen Psychiatrieplanung erschwert nun zusatzlich die
Erarbeitung gut durchdachter Konzepte fiir geschlossene Einrichtungen. Im Ergebnis werden
immer mehr ,Menschen mit erheblichen Problemen” in andere Bundeslander abgeschoben,
da ein entsprechendes Angebot hier nicht existiert.

Es ist offensichtlich auch schwierig, fir die Tatsache der Freiheitsentziehung in einem
Wohnheim einen passenden Begriff zu finden. Es gibt hierfir vielfaltige Bezeichnungen, wie
L-Unterbringung®, ,geschuitzter" oder ,beschitzender Bereich®, ,geschlossene Abteilung®, ,halb
geschlossene Abteilung”, ,Sozialbereich* usw. Alle diese umschreibenden Begriffe driicken
eigentlich nur die Hilflosigkeit und Unsicherheit im Umgang mit diesem Problem aus.

Das zeigte sich z.B. bei der Erstellung dieses Berichtes. Kaum jemand konnte auf die
Nachfrage des Autors eine verstandliche und Uberzeugende Antwort geben. Dazu kommt,
dass nur wenig bekannt ist, wo Menschen Uberhaupt geschlossen untergebracht werden
koénnen. Die Situation in den Einrichtungen in Sachsen-Anhalt ist nur schwer zu Uberblicken.
Die Adressen geschlossener Heime und Heimbereiche, die aufnahmefahig und
aufnahmebereit sind, sind weitestgehend unbekannt oder werden in Betreuerkreisen als
wertvolle Information unter der Hand weitergereicht. Man muss sich umhdren, die
Sozialarbeiter der einzelnen Einrichtungen befragen und erhélt auch dort nur ungenaue
Auskunfte. Vor allem aber: ,Alle Platze sind sowieso besetzt“. Betreuer, die rege sind, finden
aul3erhalb von Sachsen-Anhalt entsprechende Wohnheimplatze. Doch dann missen Familien
Hunderte von Kilometern reisen, um ihre Angehdrigen zu besuchen.

Die Versorgung in Sachsen-Anhalt mit Heimplatzen fir eine geschlossene Unterbringung
scheint nach Einschétzung der Lage vollig ungentigend und nicht sehr differenziert. Die
Tatigkeit des Psychiatrieausschusses und seiner Besuchskommissionen bietet durch
Nachfrage vor Ort die Gelegenheit, sich einen gewissen Uberblick zu verschaffen. Aus den
Unterlagen des Psychiatrieausschusses sind folgende geschlossene Heimplatze ablesbar: 10
Platze in einem Wohnheim fir seelisch behinderte Menschen, ca. 100 Platze in vier
Wohnheimen flr geistig behinderte Menschen, 42 Platze in zwei Wohnheimen fir
gerontopsychiatrisch zu versorgende Bewohner und 13 Platze in einem Wohnheim fir
seelisch und geistig behinderte Menschen. Insgesamt gibt es also nur 165 geschlossene
Wohnheimplatze in acht Einrichtungen. Zwar kann diese Aufstellung keinen Anspruch auf
Vollstandigkeit erheben, eine genaue Anzahl der vorhandenen Platze ist zu hinterfragen, aber
eine wesentlich andere Auskunft wird derzeit wohl nicht zu erhalten sein.

Bei einer Gesamtzahl von Uber 8.000 Wohnheimplatzen (nicht mitgezahlt Kinder-, Jugend-
und Altenpflegeheime) ergibt sich eine Quote von rund 2 % geschlossen gefiihrter Platze.
Betrachtet man die Gruppe der seelisch und geistig behinderten Menschen zusammen, so
ergibt sich eine Quote von 1,5 % (123 Platze). Fur geistig behinderte Menschen ergibt sich bei
einer Platzzahl von 6.349 eine Quote von 1,6 %. Im Bereich der seelisch behinderten
Menschen bei 929 Platzen von 2,5 %. In den tber 330 Altenpflegeheimen stehen insgesamt
ca. 20.500 Platze zur Verfiigung. Bei 42 bekannten geschitzten Platzen in Wohnbereichen fir
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Gerontopsychiatrie ergibt sich eine Quote von gerade einmal 0,2 %. Auffallig ist, dass in
Wohnheimen fir suchtkranke und mehrfachbehinderte Menschen keinerlei geschlossene
Moglichkeiten existieren. Auch in Einrichtungen fir seelisch behinderte Kinder und
Jugendliche ist eine Quote nicht errechenbar.

Wie sind solche Daten einzuschétzen und zu werten?

Abgesehen davon, dass der Ausschuss es fiir unerlasslich hélt, dass in den Regionen eine
genaue Bedarfsanalyse in Auftrag gegeben wird, kann schon jetzt davon ausgegangen
werden, dass der Grundsatz der gemeindenahen Versorgung der geschlossen
untergebrachten Menschen in Sachsen-Anhalt derzeit nicht umzusetzen ist. Dazu sind die
Einzugsbereiche der wenigen anbietenden Heime zu grof3.

Fur geistig und mehrfachbehinderte Menschen stehen ca. 100 geschlossene Platze in vier
Einrichtungen zur Verfugung. Die Zahl lasst sich deswegen nicht exakt festlegen, weil in
einigen Einrichtungen Bereiche fakultativ geschlossen gefiihrt und nicht als geschlossen
bezeichnet werden, und einige Einrichtungen sowohl seelisch als auch geistig behinderte
Menschen aufnehmen.

Die Grunde fir eine geschlossene Unterbringung sind unterschiedlich. Zum einen handelt es
sich um Menschen mit schwersten geistigen Behinderungen, die z.T. hilflos oder desorientiert
sind, Erregungszustidnde mit Weglauftendenz haben und sich verlaufen wirden und
deswegen einer besonderen Firsorge und Aufsicht bedirfen. Diese Einrichtungen bedirfen
neben der heilerzieherischen oft auch einer pflegerischen Orientierung. Zum anderen handelt
es sich um Menschen mit geistigen Behinderungen, héaufig im Grenzbereich zur
Minderbegabung, die zugleich ganz erhebliche Verhaltensstdrungen aufweisen. Nicht selten
bestehen psychiatrische Zusatzerkrankungen, Suchtmittelmissbrauch mit schizophrenen und
maniformen Zustanden, raptusartigen Erregungszustanden, gelegentlich auch kriminellen
Verhaltensweisen. Die Aufgabe einer geschlossenen Unterbringung besteht hier neben der
Behandlung der Verhaltensauffalligkeiten, der psychiatrischen Stérungsbilder und dem Schutz
der Betroffenen vor sich selbst im Schutz der Gesellschaft vor straffalligem Verhalten. Diese
Personengruppe fordert die Mitarbeiter ganz besonders. Sie haben oftmals eine lange
Heimkarriere mit vielen Heimwechseln hinter sich. Hier ist neben einer intensiven
sozialpadagogischen Betreuung auch eine begleitende psychiatrisch-psychotherapeutische
Behandlung erforderlich. Es sind zuséatzlich sichernde MalRhahmen ndétig, weil akute
Entweichungsgefahr bestehen kann. Erfahrungen der Besuchskommissionen, Gesprache mit
Mitarbeitern, Sozialarbeitern und Betreuern und nicht zuletzt die Erfahrung der Kliniker zeigen
jedoch, dass die meisten geschlossenen Einrichtungen nicht in diesem Sinne differenzieren,
dass in der Regel keine ausreichenden therapeutischen MalRnahmen erfolgen und dass ein
Ubergang in den offenen Wohnbereich nur schwer erreicht wird. H&aufig bestehen groRe
Unsicherheiten hinsichtlich der rechtlichen Bestimmungen.

Fir seelisch behinderte Menschen gibt es in Sachsen-Anhalt nur eine Einrichtung mit zehn
geschlossenen Platzen. Diese Einrichtung ist chronisch Uberfillt und fuhrt eine lange
Warteliste. Sie bietet den Bewohnern ein Beschéftigungsangebot und eine gesicherte
facharztliche Versorgung. Hier werden vorwiegend Menschen mit schizophrenen
Erkrankungen betreut, die selbst- und fremdgefahrdet sind, haufig zusatzlich eine
Suchterkrankung haben und sich in der Regel den dblichen tagesstrukturierenden
Maflnahmen entziehen. Erfahrungsgemal koénnen durch therapeutische Angebote, die
konsequent und ausreichend lange durchgefiihrt werden, unter angepasster Belastung und
bei ausreichender Riickzugsmdglichkeit Fortschritte erzielt werden. Die Forderung verfolgt das
Ziel, dass die Bewohner nicht dauerhaft im geschlossenen Bereich leben missen, sondern
eines Tages in die angegliederten offenen Bereiche des Heimes umziehen kénnen. Auch hier
ist also der therapeutische Ansatz ein wesentlicher Bestandteil der Versorgung.

Zehn geschlossene Platze sind unserer Erfahrung nach nicht ausreichend.
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Eine geschlossene Unterbringung fur gerontopsychiatrisch erkrankte Menschen hat in erster
Linie die Funktion, die Betroffenen zu schitzen, zu versorgen und die Fahigkeit zur
Selbstversorgung unter Anleitung solange wie mdoglich zu erhalten. Hier handelt es sich
vorwiegend um Menschen mit Psychosen und vor allem mit Demenz. Zusatzliche Symptome
wie motorische Unruhezustdnde mit Weglauftendenz stellen eine Selbstgefahrdung dar. Nur in
Einzelfallen spielt bei ihrer Unterbringung der Schutz der Gesellschaft vor aggressiven
Handlungen eine entscheidende Rolle. Knapp die Halfte der Bewohner in Altenpflegeheimen
leidet an demenziellen Syndromen unterschiedlichen Ausmalles. In der Pflegestufe Ill steigt
deren Anteil bis auf 75 %. Sicher sind viele von ihnen gut fihrbar und lenkbar, so dass eine
beschiitzte Unterbringung nicht erforderlich ist. Jedoch ist davon auszugehen, dass ein hoher
Anteil der Bewohner geschutzt betreut werden muss.

Wie oben erwdhnt, gibt es in Sachsen-Anhalt nur 42 ausgewiesene geschlossene
gerontopsychiatrische Platze. Am Weglaufen werden die alten Menschen durch sehr
unterschiedliche Malinahmen gehindert. Es gibt Trickverschlisse, schwergangige Turen,
relativ untibersichtliche rdumliche Gestaltung, Bewachung der Turen durch Pfértner, optische
Hindernisse, z.B. Sichtblenden, gelegentliche Fixierungen an Rollstiihlen, personal-
aufwendige Aufsicht in Gruppenbereichen, Personenmeldeanlagen. Formell stellen diese
Maflinahmen keinen Freiheitsentzug dar. Aber sie bewegen sich in der ,Grauzone" juristischer
Bestimmungen und bedeuten flr den Betroffenen letztlich doch eine Freiheitsbeschrankung.
Im Ergebnis ist also kein wesentlicher Unterschied zu erkennen. Zu fragen ist, ob ein
grolRzugig gestalteter geschlossener Bereich, der auch als solcher gekennzeichnet ist, nicht
einen ehrlicheren Umgang mit dieser Situation darstellt. Hier zeigt sich ganz deutlich die
Schwierigkeit unserer Gesellschaft, mit dem Thema ,Wegsperren — Einsperren -
Freiheitsentziehung" umzugehen.

Fur suchtkranke Menschen existieren in Sachsen-Anhalt keinerlei geschlossene Heime oder
Wohnbereiche. Eine beschitzende Unterbringung ist jedoch bei Patienten mit schweren
hirnorganischen Verédnderungen durch eine Suchterkrankung erforderlich, die an erheblichen
Zeitgitter-, Gedachtnis- und Orientierungsstdrungen leiden. Diese Menschen kénnen oftmals
keine Entscheidung mehr liber eine abstinente Lebensfuhrung treffen, sind verfihrbar und den
Versuchungen des sozialen Umfeldes ausgeliefert. Nach Erfahrung der Kliniker kommen
diese Menschen nur in klar strukturierten, beschitzenden Wohnheimen mit angemessener
Tatigkeit zurecht. Hier steht der versorgende, beschitzende und strukturierende Auftrag im
Vordergrund. Eine Unterbringung in solchen Heimbereichen muss tber einen langen Zeitraum
erfolgen. Betroffene Menschen aus Sachsen-Anhalt werden derzeit von ihren Betreuern
entweder aufRerhalb des Landes untergebracht, viele werden Uberhaupt nicht versorgt oder
befinden sich in Obdachloseneinrichtungen.

Fur seelisch behinderte Kinder und Jugendliche werden von der Kinder- und Jugendhilfe keine
geschlossenen Platze ausgewiesen. Betroffene junge Menschen werden eher in besonderen
Projekten, wie landschaftlich entlegenen und dadurch weglaufmindernden Kleinst-
einrichtungen, sogar flir eine gewisse Zeit auf Segelbooten, aber immer ,offen” betreut. Kinder
und Jugendliche mit langen Heimkarrieren und schweren Stérungen werden in Einzelféllen
auch in geschlossenen Heimen in anderen Bundeslandern untergebracht. Die eigentliche
Problematik liegt hierbei eher im sozialpddagogischen Bereich, weniger in einer psychischen
Erkrankung oder seelischen Behinderung. Dennoch werden die Kliniken fur Kinder- und
Jugendpsychiatrie immer wieder bemuiiht, wenn es um das zeitweise ,Festhalten” von Kindern
und Jugendlichen mit Weglauftendenzen oder kriminellem Verhalten geht. Um bindungs-
gestorte oder sozial entgleiste Jugendliche zu rehabilitieren, sind entsprechende Strukturen im
Land gefragt. Der Ausschuss hat sich hierzu bereits geaufRert und fakultativ geschlossene
Madglichkeiten in Kinderheimen empfohlen.




.Geschlossene” Heime in Sachsen-Anhalt? (J. Mller, Jerichow)
Auszug aus dem 12. Bericht des Ausschusses, 2005

Rechtliche Rahmenbedingungen

Klare Regelungen fur freiheitsbeschrankende Mal3nahmen finden sich im Betreuungsgesetz.
Doch neben der fiur den Einzelfall erforderlichen richterlichen Genehmigung gibt es keine
weiteren gesetzlichen Regelungen fir das Betreiben von geschlossenen Einrichtungen und
Heimbereichen. Weder das Heimgesetz noch das PsychKG LSA verpflichtet die Trager zur
Anzeige geschlossener Platze, so dass selbst eine verantwortungsbewusste Heimaufsicht
keine Grundlagen und Kriterien fir eine Uberpriifung hat.

Der Gesetzgeber ist aufgefordert, entsprechende Mindeststandards und Anforderungen fir
geschlossen gefiihrte Heime zu erlassen, die sowohl das Betreuungskonzept als auch die
raumlichen Voraussetzungen und die personellen Anforderungen umfassen.

Empfehlungen

Heime sind Orte des Lebens. Fur ihre Bewohner ist das uneingeschrankte Recht auf Freiheit,
Mobilitat und Teilhabe, auf Normalitdt des Alltags zu sichern. Da es sich bei der
geschlossenen Betreuung unter humanitdren Gesichtspunkten nicht um die Normalitat
handelt, sind die Betreuungskonzepte so auszugestalten, dass sie flr die Bewohner einen
entsprechenden Ausgleich schaffen, bei dem die Lebensqualitat der Betroffenen im Vorder-
grund steht. Dazu sind neben einer anspruchsvollen Tagesstrukturierung und einer
begleitenden psychiatrischen Versorgung auch der Personalbedarf und die Fachkraftquote flr
den geschlossenen Bereich zu prifen. Fir die Altenpflege sind die derzeit unzureichenden
Personalbemessungsinstrumente des SGB Xl zu Uberarbeiten und fur die Eingliederungshilfe
im Rahmenvertrag entsprechende Regelungen festzuschreiben. Besonders ist dabei an eine
behinderungsspezifische Qualifizierung und an die Absicherung der Bezugsbetreuung und der
nachtlichen Personalausstattung zu denken. RegelmaRiges Deeskalations- und Sicher-
heitstraining des Personals gehéren ebenfalls dazu. Auch auf die raumlichen Bedingungen ist
besonderes Augenmerk zu richten. Stationdre Einrichtungen mit geschlossenen Bereichen
mussen so gestaltet sein, dass die Bewohner sowohl ihrem Ruhe- und Riickzugs- als auch
ihrem ,Umherlauf‘-Bedtrfnis ungehindert nachgehen und sich innerhalb und aul3erhalb des
Bereiches sicher bewegen kénnen. Nicht zuletzt muss garantiert sein, dass die Voraus-
setzungen fur die geschlossene Unterbringung regelmafig gepriuft werden und bei ihrem
Wegfall umgehend ein Umzug in offene Wohnbereiche erméglicht wird.

SchlieBlich muss bei einem Pladoyer fir konzeptionell gut durchdachte geschlossene
Abteilungen auch auf die Missbrauchgefahr hingewiesen werden. Es besteht die grol3e
Gefahr, dass unliebsame Personen, sei es mit Suchterkrankungen oder auch mit anderen
seelischen Erkrankungen, weggeschlossen werden, weil sie im Stadtbild stéren, weil sie lastig
sind und weil sie einer adaquaten Therapie nicht zuzufuhren sind. Einziges Motiv fur die
Versorgung in beschiitzenden Einrichtungen kann allein das Wohl des Betroffenen sein.
Keinesfalls darf Lastigkeit und Auf3enseitertum zum Wegsperren filhren. Eine Anzeigepflicht
der Einrichtungen iiber ihre geschlossen gefiihrten Platze und eine regelméRige Uberpriifung
durch die mit den notwendigen Kompetenzen ausgestattete Heimaufsicht kann den
Missbrauch verhindern. Und es ist die Aufgabe aller beteiligten Richter, Betreuer,
Angehdrigen, Arzte, Therapeuten und Pflegenden, gewissenhaft und verantwortungsvoll damit
umzugehen, dass ein hohes Gut unseres Mensch-Seins, namlich die Freiheit, entzogen wird:

Nur dann, nur solange und nur soweit es erforderlich ist, darf ein Mensch geschlossen
untergebracht werden.




Ausschuss fur Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung des Landes Sachsen-Anhalt
Geschlossene Unterbringung im Heim — Beitrage zur Diskussion

Positionspapier
Geschlossene Unterbringung fir folgende Personengruppen:

¢ Menschen mit seelischen und seelischen und mehrfachen Behinderungen
¢ Menschen mit geistigen und geistigen und mehrfachen Behinderungen

Aussagen der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege im Land Sachsen-Anhalt zum Bedarf
und zur Ausstattung
Januar 2007
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Vorwort

Das Thema ,Geschlossene Unterbringung” erfreut sich in der Fachdiskussion keiner grofRen
Beliebtheit, weil es mit einer Vielzahl von negativen Konnotationen verknipft ist. Es erinnert
an die Zeiten der Verwahrpsychiatrie, an die Tradition des Wegsperrens und Ausgrenzens von
unbequemen, verhaltensauffalligen oder schwer verstehbaren Menschen mit psychischen
Erkrankungen oder seelischen bzw. geistigen Behinderungen. Es erinnert an eine
Vergangenheit, in der Behandlung viel zu oft Ziige von Bestrafung angenommen hatte. Diese
Vergangenheit ist trotz aller Bemihungen nie endgtiltig tberwunden worden; das Problem der
Wahrung der Menschenwiirde von Menschen mit Behinderungen kann nie ad acta gelegt
werden und erfordert das fortgesetzte Bemiihen aller Beteiligten.

Dennoch ist es bisher nicht gelungen, fir alle Menschen mit einem besonderen Potential an
Selbst- oder Fremdgefahrdung im Rahmen offener Angebote geeignete Hilfsmdglichkeiten
anzubieten. Dies hat unterschiedliche Ursachen, die nicht nur in der individuellen Pathologie
liegen, sondern auch in defizitéaren Versorgungsstrukturen gesucht werden mussen.

In seinem 12. Bericht thematisiert der Psychiatrieausschuss des Landes Sachsen-Anhalt die
Situation langerfristig geschlossen untergebrachter Menschen im Land'. Dabei werden
Personen mit seelischen Behinderungen, mit geistigen Behinderungen, Suchtkranke,
Jugendliche und gerontopsychiatrisch erkrankte Menschen in den Blick genommen. Die in
dem Artikel von Herrn Dr. Miller getroffenen Feststellungen lassen sich wie folgt
zusammenfassen:

e Die Situation im Bereich der geschlossenen Heimunterbringung im Land Sachsen-
Anhalt ist untbersichtlich. Es fehlen Informationen Uber vorhandene Angebote und
deren Ausstattung.

e Die vorhandenen Angebote sind haufig zu wenig strukturiert, mit Menschen mit
unterschiedlichen Behinderungsformen gemischt belegt und konzeptionell zu
undifferenziert.

e Die Mitarbeiter in den vorhandenen Einrichtungen sind haufig nicht ausreichend fur
ihre Tatigkeit qualifiziert und haben zu geringe Kenntnisse Uber die gesetzlichen
Bestimmungen.

e Es fehlt an einer fundierten regionalen Bedarfsanalyse als Voraussetzung einer
gemeindenahen Versorgung.

e Die therapeutischen Angebote in den vorhandenen geschlossenen Einrichtungen sind
meist unzureichend. Eine Weitervermittlung der Betroffenen in offene Wohnbereiche
gelingt daher zu selten.

e Fiur suchtkranke Menschen existieren in Sachsen-Anhalt keine ausgewiesenen
Angebote flr eine geschlossene Heimunterbringung. Dieser Personenkreis wird haufig
aulRerhalb des Landes untergebracht oder im Rahmen der Nichtsesshaftenhilfe nur
unzureichend versorgt.

e Fir die geschlossene Unterbringung von Jugendlichen mit entsprechendem Bedarf
werden regelmafig Kliniken der Kinder- und Jugendpsychiatrie bemiiht, da Angebote
im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe im Land nicht bestehen.

Im Folgenden erfolgt in einem ersten Schritt eine Positionierung der LIGA der Freien
Wohlfahrtspflege, die sich auf den Personenkreis der erwachsenen Menschen mit seelischen
und mit geistigen Behinderungen in der Kostenzustandigkeit der Eingliederungshilfe beziehen.
Zusatzlich werden unter den Punkten 5 und 6 Aussagen zu den Bereichen Jugendhilfe und
Altenhilfe gemacht. Dabei ist eine groRe inhaltliche Ubereinstimmung in den Grundaussagen
zu erkennen.

! Ausschuss fiir Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung des LSA, 12. Bericht, Berichtzeitraum Mai 2004-2005
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Es erscheint der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege dringend notwendig, sich Uber diejenigen
Betroffenen Gedanken zu machen, die derzeit nicht, noch nicht oder nicht wieder aufRerhalb
geschlossener Institutionen adaquat betreut werden koénnen. Wenn das Hilfesystem fir
chronisch psychisch kranke bzw. seelisch oder geistig behinderte Menschen ohne
geschlossene Angebote nicht auskommt, so hat es dariiber Auskunft zu geben, in welcher
Zahl diese vorgehalten werden sollten und welche Rahmenbedingungen fur sie notwendig
sind.

Die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege sucht im Land Sachsen-Anhalt die fachliche
Auseinandersetzung zu Bedarfen und Rahmenbedingungen mit Politiker/innen und
Mitarbeiter/innen der Sozialagentur. Weiterhin weist die LIGA darauf hin, dass der tberortliche
Sozialhilfetrager hier die Planungsverantwortung hat und dieser gerecht werden muss.

Im Folgenden werden die rechtlichen Rahmenbedingungen aufgezeigt, aus der sich die
Zustandigkeit der Eingliederungshilfe ergibt. Im Weiteren erfolgen Aussagen zu Fragen des
Bedarfes und der Ausgestaltung der Hilfen in der Form der ,Geschlossenen Unterbringung®.

1. Ist aus den rechtlichen Regelungen fir die geschlossene Unterbringung eine Zusténdigkeit
der Eingliederungshilfe ableitbar?

Die Unterbringung psychisch kranker und seelisch bzw. geistig behinderter Menschen ist in
zwei Gesetzesbereichen geregelt: Dem Betreuungsrecht (BGB) und den Landesgesetzen
Uber Hilfen und Schutzmaflinahmen fiir psychisch Kranke (PsychKG). Fir die Betrachtung mit
heranzuziehen sind die Regelungen im Gesetz (ber Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit (FGG), die fir den Bereich der geschlossenen Unterbringung sowohl nach
Betreuungsrecht wie nach PsychKG einzuhalten sind.

Da die gesetzlichen Regelungen kaum kirzer wiederzugeben sind, seien sie im Folgenden
zitiert:

BGB
,81906 [Unterbringung]

(1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den Betreuer, die mit Freiheitsentziehung
verbunden ist, ist nur zulassig, solange sie zum Wohl des Betreuten erforderlich ist, weil
1. auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung
des Betreuten die Gefahr besteht, dass er sich selbst tétet oder erheblichen
gesundheitlichen Schaden zufligt, oder
2. eine Untersuchung des Gesundheitszustandes, eine Heilbehandlung oder ein
arztlicher Eingriff notwendig ist, ohne die die Unterbringung des Betreuten nicht
durchgefuhrt werden kann und der Betreute auf Grund einer psychischen Krankheit
oder geistigen oder seelischen Behinderung die Notwendigkeit der Unterbringung nicht
erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann.

(2) Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichtes zulassig. Ohne
Genehmigung ist die Unterbringung nur zulassig, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden
ist; die Genehmigung ist unverziiglich nachzuholen.

(3) Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, wenn ihre Voraussetzungen wegfallen. Er
hat die Beendigung der Unterbringung dem Vormundschaftsgericht anzuzeigen.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn dem Betreuten, der sich in einer Anstalt,
einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung aufhélt, ohne untergebracht zu sein, durch
mechanische Vorrichtungen, Medikamente oder auf andere Weise Uber einen langeren
Zeitraum oder regelméaRig die Freiheit entzogen werden soll.

(5) (...)."
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PsychKG Land Sachsen-Anhalt, Dritter Abschnitt ,Unterbringung*®

§ 11 Begriff der Unterbringung

(1) Eine Unterbringung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn jemand gegen seinen Willen
oder im Zustand der Willenlosigkeit in den abgeschlossenen Teil eines Krankenhauses
eingewiesen wird und dort verbleiben soll.

(...)

§ 12 Vollzug der Unterbringung

(1) Die Unterbringung wird in der Regel in Krankenhausern des Landes vollzogen.
Krankenhausern anderer Trager kann diese Aufgabe mit deren Zustimmung widerruflich
Ubertragen werden, wenn diese sich dafir eignen.

(-.n)

§ 13 Voraussetzungen der Unterbringung

(1) Eine Unterbringung ist nur zuléssig, wenn und solange

1. die gegenwartige erhebliche Gefahr besteht, dass der Betroffene sich infolge einer
Krankheit, Stérung oder Behinderung (...) schwerwiegende gesundheitliche Schaden zuflgt,
oder

2. das durch die Krankheit, Stérung oder Behinderung bedingte Verhalten des Betroffenen aus
anderen Grunden eine gegenwartige erhebliche Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit oder
Ordnung darstellt,

und die Gefahr auf andere Weise nicht abgewendet werden kann.

)"

FGG (Gesetz Uber die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)

IV. Unterbringungssachen

(-.r)

§ 70 f [Inhalt der Entscheidung] (1) Die Entscheidung, durch die eine
Unterbringungsmaflnahme getroffen wird, muss enthalten

1. die Bezeichnung des Betroffenen

2. die ndhere Bezeichnung der UnterbringungsmafRhahme,

3. den Zeitpunkt, zu dem die Unterbringungsmalinahme endet, wenn sie nicht vorher
verlangert wird; dieser Zeitpunkt darf hdchstens ein Jahr, bei offensichtlich langer
Unterbringungsbediirftigkeit héchstens zwei Jahre nach Erlass der Entscheidung
liegen,

4. eine Rechtsmittelbelehrung

(2) Die Entscheidung ist auch im Falle der Ablehnung zu begriinden.”

Inwieweit lasst sich aus den zitierten gesetzlichen Aussagen eine Zustéandigkeit der
Eingliederungshilfe ableiten?

§ 1906 Absatz 1 differenziert als Griunde fir eine vorliegende massive Selbstgeféhrdung
psychische Krankheit und seelische bzw. geistige Behinderung. Mit dem Begriff der
Behinderung sind langerfristige vorliegende Fahigkeitsbeeintrachtigungen angesprochen, die
von akuten Krankheitszustdnden unterschieden werden mussen (vgl. auch Eingliederungs-
hilfeVO). Grindet die Selbstgefahrdung in einer Behinderung, ist sie langerfristiger Natur und
damit eine Zustandigkeit der Eingliederungshilfe ableitbar. Eine akute psychische Erkrankung,
die mit einer Selbstgefahrdung einhergeht, kann nach zeitgemaRer psychiatrischer
Lehrmeinung durchaus auch den behinderten Menschen betreffen und ist im psychiatrischen
Krankenhaus zu behandeln. Die Entscheidung uber die Frage, ob eine vorliegende
Selbstgefahrdung Symptom einer akuten Erkrankung oder aber Merkmal einer Behinderung
ist, obliegt der facharztlichen Begutachtung (8 70e FGG).

Diese Auffassung wird auch gestitzt durch § 70f FGG, der die Dauer der Giltigkeit einer
Entscheidung Uber eine geschlossene Unterbringung auf ein bzw. in Ausnahmeféllen zwei
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Jahre begrenzt. Die genannten Zeitrdume verweisen bei Beriicksichtigung der in der
EingliederungshilfeVO vorgenommenen Definition von Behinderung auf die Zustandigkeit der
Eingliederungshilfe. Eine Unterbringung bis zu einem Jahr oder dariber hinaus ist nicht
Aufgabe eines psychiatrischen Krankenhauses und wird auch im Rahmen des SGB V in der
Regel nicht finanziert. Eine Finanzierung von Langzeitbereichen in psychiatrischen
Krankenhausern Uber die Eingliederungshilfe wirde eine Rickkehr zum (berwundenen
Anstaltssystem bedeuten.

§ 11 PsychKG Sachsen-Anhalt beschréankt die Regelungen dieses Gesetzes auf die
geschlossene Unterbringung in Krankenh&usern.

Diese Einschrankung hat erhebliche Auswirkungen. Eine Unterbringung wegen einer
krankheits- oder behinderungsbedingten Fremdgefahrdung ist nach dem Betreuungsrecht
nicht maoglich; dieser ordnungsrechtlich relevante Sachverhalt wird ausschlielich von den
Landesgesetzen abgedeckt. Wird dort die Unterbringung nur auf Krankenh&user bezogen
bedeutet dies, dass eine langer andauernde behinderungsbedingte Fremdgefahrdung nicht zu
einer Heimunterbringung fiihren kann. In Sachsen-Anhalt besteht daher rechtlich nur bei einer
vorliegenden Selbstgefahrdung die Mdoglichkeit zu einer geschlossenen Unterbringung im
Heim. Fur den gesamten Bereich der behinderungsbedingten Fremdgefahrdung stehen nur
die geschlossenen Abteilungen der psychiatrischen Kliniken zur Verfiigung. Der beschriebene
Umstand ist unbefriedigend; das PsychKG des Landes Sachsen-Anhalt ist in dieser Hinsicht
dringend novellierungsbediirftig. In der Praxis fuhrt dieser Missstand dazu, dass der aus der
Fremdgefahrdung resultierende Hilfebedarf nicht in den Blick kommt und Betroffenen, die
nicht zusatzlich selbst gefahrdende Symptome zeigen, der Zugang zu geschlossenen Heimen
verwehrt wird.

Position der LIGA:

Aus den dargestellten rechtlichen Rahmenbedingungen ergibt sich eine klare Zustandigkeit
der Eingliederungshilfe gem. 88 53, 54 SGB Xl fir den Bereich der ,Geschlossenen
Unterbringung®.

2. Wie hoch ist der Bedarf an geschlossenen Heimplatzen fir Menschen mit seelischen
Behinderungen und mit geistigen Behinderungen im Leistungsbereich des SGB Xll im
Land Sachsen-Anhalt?

2.1 Menschen mit seelischen Behinderungen

Die Frage nach dem Bedarf an geschlossenen Heimplatzen ist ohne empirische Grundlage
nur schwer zu beantworten. Anhaltspunkte liefern Zahlen aus anderen Bundeslandern.
Mecklenburg-Vorpommern halt fir Menschen mit seelischer Behinderung 67 geschlossene
Heimplatze vor, die sich Uber funf Standorte verteilen. In Thiringen wurden vom
Landesfachbeirat fiir Psychiatrie Empfehlungen verabschiedet, die den Bedarf im Rahmen der
Eingliederungshilfe mit 36 Platzen benennen. Diese sollen Uber funf Standorte verteilt werden.
Als ZielgroR3e fur eine Versorgungseinheit werden sechs Pléatze angegeben.

In Mecklenburg-Vorpommern wird in der Fachdiskussion Uber geschlossene Unterbringung
seit Jahren auch intensiv Uber die Teilgruppe der so genannten ,Systemsprenger” diskutiert,
die auch mit einer herkdbmmlichen geschlossenen Unterbringung mit einem Personalschliissel
von 1 zu 1 nicht adaquat betreut werden kann. Zur Grol3e dieses Personenkreises liegt eine
Studie des Instituts flr Sozialpsychiatrie der Universitat Greifswald vor, die den Bedarf auf 51
Personen schatzt. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass ein Teil der Betroffenen bereits
geschlossen untergebracht ist. Im Rahmen eines Modellprojektes wird derzeit versucht, fir
diese Menschen adaquate Betreuungsmaglichkeiten zu entwickeln.
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Position der LIGA:

Fur die Ermittlung des Bedarfs im Land Sachsen-Anhalt midssen in einer landesweiten
Befragung von Institutionen solide Daten ermittelt werden. Hier sehen wir die fachpolitische
Verantwortung des Sozialministeriums. Die Befragung muss auch Krankenhauser
einschlieBen, da erfahrungsgemar eine nicht unerhebliche Anzahl von Personen aufgrund
ihrer spezifischen Problematik nicht in Einrichtungen der Behindertenhilfe betreut werden,
sondern in der Gemeinde leben und als Drehturpatienten aufféllig werden. Ein wichtiger
Anhaltspunkt waren Informationen der Sozialagentur tUber die Anzahl der Betroffenen aus
Sachsen-Anhalt, die auBerhalb des Landes geschlossen untergebracht sind. Als
Informations-quelle kommen diesbeziiglich auch Betreuungsbehérden und -vereine in
Betracht.

2.2 Menschen mit geistigen Behinderungen

Generelle Aussagen zum Bedarf an geschlossenen Heimpléatzen flir Menschen mit geistigen
Behinderungen sind auf3erordentlich schwierig. Es ist eine grundlegende Erkenntnis der
Heilpddagogik und der Psychiatriereform, dass selbst- und fremdgefahrdendes Verhalten bei
Menschen mit geistigen Behinderungen immer im Kontext der jeweiligen Lebensumstande
betrachtet werden muss und sich nicht allein aus der Pathologie des Individuums ableiten
l&sst. Einrichtungen und Dienste der Behindertenhilfe haben grol3e Mihe darauf verwendet,
ihre Angebote so flexibel auszugestalten, dass es auch gelingt, fir geistig behinderte
Menschen mit haufig auftretenden Krisen, herausforderndem Verhalten, Neigung zu
Selbstverletzungen usw. geeignete ,Orte zum Leben’ zu schaffen. Pragende Erfahrung war
dabei die im Rahmen der Enthospitalisierung erfolgte Beobachtung, dass die
Wabhrscheinlichkeit selbst- und fremdgefahrdenden Verhaltens mit der Normalisierung der
Lebensumstande und der Ermoglichung eines Lebens in gréRerer Eigenverantwortung und
Selbstbestimmung deutlich abnimmt. Es ist daher unerlasslich, in den zur Frage stehenden
Fallen zu prifen, ob sich die Problematik durch eine Anpassung der Lebensbedingungen und
eine professionelle Krisenintervention und -begleitung positiv beeinflussen lasst, bevor eine
geschlossene Unterbringung in Betracht gezogen wird.

Position der LIGA:

Fur die Ermittlung des Bedarfs im Land Sachsen-Anhalt midssen in einer landesweiten
Befragung von Institutionen solide Daten ermittelt werden. Hier sehen wir die fachpolitische
Verantwortung des Sozialministeriums. Im ausgehandelten Landesrahmenvertrag nach § 79
SGB XIl wurde ein Leistungstyp 4 a® entwickelt, der vereinzelt bereits von Tréagern umgesetzt
wird. Bei der Ermittlung des Gesamtbedarfs an geschlossenen Heimpléatzen ist sorgfaltig zu
prifen, welche der genannten Personen auch in einem offenen Hilfesystem im Rahmen des
LT 4 betreut werden kdnnen. Die LIGA fordert eine konsequente Reihenfolge bei der
Auseinandersetzung mit o. g. Klientel. Das heil3t, bei Menschen mit besonders
herausforderndem Verhalten sollte im offenen Hilfesystem generell gepruft werden, ob tber
den LT 4 dem Hilfeanspruch Rechnung getragen werden kann. Um diese Moglichkeit den
Betroffenen zu erschlieBen, ist jedoch eine zeitnahe Bearbeitung der Antrdge auf
Kostenibernahme durch die Verwaltung erforderlich. Dies ist gegenwartig nach
Einschatzung der LIGA nur in seltensten Féllen Praxis.

Die Notwendigkeit einer geschlossenen Unterbringung darf sich nicht aus der mangelnden
Personalausstattung in Einrichtungen ergeben. Hier erwarten wir sehr sorgféaltiges
Ausschdpfen aller Mdglichkeiten im offenen System.

? Leistungstyp (LT) 4 a: Soziotherapeutisches Wohnen fiir besonders Verhaltensauffillige mit wesentlichen
geistigen und geistigen und mehrfachen Behinderungen / Anlage B gemiB § 4 Abs. 2 zum Rahmenvertrag nach
§ 79 SGB XII
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3. Welche Standards sind fir die Ausgestaltung geschlossener Unterbringung far
Menschen mit seelischen Behinderungen und fir Menschen mit geistigen
Behinderungen anzusetzen?

Position der LIGA:

Eine Durchmischung von geschlossenen Heimbereichen fiir Menschen mit seelischen
und/oder geistigen Behinderungen entspricht nicht den Standards einer zeitgeméfRen
Versorgung. Dies gilt auch dann, wenn zugestanden werden muss, dass fiir einzelne
Personengruppen wie z.B. Menschen mit hirnorganischen Psychosyndromen eine eindeutige
Zuordnung manchmal schwer fallt. In diesen Fallen ist diagnostisch und auf Grundlage des
Einzelfalls zu klaren, welches Betreuungsangebot indiziert ist.

3.1 Strukturaspekte

3.1.1 Vernetzung mit dem offenen Hilfesystem

Geschlossene Unterbringung ist nur zu rechtfertigen, wenn sie mit einer klaren rehabilitativen
Perspektive einhergeht. Das heifdt, dass entsprechende Angebote mit der vorhandenen
Versorgungsstruktur eng vernetzt sein missen, um den betroffenen Menschen Perspektiven
bieten zu kénnen, wenn der Unterbringungsbeschluss auslauft. In Mecklenburg-Vorpommern
wurden die geschlossenen Heimplatze dem dortigen Leistungstyp ,Psychiatrische
Pflegewohnheime" angegliedert; in Thiringen wird empfohlen, die geschlossenen Platze an
Angebote der Eingliederungshilfe anzubinden.

Das Kriterium der Vernetzung mit der vorhandenen Versorgungsstruktur setzt voraus, dass
ein funktionierendes Netz von Angeboten Uberhaupt besteht. Dies kann fur das Land
Sachsen-Anhalt nicht behauptet werden. Nach wie vor fehlen in vielen Regionen
gemeindenahe und barrierefreie  Angebote wie Tagesstéatten, Arbeitsmoglichkeiten,
Begegnungsstatten, Kontaktcafes, ambulant betreutes Wohnen, Facharzt-/Psychologen-
praxen. Die vorhandenen Angebote sind einseitig stationdr orientiert und unzureichend
ausgestattet.

Eine Einigung auf ein psychiatriepolitisches Konzept, das sich an einem Versorgungsmodell
wie dem Gemeindepsychiatrischen Verbund oder dem Basis-Struktur-Modell orientiert,
besteht nicht. In dieser Situation ist davon auszugehen, dass eine empirische Bedarfs-
ermittlung tendenziell zu hohe Zahlen ergibt. Zum einen spitzen sich Krankheitsverlaufe
umso starker und haufiger zu, je schlechter es um das Versorgungssystem bestellt ist. Zum
anderen sind unzureichend ausgestattete Angebote nicht in der Lage, Betroffene mit
besonderem Hilfebedarf adaquat zu betreuen. Die LIGA fordert ein psychiatriepolitisches
Konzept, das diese Aspekte endlich berlcksichtigt.

Die LIGA teilt die Kritik des Psychiatrieausschusses der mangelhaften facharztlichen und
psychologischen Versorgung im Bundesland.?

3.1.2 Gemeindenahe

Geschlossene Heimplatze sollten gemeindenah in geringer Dichte an bestehende
Einrichtungen der Gemeindepsychiatrie integriert werden. Dies erleichtert die
Wiedereingliederung der Betroffenen, die aufgrund ihrer spezifischen Problematik oft grof3e
Schwierigkeiten haben soziale und familidre Kontakte aufrechtzuerhalten. Andererseits sind
aus Praxis Erfahrungen bekannt, wo sich eine Distanzierung aus dem Herkunftsmilieu als
sinnvoll erwiesen hat. Kleine dezentralisierte Einheiten sind hinsichtlich ihres
Integrationseffektes effektiver als grof3ere zentrale Einrichtungen.

3 Ausschuss fiir Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung des LSA, 13. Bericht, Berichtzeitraum
Mai 2005-April 2006
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3.1.3 Personelle Ausstattung

Eine geschlossene Unterbringung ist nur bei ausreichender Personalausstattung sinnvoll.
Der Rahmenvertrag nach 8 79 SGB Xll des Bundeslandes Mecklenburg-Vorpommern
definiert fir den Bereich Pflege und Betreuung einen Personalschlissel von 1 zu 1, im
Einzelfall auch dartiber hinaus. Unterhalb eines Personalschliissels von 1 zu 1,5 erscheint
eine sinnvolle Gestaltung der Unterbringung schwer vorstellbar. Abweichend von den
Anforderungen der Heimpersonalverordnung sollte die Fachkraftquote weit Uber 50 %
betragen, auch wenn in der Praxis vereinzelt mit Mitarbeitern ohne Fachausbildung gute
Erfahrungen gemacht werden. Bei Einsatz von Mitarbeitern ohne Fachausbildung sollte eine
sozialpsychiatrische Weiterbildung obligatorisch sein. Weiterhin ist im Stellenplan eine
psychologische Fachkraft als notwendig anzusehen, die fur die Umsetzung des
therapeutischen Konzeptes verantwortlich ist und die Mitarbeiter des Bereiches bei ihrer
anspruchsvollen und belastenden Tatigkeit wirksam unterstiitzen kann.

3.1.4 Anforderungen an Raumlichkeiten und Architektur

Geschlossene Unterbringung ist keine Bestrafung; sie verfolgt das Ziel der Rehabilitation und
muss die gréfitmdgliche Teilhabe des Betroffenen am Leben in der Gemeinschaft zum Ziel
haben. Dies findet auch seinen Ausdruck in einer angemessenen Ausstattung, die dem
Wohnniveau der nicht behinderten Bevélkerung entspricht. Erfahrungsgemaf muss sich die
Moblierung nicht von den offenen Heimbereichen unterscheiden.

Von grofRer Bedeutung ist das Vorhandensein eines jederzeit zuganglichen Aul3enbereiches,
um das Gefuhl des Eingesperrtseins zu mildern. Auch unter den Bedingungen
geschlossener Unterbringung ist jedem Bewohner seine Intim- und Privatsphare
zuzugestehen.

Fur Eskalationen und Krisen sind sogenannte , Time-out-Raume*” sinnvoll. Diese kdbnnen den
Bewohner vor Selbstverletzung schitzen. |hr Hauptzweck besteht aber darin, den
Betroffenen aus einer Situation herauszuhelfen, in der er so tUberfordert ist, dass er nur mit
massiver Selbst- oder Fremdgefahrdung reagieren kann.

Therapeutische Angebote kénnen durchaus auch gemeinsam mit Bewohnern aus dem
offenen Heimbereich durchgefihrt werden. Eine ,Durchmischung” ist dem Integrations-
prozess sogar forderlich.

Architektonisch ist zu beachten, dass eine wohnliche und lebensfreundliche Atmosphare
erreicht wird. Gleichzeitig sollte jedoch auch die Geschlossenheit wirklich umsetzbar sein.
Dies gilt auch, wenn die Erfahrung in vielen Fallen gezeigt hat, dass bei entsprechendem
therapeutischem Niveau der Einrichtung relativ geringe Sicherungsmaf3nahmen ausreichen.

3.2 Prozessaspekte

3.2.1 Fakultative Geschlossenheit

Geschlossene Unterbringung kann nicht hei3en, dass alle Bewohner eines betreffenden
Heimbereiches fur die Dauer ihres Beschlusses rund um die Uhr eingeschlossen werden.
Die Geschlossenheit muss im Dienste eines auf den Einzelfall zugeschnittenen
therapeutischen und pé&dagogischen Konzeptes stehen und ist folglich entsprechend zu
modifizieren. Das heil3t, dass fur jeden Bewohner im Rahmen der Hilfeplanung klare
Regelungen zum Ausgang aus dem geschlossenen Bereich festgelegt und ihre Umsetzung
dokumentiert werden miuissen. Geschlossene Unterbringung bedeutet zunachst nichts
anderes, als das die Mdglichkeit des Freiheitsentzuges besteht, nicht, dass diese in jedem
Fall und fortlaufend auch genutzt werden muss.
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3.2.2 Durchfiihrung von Zwangsmafnahmen

Die Durchfuhrung von Zwangsmafnahmen ist einer der unangenehmsten Aspekte der Arbeit
in geschlossenen Wohnbereichen. Sie erfolgt meist in Form von Fixierungen und der Gabe
von Medikamenten gegen den Willen des Bewohners. Dabei ist auch in geschlossenen
Heimbereichen zu beachten, dass alle ZwangsmafRnahmen eine richterliche Genehmigung
vorauszusetzen, die auf einer fachmedizinisch festgestellten Indikation beruht. Alle
Zwangsmal3nahmen sind vollstandig und lickenlos zu dokumentieren. Sie sind sofort zu
beenden, wenn ihre Voraussetzung oder Notwendigkeit nicht mehr gegeben ist. Missen
Medikamente gespritzt werden, so hat dies durch eine entsprechend ausgebildete Fachkraft
zu erfolgen. Bei der Durchfiihrung von Zwangsmaflinahmen haben alle Handlungen zu
unterbleiben, die geeignet sind, die Wirde des Betroffenen zu verletzen.

Die Durchfuhrung von Zwangsmaf3nahmen muss konsequent und kontinuierlich im Rahmen
eines nachgewiesenen Kriseninterventionstrainings getbt werden. Zwangsmalnahmen
mussen in einen Kriseninterventionsplan eingebettet sein, der gleichermalRen Deeskalations-
techniken beinhaltet.

3.2.3 Fort- und Weiterbildung; Supervision

Fir die Mitarbeiter in diesem anspruchsvollen Téatigkeitsfeld sind eine kontinuierliche Fort-
und Weiterbildung und die supervisorische Begleitung der Arbeit obligatorisch. Inhalte von
Fort- und WeiterbildungsmalBnahmen bestehen insbesondere in rechtlichen Fragen, dem
gezielten Training von aggressionsvermeidendem und deeskalierendem Verhalten und der
Auseinandersetzung mit dem Thema Suizidalitat und selbstverletzendes Verhalten.

3.2.4 Hilfeplanung und Dokumentation

Geschlossene Heimunterbringung ist ethisch nur zu vertreten, wenn ihr ein therapeutisch
und padagogisch fundiertes Konzept zugrunde liegt, das sich in jedem Einzelfall in einer
individuellen Hilfeplanung und Verlaufsdokumentation widerspiegelt. Der gesetzliche
Betreuer und — soweit wie moglich — der Betroffene sollten in die Hilfeplanung mit
einbezogen werden. Der Hilfeplan sollte mindestens Aussagen dartber enthalten, welche
konkreten Methoden und MaflRnahmen durchgefiihrt werden, um dem Betroffenen zu einem
Leben auf3erhalb geschlossener Unterbringung zu beféhigen. Inhalt von Hilfeplanung und
Dokumentation sind insbesondere auch individuelle Festlegungen (ber den Grad der
Geschlossenheit und Ausgangsregelungen.

4. Position der LIGA zur geschlossenen Unterbringung im Kontext der Hilfen zur
Erziehung nach dem SGB VIII

Die Thematik der geschlossenen Unterbringung in den Hilfen zur Erziehung (8827 ff SGB
VIII) ist zum Glick keines der derzeit vorrangigen Themen in diesem Fachgebiet. Dennoch
spielt es in der Praxis nach wie vor eine gewisse Rolle. Aus der Schwierigkeit heraus, jungen
Menschen mit besonderem Betreuungsbedarf gerecht zu werden haben sich Formen der
Hilfe entwickelt, die sich in einem Graubereich bewegen. Oft ist hier euphemistisch von
Jreiheitsentziehenden” oder intensivpddagogischen* MalRnahmen die Rede. Zur klaren
Abgrenzung sind freiheitsentziehende Maflnahmen als solche zu verstehen, die auch
klassisch als geschlossene Unterbringung gelten: Das VerschlieBen von Turen, ein ,Time-
out-Raum oder das Fixieren von jungen Menschen. In Abgrenzung dazu gehdren
freineitsbeschrankende MalRhahmen wie festgelegte Ausgangszeiten oder begleiteter
Ausgang zu den Instrumenten der stationaren Jugendhilfe.
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Die Basis der gesamten Kinder- und Jugendhilfe findet sich im 81 des SGB VIII: Der Auftrag,
junge Menschen zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Persénlichkeiten zu
erziehen.

In Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe in Tragerschaft der Spitzenverbande der freien
Wohlfahrtspflege wird eine qualitativ hochwertige padagogische Arbeit geleistet. Jedoch ist
die Entwicklung zu beobachten, dass die Klienten zunehmend mit multiplen Problem-
stellungen in die stationdre Hilfe gelangen. Klassische Angebote der Jugendhilfe werden
diesen jungen Menschen haufig nicht gerecht.

Um bedarfsgenauere Hilfeangebote machen zu kénnen, braucht es eine Verbesserung der
Personalausstattung (quantitativ und qualitativ) in den Erziehungshilfen und ein verbessertes
Angebot an Kinder- und Jugendlichentherapeuten sowohl in der Flache als auch in
Einrichtungen der Erziehungshilfe. Dariiber hinaus muissen die Inanspruchnahme von
Supervision, fachliche Begleitung und Fallberatung intensiviert werden, um die schwierige
Arbeit gerade in der stationaren Jugendhilfe weiterhin leisten zu kénnen. Hier ist sowohl
Arbeitgeber als auch der 6ffentliche Trager der Jugendhilfe in der Pflicht, ihre Firsorgepflicht
fur die Mitarbeiter nicht aus den Augen zu lassen. Dies muss gewollt und finanziert werden.

Zur Erfassung des mdglichen genauen Hilfebedarfs bedarf es vielerorts einer Qualifizierung
des Hilfeplanverfahrens. Beispiele aus Sachsen zeigen, dass eine Einbeziehung aller mit
den Klienten arbeitenden Professionen hier zu guten Erfolgen fihrt. Insbesondere bei
Kindern und Jugendlichen mit komplexem Hilfebedarf, bei denen mehrere Institutionen an
der Einleitung und Durchfiihrung von HilfemaRnahmen beteiligt sind, ist es notwendig, die
Koordination von Hilfeleistungen sicherzustellen, weiterzuentwickeln und verbindlich zu
gestalten.*

Um dem erhohten Bedarf an pé&dagogischen und/oder therapeutischen Angeboten zu
entsprechen, ist auBerdem eine verbesserte Personalausstattung in den Einrichtungen der
Erziehungshilfe, d.h. im Gruppendienst und/oder durch gruppenibergreifende Fachkrafte
erforderlich. Dariiber hinaus muss das Angebot an Kinder- und Jugendlichentherapeuten
dringend verbessert werden.

Bei einer nach obigen Maligaben qualifizierten Erziehungshilfe wird eine geschlossene
Unterbringung im Regelfall nicht zur Notwendigkeit.

5. Position der LIGA zur geschlossenen Unterbringung in Einrichtungen der Altenhilfe
nach dem SGB XI

Im SGB XlI-Bereich sind aus Sicht der LIGA fachliche Auseinandersetzungen zu Bedarfen
und Rahmenbedingungen angezeigt. Es ist notwendig die psychiatrische Versorgungs-
situation im Land Sachsen-Anhalt auch unter seniorenspezifischen Gesichtspunkten zu
erfassen und zu bewerten sowie eine fachgerechte Perspektive aufzuzeigen. Hierauf haben
Fachvertreter der LIGA in den vergangenen Jahren wiederholt hingewiesen. Es ist allerdings
festzustellen, dass die seitens der LIGA aufgestellten Forderungen, z.B. nach der Ermittlung
von regionalspezifischen Versorgungsbedarfen und Hilfestrukturen auf Grundlage einer
wissenschaftlichen Expertise bisher nicht umgesetzt wurden.

* Landesjugendamt Sachsen (2007): Entwicklung effektiver Organisationsformen zur interdiszipliniren
Hilfeplanung, Entwicklung und Begleitung von Angeboten zwischen Jugendhilfe, Psychiatrie und Schule.
http://www.slfs.sachsen.de/lja/aktuelles/pdf/lja_mp meissen_ab07.pdf.
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Ferner ist nicht zuletzt vor dem Hintergrund des Interesses von Betroffenen und Angehdrigen
eine Ubersicht zu bereits vorhandenen Angeboten mit einem entsprechenden pflege-
fachlichen Schwerpunkt — z.B. im Bereich der Pflege Demenzkranker — von Interesse.

Grundsatzlich miussen auch in SGB XlI-Einrichtungen die bereits benannten rechtlichen
Regelungen des BGB und des PsychKG Land Sachsen-Anhalt eingehalten werden. Hierzu
sind auch entsprechende Mitarbeiterschulungen von Bedeutung, um die Einhaltung
rechtlicher Grundlagen in der taglichen Praxis zu gewébhrleisten und den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern Handlungssicherheit zu vermitteln. Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch
die Erhdhung der Wahrnehmungsfahigkeit im Hinblick auf Gefahrensituationen und die
Sensibilitat fur notige, nicht bevormundende und praventive MalRnahmen.

Hinsichtlich der institutionellen Zustandigkeit pladiert die LIGA dafir, auch alten Menschen
mit entsprechenden Bedarfslagen den Zugang zu geschlossenen Heimen zu erdffnen.

Auch Bewohner von SGB XI-Einrichtungen kénnen in den Zustand der Fremdgefahrdung
kommen. Daher sollte im Einzelfall fur Einrichtungen der Altenpflege die Mdoglichkeit
bestehen sich im Rahmen einer Leistungs- und Qualitatsvereinbarung zu spezialisieren und
eine adaquate Betreuung zu realisieren.

Eine wichtige Voraussetzung ist dabei die Definition eines Qualitdtsrahmens fur
entsprechende Leistungen. Diesbezlglich konnte auf den in Sachsen-Anhalt bereits
ausgearbeiteten Entwurf fir Menschen mit Demenzerkrankungen und schweren Verhaltens-
auffalligkeiten Bezug genommen werden.
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Ergebnisse der Arbeitsgruppe des Ausschusses: Anforderungen an den Vollzug
geschlossener Unterbringungen und unterbringungséhnlicher MaBnahmen im Heim

1. Ubergreifende rechtliche Regelungen (M. Gottfried)

Die personliche Freiheit der Menschen steht unter einem besonderen verfassungsmafigen
Schutz (Artikel 2 Grundgesetz). Uber die Freiheitsentziehung darf nur ein Richter auf Grund
eines formlichen Gesetzes und unter Einhaltung der normierten Verfahrensvorschriften
entscheiden (Artikel 104 Grundgesetz). Die gesetzlichen Vorschriften fir die freiheits-
entziehende Unterbringung finden sich im o6ffentlich-rechtlichen Bereich in Gesetzen der
jeweiligen Bundeslander (beispielsweise im PsychKG LSA) und im zivilrechtlichen Bereich in
den 88 1631b BGB (fur Minderjahrige) und 1906 BGB (fur Volljahrige). Auf die
Voraussetzungen und das Verfahren fur die Entscheidung Uber die Unterbringung soll hier
nicht eingegangen werden. Ausgangspunkt flr unsere Betrachtungen soll sein, welche Rechte
die untergebrachten Personen im Anschluss an die gerichtliche Entscheidung lber den
Freiheitsentzug haben.

Es ist Ausfluss der vorbenannten Rechtsgarantien des Grundgesetzes, dass sich ein
Freiheitsentzug nur auf das unbedingt notwendige Maf3 der Beschrankung reduzieren darf.
Das PsychKG LSA enthélt in seinen 88 16 — 28 konkrete Vorgaben tber den Anspruch des
Untergebrachten auf &rztliche Versorgung, Ausgestaltung der Unterbringung, besondere
Sicherungsmaflinahmen, personliche Habe und Besuchsrecht, Religionsaustibung, Verkehr
mit der AuBenwelt und Ubergang von einer freiheitsentziehenden in eine offene
Unterbringungsform. Derartige Regelungen fehlen fir die nach privatrechtlichen Vorschriften
untergebrachten Personen.

Das BGB regelt, anders als das PsychKG, dass die untergebrachten Personen nicht auf
Grund eines staatlichen Aktes, sondern nach dem Willen des gesetzlichen Vertreters
(Sorgeberechtigten, gesetzlicher Betreuers) in ihrer Freiheit beschrankt werden. Das Gericht
hat hier lediglich die Genehmigung zu erteilen, dass der gesetzliche Vertreter diese
Freiheitsbeschrankung oder Freiheitsentziehung auch veranlassen darf. Der Gesetzgeber
geht davon aus, dass der gesetzliche Vertreter auf Grund seiner persdnlichen Bindung zu
dem Betroffenen die Freiheitsbeschréankungen und den Freiheitsentzug nur in dem je nach der
gegebenen Situation unbedingt erforderlichen Umfang anordnen wird.

Hierin sind in der Praxis erhebliche Gefahren zu sehen, zumal der gesetzliche Vertreter
regelmafig nicht mit dem Betroffenen in der Unterbringungseinrichtung zusammen leben wird
und daher die konkrete Ausgestaltung des Freiheitsentzuges im Alltag der Betreuungs-
einrichtung Uberlassen wird. Daneben ist der gesetzliche Vertreter auch von den in der
Einrichtung vorgefundenen Bedingungen und Mdglichkeiten abhangig; er hat kaum die Wahl,
unter verschiedenen Einrichtungen gleicher Betreuungsausrichtung zu wahlen.

Unseres Erachtens ist es notwendig, zum Schutze der betroffenen Personen klare gesetzliche
Standards fir die Ausgestaltung einer freiheitsentziehenden Unterbringung in Langzeit-
einrichtungen zu schaffen. Im Folgenden sollen aus unserer Sicht wesentliche Aspekte
ausgefuhrt werden, wobei kein Anspruch auf Vollstandigkeit erhoben wird.

Arztliche Behandlung:

Der Untergebrachte hat wegen des Freiheitsentzuges keine Moglichkeit, bei gesundheitlichen
Beschwerden eigenstandig einen Arzt, der auch noch seiner Wahl entsprechen soll,
aufzusuchen. In der Praxis immer wieder zu hoéren ist, dass sog. Heimarzte, die weder von
dem Betroffenen, noch von seinem gesetzlichen Vertreter ausgewahlt sind, den Betroffenen
betreuen. Unsere Forderung geht dahin, dass es dem Betroffenen erméglicht werden muss,
sein Recht auf freie Arztwahl wahrzunehmen. Ob der von dem Betroffenen bzw. seinem
gesetzlichen Vertreter ausgewahlte Arzt auch bereit ist, die Behandlung unter den gegebenen
Bedingungen (z.B. wegen langer Anfahrtswege) zu Ubernehmen, bleibt diesem natirlich im
Rahmen der Vertragsfreiheit selbst Gberlassen.

Soweit allerdings der Zweck der Unterbringung auch eine bestimmte fachérztliche Behandlung
erfordert und die Betreuung den Aufgabenkreis der Gesundheitsfiirsorge und der Zufuhrung
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zur arztlichen Heilbehandlung umfasst, wird der Untergebrachte die von seinem rechtlichen
Vertreter eingeleitete Behandlung zu dulden haben. Die Anwendung von unmittelbarem
Zwang bleibt allerdings ausschlie8lich der stationdren psychiatrischen Krankenhaus-
behandlung vorbehalten; eine ambulante Zwangsbehandlung ist in unserer Rechtsordnung
nicht vorgesehen.

Ausgestaltung der Unterbringung:

Mit der Entscheidung Uber die Unterbringung in einem Wohn- oder Pflegeheim wird der
Betroffene in ein Lebensumfeld gezwungen, in dem er sich nicht aufhalten méchte. Es ist
Ausfluss des Grundgedankens des Freiheitsentzuges, dass die damit verbundenen
Beschrankungen nur auf das notwendige Mal3 reduziert werden dirfen. Das bedeutet, dass
der Betroffene im Rahmen des geschitzten Bereiches sein Umfeld nach eigenen
Vorstellungen gestalten darf, soweit hierdurch nicht der Zweck der Unterbringung unterlaufen
oder ein geordnetes Zusammenleben im Wohnbereich beeintrachtigt wird. Mithin ist
einzufordern, dass der Betroffene einerseits Kontakt zu anderen Personen, zu aktiver
Freizeitgestaltung, zu Besuchsempfang sowie ungehindertem Post- und Telekommunikations-
verkehr hat. Andererseits muss ihm die Mdglichkeit des Riickzuges gewahrt werden. Hierzu
gehort, dass dem Betroffenen nicht ohne Not ein Einzelzimmer vorenthalten sein darf. Sein
Zimmer muss der Betroffene nach eigenen Vorstellungen gestalten kénnen, sofern hierdurch
die Betreuung nicht erheblich beeintréchtigt wird. Besonders wichtig ist, und dies wird noch in
Zu wenigen Einrichtungen angeboten, dass der Betroffene taglich die Mdoglichkeit des —
rAumlich beschrankten — Aufenthaltes im Freien erhalt, sofern nicht besondere Grinde
entgegenstehen (gesteigerte Fluchtgefahr, besondere Beobachtungserfordernisse, Unzeit).
Von daher ist bei der Zulassung eines Heimes fiir den Vollzug einer Freiheitsentziehung
darauf zu achten, dass die Einrichtung auch von der baulichen Seite her entsprechend
ausgestattet ist.

Religionsausibung:

Nach Artikel 4 des Grundgesetzes ist die ungestorte Religionsausiibung zu gewahrleisten.
Dementsprechend ist, analog der Formulierung des 8§ 25 PsychKG LSA, auch dem im Heim
Untergebrachten das Recht und die tatsachliche Moglichkeit einzurdumen, innerhalb der
Einrichtung an Gottesdiensten und an Veranstaltungen von Religions- und Glaubens-
gemeinschaften teilzunehmen.

Offene Unterbringung/Beurlaubung:

Wie eingangs erwahnt, trifft bei einer Unterbringung nach den Bestimmungen des BGB der
gesetzliche Vertreter die Entscheidung, ob die genehmigte Unterbringung auch vollzogen
werden soll. Selbst der kritischste gesetzliche Vertreter findet hier seine Grenzen in den
Gegebenheiten der jeweiligen Einrichtung.

Eine Beurlaubung des Untergebrachten, z.B. in Form der Mithahme und Beaufsichtigung des
Untergebrachten durch den gesetzlichen Vertreter an Wochenenden oder zu Besorgungen
erscheinen in der bisherigen rechtlichen Situation schon hinreichend praktikabel.

Anders aber die Frage des Uberganges des Betroffenen von einer geschlossenen in eine
offene Unterbringungsform. Auch hier ist wieder der Grundsatz zu bemihen, dass die
Freiheitsentziehung eines Menschen nur dann und so lange zulassig ist, wie es zur Abwehr
von konkreten Gefahren unbedingt erforderlich ist. Ziel der Unterbringung in einer
geschlossenen Abteilung muss immer sein, dass der Betroffene wieder zu einer gefahrlosen
Lebensfihrung auBerhalb dieser Abteilung befahigt wird. Dazu gehéren auch
Belastungserprobungen, um zu prifen, ob das unter geschitzten Bedingungen gezeigte
angepasste Verhalten auch unter den Bedingungen der Lockerung der Beschrankung und der
Aufsicht tragfahig ist. Eine positive Prognose, die eine freiheitsentziehende Unterbringung zu
beenden erlaubt, ist aber erst dann mdoglich, wenn das Verhalten des Betroffenen in
entsprechenden Belastungssituationen auch beobachtet worden ist. Aus diesem Grund stellt
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sich die Forderung, dass in einer Unterbringungseinrichtung auch offen gefiihrte Bereiche mit
ausreichend freien Platzen vorhanden sein missen, um auf eine ginstige Entwicklung im
Verhalten des Betroffenen zeitgerecht reagieren zu konnen. Andererseits ermoglicht die
Integration eines geschlossenen Wohnbereichs in eine offen gefiihrte Wohneinrichtung auch
eine schnelle Rickfihrung des Betroffenen in geschitzte Bedingungen, sofern sich zeigt,
dass die positive Prognose noch verfriht war.

Uberwachung des Vollzugs

Es stellt sich nun die Frage, wie die Umsetzung der Anspriiche der Betroffenen kontrolliert
werden kann.

Zunéchst steht hier die Verpflichtung der gesetzlichen Vertreter, den Vollzug der
Unterbringung zu tUberwachen. Unterstitzung und Beratung erhalt dieser durch das Gericht
nach 8 1837 BGB sowie durch das Jugendamt (bei Minderjahrigen) und durch die
Betreuungsbehorde (bei Volljahrigen).

Von einem nicht professionellen gesetzlichen Vertreter, etwa einem ehrenamtlichen Betreuer,
kann aber haufig nicht das Fachwissen erwartet werden, Defizite in der Forderung des
Betroffenen zu erkennen. Daher erscheint es notwendig, mit der Aufnahme des Betroffenen
im Zusammenwirken der behandelnden Arzte, der Einrichtung und der gesetzlichen Vertreter
einen Betreuungs- und Forderungsplan aufzustellen. Dieser ist dem Gericht vorzulegen. Das
Gericht kann die Einhaltung dieser Verpflichtung mit Zwangsmitteln durchsetzen.

Die Heimaufsicht und der Psychiatrieausschuss kontrollieren bei ihren Besuchen, dass der
Forderplan vorliegt und, soweit in der Situation erkennbar, auch umgesetzt wird. Derzeit
reduziert sich die Kontrolle auf die Existenz einer gerichtlichen Genehmigung des
Freiheitsentzuges. Werden Mangel festgestellt, wird die Heimaufsicht deren Beseitigung
einfordern und notfalls Gber das Landesverwaltungsamt durchsetzen.

Letztlich erfolgt auch eine, wenn auch nur mittelbare Kontrolle durch das Gericht im
Zusammenhang mit Entscheidungen Uber die Verlangerung der Unterbringung. Nach der
gegenwartigen Regelung darf eine Unterbringung grundséatzlich nicht langer als fur ein Jahr,
nur in Ausnahmeféllen fir zwei Jahre genehmigt werden. Spatestens zum Zeitpunkt der
Entscheidung Uber die Verlangerung der Unterbringung wird der Gutachter dem Gericht
darlegen mussen, aus welchen Grinden die Mdglichkeit einer offenen Wohnform noch nicht
erreicht worden ist.

2. Geschlossene Unterbringung und unterbringungséahnliche Malnahmen bei
demenzkranken Menschen (K.-L. Geppert)

Personenkreis und Hilfebedarf:

Der Hilfebedarf von Menschen, die an einer Demenz erkrankt sind, richtet sich weniger nach
der psychiatrischen Diagnose und der zugrundeliegenden koérperlichen Erkrankung als nach
dem Verlaufsstadium und dem Schweregrad der Beeintrachtigung psychischer Funktionen,
also nach der aktuellen psychopathologischen Symptomatik. Zu den Kernsymptomen der
Demenz, sei sie verursacht durch einen hirnatrophischen Prozess, einen zerebralen
GefaRprozess oder eine andere Schadigung oder Funktionsstérung des Gehirns, gehoéren
kognitive und mnestische Stérungen (Auffassung, Aufmerksamkeit, Konzentrationsfahigkeit,
Merkfahigkeit, Lernfahigkeit und Gedachtnis, Verlangsamung des Denkens). Im Verlauf wird
die genaue zeitliche und drtliche Orientierung friher verloren gehen als die Erinnerung an die
eigene Lebensgeschichte und die personlichen Daten. Hinzutreten kdnnen Hirnwerkzeug-
storungen (Aphasie, Agnosie, Apraxie), psychotische Symptome (Wahnphdnomene,
Sinnestauschungen), affektive Symptome (Verstimmungen), Angst mit Unruhe und
Enthemmungszeichen mit der Gefahr von Fehlhandlungen.

Aus der individuellen psychopathologischen Symptomatik ergeben sich ein besonderes
Schutzbedurfnis demenzkranker Personen und eine besondere Fursorgepflicht ihnen
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gegeniuber. Im Verlauf der Erkrankung treten zahlreiche Probleme auf, die erkannt,
angesprochen und gelost werden mussen. Eine Gefahrdung kann sich innerhalb der eigenen
Wohnung ergeben (etwa wenn die Toilette nicht gefunden oder die eingeschaltete Herdplatte
vergessen wird) oder im Wohnbereich (etwa wenn ein desorientierter Heimbewohner ein
fremdes Zimmer flr sein eigenes héalt und gegen dessen Bewohner handgreiflich wird).
Besonders kritische Situationen entstehen allerdings dann, wenn eine Person mit einer so
schweren psychischen Beeintrachtigung die Wohnung oder den Wohnbereich unbemerkt und
unbeaufsichtigt verlasst und dann, so muss befiirchtet werden, sich nicht zurechtfindet,
insbesondere nicht zurickfindet, und hilflos umherirrt.

Solche Situationen erfordern in der Regel keine geschlossene Unterbringung, sondern in ein
Gesamtkonzept eingebettete, sanfte, behutsame Malnahmen der flrsorglichen
Zuruckhaltung®. Allerdings zeigen die Erfahrungen der Besuchskommissionen, dass manche
Pflegeheime eine ,verdeckte” geschlossene Unterbringung betreiben. Wenn etwa der
Wohnbereich nur mit dem Aufzug verlassen werden kann und die Bedienung des Aufzugs
einen Schlissel erfordert, Uber den nur das Pflegepersonal verfugt, so liegt de facto eine nicht
genehmigte und auch nicht erforderliche geschlossene Unterbringung vor.

Ferner muss ein Unterschied gemacht werden zwischen Bewohnern, die absichtlich das Haus
verlassen wollen, und solchen, die nur versehentlich aufgrund ihrer Neugier und ihres
Bewegungsdranges die Eingangstir passieren und abhanden zu kommen drohen. Diese
Gefahr kann schon durch eine zweckmalige bauliche Gestaltung von Wohnbereichen in
Pflegeheimen vermindert werden. Wie auch immer die fursorgliche Zurickhaltung praktisch
umgesetzt wird — ob ein Transponder ein Signal auf die Schwesternrufanlage sendet und eine
Pflegekraft den Bewohner von der Tir zuriick in den Wohnbereich fuhrt, ob ein Zahlenschloss
oder eine elektrische Verriegelung betatigt werden muss — in jedem solchen Falle handelt es
sich um eine unterbringungsdhnliche Mallnahme, die einer Genehmigung durch das
Vormundschaftsgericht bedarf.

Besondere Bediirfnisse der Bewohner

Die Anspriche von demenzkranken Heimbewohnern an die Bedingungen in ihrem
Lebensumfeld unterscheiden sich nicht grundlegend von den Bedirfnissen der
entsprechenden Altersgruppe der Normalbevdélkerung. Zu berlcksichtigen ist bei der Planung
der Hilfen, dass die Erkrankung fortschreiten wird. Das bedeutet nicht nur, dass der
Hilfebedarf zunehmen kann, sondern auch, dass voribergehend Verhaltensweisen auftreten
kénnen, die von anderen Bewohnern und den Mitarbeitern der Einrichtung als stérend und
belastend empfunden werden kénnen. Dennoch ist anzustreben, dass eine Person, die wegen
einer Demenzerkrankung in einer Pflegeeinrichtung aufgenommen werden muss, dann auch
dort verbleiben kann und ihr nicht wegen der Symptome der Erkrankung immer wieder neue
irritierende Umgebungswechsel zugemutet werden mussen.

Zeitweise kann das Bedirfnis nach Bewegung gesteigert, das Ruhe- und Schlafbedirfnis
herabgesetzt oder der Tag-Nacht-Rhythmus umgekehrt sein. In den ersten Tagen, Wochen
und Monaten nach der Aufnahme in der neuen, noch ungewohnten und fremden Umgebung
ist oft mit einer Verstarkung von Angst, Unruhe und ,Weglauftendenzen“ zu rechnen.
Hinsichtlich der Kommunikation sind die Bedurfnisse nach firsorglicher Zuwendung und
Validation zu beachten. Gemeint ist damit eine Grundhaltung im Umgang mit hochbetagten
und an Demenz erkrankten Menschen und eine Kommunikationsmethode, die respektiert und
wertschatzt, was der desorientierte Gesprachspartner zu sagen hat und mitzuteilen versucht.
Es gilt, Respekt zu bekunden, Empathie zu entwickeln, Vertrauen aufzubauen und
Eigenheiten zu akzeptieren.

Ziele von Validation
o Wiederherstellen des Selbstwertgefihls und der Wirde

o Rechtfertigung des gelebten Lebens
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o Lésen unausgetragener Konflikte der Vergangenheit

o Verhindern des Riickzugs in das ,Vegetieren*

o Verbesserung des kérperlichen Wohlbefindens

o Verbesserung der verbalen und nonverbalen Kommunikation
o Reduktion von Stress

o Reduktion von Psychopharmaka

Die Umsetzung in ein pflegerisches Konzept erfordert kleine, Giberschaubare Wohnbereiche
mit hoher Betreuungskonstanz.

Konzeptionelle Aspekte

Konzeptionelle Uberlegungen sollten folgende inhaltliche Schwerpunkte berticksichtigen:

e Aufnahmesituation — Strukturen, MaRnahmen und fachérztliche
Therapieempfehlungen

e Bewohnerstruktur — Gruppenstarke, Beschreibung des Personenkreises, spezifische
Merkmale

e Personalstruktur — Zusammensetzung, Qualifikation
o Tagesablaufstruktur und Arbeitsorganisation — Wer tut was wann und wie?
o Pflegeplanung, Pflegeziele und Pflegemaflinahmen

¢ Dokumentation — welches System kommt zur Anwendung, wie erfolgt Transparenz und
Nachvollziehbarkeit

e Qualitatssicherung, Weiterbildung, Supervision
Personelle Ausstattung

Der fursorglich zurtickgehaltene" (geschlossen untergebrachte) Bewohner hat ein Recht
darauf, dass sein Betreuungsteam/Bezugsbetreuer folgende Voraussetzungen erfillt:

o Die Mitarbeiter arbeiten freiwillig in diesem Bereich, ein Wechsel ist mdglich

o Die Mitarbeiter haben eine entsprechende Qualifikation, zum Beispiel als Altenpfleger,
Krankenschwester, Ergotherapeut, Sozialpdadagoge, Sozialassistent, Hauswirtschaftler
und/oder verfligen Uber entsprechende Berufserfahrung

o Die Mitarbeiter verzichten auf Machtmissbrauch

o Das Team ist ausgewogen zusammengesetzt nach Geschlecht und Altersstruktur

o Das Team hat ein gemeinsam getragenes Leitbild

o Das Team wird supervidiert und nimmt an stdrungsbildspezifischen Weiterbildungen
teil

Die Personalbemessung ist so zu gestalten, dass unabhéngig von der Anzahl der zu
begleitenden Personen immer mindestens zwei Mitarbeiter in einer Schicht zur Verfigung
stehen. Eine Person wird die mdglichen Krisensituationen, die bei der Pflege von
demenzkranken Heimbewohnern auftreten kénnen, nicht allein bewaltigen kénnen.

Bauliche Aspekte

Zu den in einem Altenpflegeheim als selbstverstandlich zu erwartenden baulichen
Anforderungen zadhlen die Barrierefreiheit und die behindertengerechte Ausstattung. Die
Gestaltung der Wohnbereiche sollte neben der alters- und altengerechten Méblierung auch
Sicherheitsaspekte bei der Ausstattung der Wohnkichen und aller technischer Gerate
bertcksichtigen. Die Farbgestaltung des Wohnbereiches kann als Orientierungshilfe genutzt
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werden. Die sogenannten Verkehrsflachen sind grof3ziigig zu bemessen, um ausreichend
Bewegungsmaoglichkeit zuzulassen. Ferner muss fir alle Bewohner, gerade auch fir die
fursorglich zuriickgehaltenen, die Mdglichkeit bestehen, sich im Freien aufzuhalten, ohne auf
den guten Willen und die Zeit des Pflegepersonals angewiesen zu sein. Auf der einen Seite
muss die Gestaltung des Gartens der Sturzgefahrdung und der Gefahr von Fehlhandlungen
Rechnung tragen; auf der anderen Seite soll sie wie das Wohnumfeld Anregungen und
Beschaftigungsmoglichkeiten bieten. Hier haben manche Einrichtungen mit der Haltung von
Haustieren gute Erfahrungen gemacht.

3. Geschlossene Unterbringung im Heim bei Menschen mit Suchterkrankungen
(K. Reuter)

Personenkreis und Hilfebedarf:

Eine geschlossene Unterbringung fiir Personen mit der Grunderkrankung ,chronischer
Alkoholismus* kann dann erforderlich werden, wenn aufgrund einer schweren hirnorganischen
Beeintrachtigung die freie Willensbestimmung ausgeschlossen ist und die Gefahr eines
weiteren schwerwiegenden selbstschadigenden Verhaltens besteht. Diese schwerkranken
Menschen sind zum Teil nicht mehr in der Lage, selbstéandig, eigenverantwortlich und
abstinent ihr Leben zu bewaéltigen und zu organisieren, da die Fahigkeit zur Selbstregulation
und Selbststeuerung, zur Selbstbeobachtung und Selbsteinschétzung beeintrachtigt ist und
Selbstvertrauen, Lebensmut, Wert- und Zielorientierung, Konfliktfahigkeit, Frustrationstoleranz
und Alltagskompetenzen verloren gegangen sind.

Neben verschiedenen medizinischen Diagnosen in Kombination mit alkoholbedingten
Persotnlichkeits- und Wesensveranderungen leiden die Betroffenen — Uberwiegend Méanner —
zusatzlich unter sozialer Desintegration und Isolation. Sie sind meist wiederholt ohne Erfolg
stationar behandelt worden, haben die Entzugsbehandlung, die Entwéhnungsbehandlung und
spezielle Behandlungsprogramme flr chronisch Suchtkranke (S4) mehrfach durchlaufen, und
sind haufig durch Zwangseinweisungen mit den Ordnungsbehdrden, manchmal auch durch
Straftaten im Rausch mit den Strafverfolgungsbehorden in Kontakt gekommen. Ihr Alltag ist
gepragt durch die Zugehdrigkeit zu einem Milieu, geradezu einer Subkultur, in der sie
Kontakte vor allem zu Personen in vergleichbarer Lebenslage pflegen. Sie sind fast immer
alleinstehend; Beziehungen zu Angehdrigen sind zerrittet oder fehlen ganz; infolge der
Vernachlassigung personlicher Angelegenheiten fehlt meist auch die grundlegende soziale
Absicherung und die Existenzgrundlage; sie sind von Wohnungslosigkeit bedroht oder bereits
obdachlos. Obwohl die physischen, psychischen und sozialen Kompetenzen mehrfach
beeintrachtigt sind, besteht trotz der ausgepragten Hinfalligkeit kein Krankheitsgefiihl. Selbst
die Hilflosigkeit kann aufgrund der Schwere der Stérung nicht mehr wahrgenommen werden.

Ziele der Unterbringung:

Die Sicherung eines moglichst gesunden Uberlebens und die Verhinderung weiterer schwerer
korperlicher Folgeschdden bei diesem Personenkreis erfolgt durch geeignete medizinische
und pflegerische Betreuung, regelmallige und ausgewogene Erndhrung und insbesondere
durch Gewabhrleistung eines suchtmittelfreien Umfeldes.

Kontrollierte Abstinenz kann bei absolut fehlender Krankheitseinsicht manchmal nur unter
geschlossenen Bedingungen sichergestellt werden. Zunéchst steht die Basisversorgung im
Vordergrund im Hinblick auf Grundbedirfnisse wie Essen, Schlafen, Bekleidung und
Korperhygiene. Hinzu kommen wichtige andere lebenspraktische Fertigkeiten wie Reinigung
des Zimmers und der Kleidung sowie tagesstrukturierende MafRnahmen im Bereich der
Ergotherapie, die mdglichst auf biographische Daten Rucksicht nehmen. Ferner muss die
Einnahme von Medikamenten und die notwendige medizinische und pflegerische Versorgung
abgesichert werden. Das Betreuungskonzept muss immer wieder tUberprift und angepasst
werden, um eine dauerhafte Uber- oder Unterforderung des Einzelnen zu vermeiden.
Entmutigung und Demoralisierung kénnen zu Hoffnungslosigkeit, zu aggressivem Verhalten
oder zu suizidalen Absichten fihren. Aufgrund dieser besonderen Anforderungen ist die Arbeit
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auf eine kleine Uberschaubare Gruppe von maximal sechs bis acht Personen zu beschranken.
Die geschlossene Unterbringung Suchtkranker ist keine von anderen Angeboten losgeloste
Hilfeform, sondern muss in das Suchthilfesystem integriert werden, um die Ubergange in
offenere Formen der Teilhabe nahtlos gestalten zu kénnen. Demzufolge missen alle Anbieter
im Suchtkrankenhilfesystem sich im regionalen Verbund organisieren und weiterfihrende
Angebote flr diesen Personenkreis vorhalten, damit eine Entlassung aus dem geschlossenen
Bereich mit weiterfihrender Hilfe gewahrleistet werden kann.

Konzeptionelles:
Hier sind folgende Ebenen zu beriicksichtigen:

Somatische Ebene (Verhinderung weiterer kdrperlicher Schadigungen):

Sicherstellung der Abstinenz und eines suchtmittelfreien Umfeldes

Sicherstellung der notwendigen medizinischen und medikamentdsen Behandlung
Pflegerische Betreuung

Regelmafige und ausgewogene Ernahrung

Psychische Ebene:

- Zufriedenheit, Lebenslust und Lebensfreude auf der Basis erlebter Wertschatzung,
Solidaritat, Unterstlitzung, Geborgenheit und Sicherheit; Vermitteln von Hoffnung

Soziale Ebene:

- Aufnahme und Gestaltung sozialer Beziehungen
- Integration in eine Gemeinschaft
- Entwicklung von Beziehungs- und Kontaktfahigkeit

Kognitive Ebene:
- Verbesserung kognitiver Fahigkeiten (Gedéachtnis, Orientierung, Handlungsplanung)
Lebenspraktische Ebene:

- Madglichst selbstandige Bewaltigung von Anforderungen des alltdglichen Lebens
- Unabhé&ngigkeit von Pflege und Betreuung

Abstinenzférdernde Ebene:

- Erarbeitung eines Abstinenzwunsches und daraus resultierend eine sich entwickelnde
Abstinenzzuversicht

Alle Interventionen sollen sich nach individuellen Gegebenheiten und Notwendigkeiten jedes
einzelnen Bewohners mit seinem personlichen Hintergrund, seiner aktuellen Situation und
seinen Zielen richten. Der Behandlungsansatz sollte methoden- und therapieschulen-
ubergreifend sein. Im Vordergrund der soziotherapeutischen Arbeit steht die Akzeptanz von
Schwachen, Defiziten, Unzulanglichkeiten und Stagnation, wobei Ressourcenorientierung die
Arbeit bestimmt. Die gesamte Arbeit unterliegt einer Dokumentationspflicht.
Qualitatssicherung, Weiterbildung und Supervision gehéren zum Standard.

Obwohl die gesamte Arbeit unter geschlossenen Bedingungen erfolgt, muss sich die
Konzeption an den Erkenntnissen der Arbeit mit chronisch mehrfach geschadigten
suchtkranken Menschen orientieren. Unter Umstédnden kann das unter geschutzten
Bedingungen neu erlernte Verhalten friihzeitig in einer offeneren Wohnform trainiert werden.
Allerdings muss die Gefahr beachtet werden, durch zu frihe und zu weitgehende
Lockerungen (insbesondere durch zu frih gewahrten Heimaturlaub) Ruckfalle und damit
Enttduschungen zu provozieren. Sollte es zum Ruckfall kommen, muss auch eine schnelle
Ruckfihrung in den geschiitzten Bereich mdglich sein.

Personelle Bedingungen:

Neben den Gruppenbetreuern, meist Sozialpadagogen oder Sozialarbeiter, sind in der
Betreuung Arbeits- und Beschaftigungstherapeuten, Krankenschwestern und Krankenpfleger,
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Sport- und Bewegungstherapeuten, Heilpadagogen, Erzieher und Hauswirtschaftsmitarbeiter
tatig. Diese sollten tUber ausreichende Erfahrungen im Suchtkrankenhilfesystem verfiigen. Die
Betreuung erfolgt Gber 24 Stunden t&glich an allen Wochentagen. Pro Schicht missen
mindestens zwei Mitarbeiterinnen anwesend sein.

Die Mitarbeiterinnen missen neben der formalen Qualifikation auch die ndétige
Personlichkeitsreife haben, Uber Kenntnisse der Deeskalation verfligen und unter
geschlossenen Bedingungen arbeiten wollen. Eine gleichgeschlechtliche Betreuung muss auf
Wunsch des Bewohners méglich sein.

Bauliche Aspekte:

Die baulichen Gegebenheiten entsprechen der Heimmindestbauverordnung. Dabei ist auf
Ebenerdigkeit (behindertengerecht, z. B. Personenaufziige, Handlaufe etc.) zu achten. Die
Raumlichkeiten sind Ubersichtlich mit Orientierungshilfen (Bilder, Symbole, Farben, Schilder,
Fotos etc.) gestaltet. Um Konflikte zu vermeiden und Raum fiir sozialen Riickzug vorzuhalten,
kommt nur eine Unterbringung in Einzelzimmern in Betracht. Es ist darauf zu achten, dass die
Raume wohnlich eingerichtet sind, damit die Bewohner lernen, ein Gefuhl von ,Zuhause” zu
erleben. Pinnwande mit Informationen, Stundenplane, grofe Wanduhren in Zimmern und im
Gruppenraum erleichtern die zeitliche Orientierung. Ein Aufenthalt im Freien muss ermoglicht
werden, am besten in Form freien Zugangs in einen umfriedeten Garten (die Gefahr des
Einschmuggelns von ,Konterbande" durch Dritte Gber den Gartenzaun sei der Vollstandigkeit
halber angesprochen).

4. Chronische psychische Erkrankungen (F. M. Bocker):
Voraussetzungen:

Schizophrene Psychosen, schizoaffektive und bipolar-affektive Stérungen kénnen, wenn sie
nicht episodisch-remittierend, sondern schwer und chronisch verlaufen, als ,seelische
Behinderung“ betrachtet werden. Das gilt auch fur schwere Formen von Persdnlichkeits-
stdrungen, etwa mit anhaltendem selbstschadigendem oder selbstverletzendem Verhalten.
Das Ziel der psychiatrisch-psychotherapeutischen Behandlung ist es immer, die Symptomatik
der Storung soweit zu bessern und den Verlauf soweit zu stabilisieren, dass der oder die
Betroffene, ggf. mit ambulanten oder teilstationaren Hilfen, in der eigenen Wohnung leben
kann. Gelegentlich und insgesamt selten kommt es vor, dass der aufgrund der seelischen
Behinderung bestehende Hilfebedarf nur in einer stationdren Einrichtung gedeckt werden
kann, etwa weil selbst eine minimale Selbstversorgung nicht gewéhrleistet werden kann oder
weil wegen haufiger Krisen standig ein Ansprechpartner verfligbar sein muss (Konrad et al
2006). Meist handelt es sich um Patienten, bei denen neben der psychischen Erkrankung
noch andere schwerwiegende Probleme bestehen, etwa eine Intelligenzminderung, eine
korperliche Erkrankung oder eine schwere Suchterkrankung, und bei denen diese
verschiedenen klinischen Problemstellungen in ungunstiger Weise zusammenwirken. So gilt
etwa fir die Komorbiditat Sucht und Psychose, dass die Suchterkrankung die Behandlung der
Psychose und die Psychose die Behandlung der Suchterkrankung erschweren und im
Extremfall ganz verhindern kann.

Eine Heimaufnahme kommt nur dann in Betracht, wenn alle anderen Mdglichkeiten der
Behandlung, einschlieBlich der Krankenhausbehandlung, ausgeschopft sind. Aus
facharztlicher Sicht ist sie nur zu vertreten, wenn in der Einrichtung ein fachgerechter Umgang
mit der oder dem Betroffenen entsprechend der bestehenden psychischen Stérung und des
aktuellen Standes der wissenschaftlichen Erkenntnisse gewahrleistet werden kann. Der
Zweck ist auch bei einer Heimaufnahme nicht die reine firsorgliche ,Aufbewahrung”, sondern
die Wiedereingliederung und Teilhabe, auch wenn moglicherweise langere Zeitradume bendtigt
werden, um solche Ziele zu erreichen.

Immer wird es mdglich sein, mit dem oder der Betroffenen zu besprechen, dass nach der
Klinikentlassung eine weitere intensive Betreuung erforderlich sein wird, und zu erértern,
warum ambulante Hilfeformen nicht ausreichen. In den meisten Féllen wird die Entscheidung
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uber die Anmeldung in einer Ubergangseinrichtung oder einem Wohnheim einvernehmlich
getroffen. Es kann aber, etwa bei einer Wahnerkrankung mit vollig fehlender Krankheits-
einsicht, einmal eine Situation eintreten, in der eine Heimaufnahme gegen den Willen des
oder der Betroffenen eingeleitet werden muss, weil krankheitsbedingt jede Unterstiitzung
abgelehnt wird, obwohl objektiv betrachtet die Fahigkeit zur Selbstversorgung nicht gegeben
ist und die Erfahrung zeigt, dass ohne Hilfe ein menschenwirdiges Leben nicht moglich ist.

Wie bei der Unterbringung im psychiatrischen Krankenhaus muss die VerhaltnisméaRigkeit
gewahrt sein; der Freiheitsentzug durch Unterbringung oder unterbringungséhnliche
Maflnahmen ist nur dann zu rechtfertigen, wenn die moglichen Konsequenzen einer
Entlassung schwerwiegend und nicht hinnehmbar sind. Auf der anderen Seite darf die
Unterbringung auch nicht unterbleiben, wenn sie nach Ausschopfen aller anderen Alternativen
den einzig moglichen Weg darstellt, einem Patienten trotz einer schweren psychischen
Erkrankung ein menschenwuirdiges Leben zu ermdglichen. Ob das der Fall ist, wird niemals
eine Person allein entscheiden kdnnen; neben der fachérztlichen Stellungnahme und der
Sichtweise des oder der Betroffenen und des rechtlichen Vertreters wird das Gericht immer
gut daran tun, auch das Votum der relevanten Bezugspersonen zu berticksichtigen.

Gestaltung der Unterbringung:

Der Ubergang von der klinischen Behandlung in das Wohnheim sollte so gestaltet werden,
dass der oder die Betroffene frihzeitig informiert und moglichst an der Auswahl der
Einrichtung beteiligt wird und bereits etwas dariber weil3, was sie oder ihn erwartet. Dazu
eignen sich etwa begleitete Informationsbesuche, die dem ersten gegenseitigen Kennenlernen
dienen.

So paradox es erscheinen mag: In der Klinik ist es oft mdglich, Patienten, die mit richterlichem
Beschluss gegen ihren Willen untergebracht sind, auf offenen Stationen zu betreuen und offen
zu fihren. Das schlieBt die Mdglichkeit von Ausgang und Beurlaubungen ein. Dass die
Verlegung in das Heim auf der Basis einer Rechtsgrundlage mit einem richterlichen Beschluss
gegen den Willen des oder der Betroffenen erfolgt, muss nicht zwangslaufig und in jedem Fall
bedeuten, dass nun die bereits erprobten und bewéahrten Lockerungen zuriickgenommen
werden mussen. Es ist zwar nicht zulassig, Betreute gegen ihren Willen in offenen
Einrichtungen unterzubringen; es ist aber sehr wohl zulassig, die Unterbringung entsprechend
der Erfordernisse und im Einvernehmen mit dem Betreuer weitgehend offen zu flhren.
Diesbeziiglich ist neben einer guten Ubergabe eine enge Zusammenarbeit mit dem
rechtlichen Vertreter des oder der Betroffenen unbedingt erforderlich.

Nach dem Prinzip der regionalen Versorgungsverpflichtung gehdrt eine ,Rucknahmegarantie®
der ortlich zustandigen psychiatrischen Klinik fiir den Fall erneuter stationar-psychiatrischer
Behandlungsbedirftigkeit zur guten klinischen Praxis. Einer Klinik, die zusichert, ihren
Patienten oder ihre Patientin erforderlichenfalls wieder aufzunehmen, wird so leicht auch
niemand vorwerfen kdnnen, sich unliebsamer Patienten durch Verlegung in wohnortferne
Heime zu entledigen.

Die grote Gefahr, die das Leben im Heim mit sich bringt, ist der Hospitalismus. Auch bei
untergebrachten Patienten/Bewohnern gelten die sozialpsychiatrischen Prinzipien der
Behandlung und Rehabilitation:

- Stumpfsinn, Langeweile, Ode und Leere sind zu vermeiden, denn seit den
Untersuchungen der britischen Sozialpsychiatrie der friihen siebziger Jahre wissen wir,
dass eine wenig anregende Umgebung die Negativsymptomatik verstéarkt. Es gilt also,
anzuregen, Aufgaben zu stellen, Spielraume zu schaffen, Sinn zu stiften.

- Die gleichen Forscher haben auch gezeigt, dass emotionale Konflikte, standige
Einmischung und anhaltende feindselige Kritik, der sich der oder die Betroffene nicht
entziehen kann, das Wiederauftreten produktiv-psychotischer Symptome fordern. Das
bedeutet im besten Fall einen héheren Medikamentenverbrauch und im schlimmsten
Fall eine Exazerbation der Symptomatik mit Suizidalitat, Aggressivitat und erneuter
stationar-psychiatrischer Behandlungsbediuirftigkeit. Aus klinischer Sicht lassen sich im
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Vorfeld von Rezidiven durchaus nicht selten Beziehungskonflikte mit Mitbewohnern
oder Mitarbeitern der Einrichtung eruieren, die als Stressoren wirken und insofern als
Ausloser zur erneuten Verschlechterung der psychopathologischen Symptomatik
beitragen.

Daraus ergibt sich, dass die Mitarbeiter der Einrichtung tber die Krankheitsbilder Bescheid
wissen und die Grundzlige der Behandlung kennen missen. Deshalb muss in der Einrichtung
entsprechend ausgebildetes, weitergebildetes und fortgebildetes Personal zu Verfigung
stehen.

(Als absoluten Minimalstandard kénnte man fordern, dass alle an der Betreuung und Pflege
beteiligten Mitarbeiter unabhangig von ihrer jeweils spezifischen Berufsausbildung wenigstens
uber die Kenntnisse verfugen, die Bewohnern/Patienten und ihren Angehd6rigen im Rahmen
der Psychoedukation vermittelt werden. Insofern bilden die Lehrbicher, Handblicher und
Manuale der Psychoedukation mdglicherweise einen geeigneten Einstieg in die Weiterbildung
und Fortbildung der beteiligten Mitarbeiter).

Eben weil Beziehungskonflikte fur den Verlauf von schizophrenen, schizoaffektiven und
affektiven Psychosen zentrale Bedeutung haben, ist eine regelmafiige externe Supervision
aller Mitarbeiter obligatorisch. Die Betreuung von Menschen mit Stérungen der
Personlichkeitsentwicklung, also mit Stérungen der sozialen Beziehungsfahigkeit, erfordert
erst recht eine sehr sorgfaltige Beachtung, Planung und Uberwachung der
Beziehungsgestaltung mit allen Teammitgliedern.

Eine angemessene Beschaftigung der Bewohner, die Uber die Aktivititen des téglichen
Lebens hinausgeht, wird zunéachst meist an lebenspraktischen Erfordernissen anknipfen, wird
beginnen mit Ordnung und Sauberkeit im eigenen Lebensbereich (Zimmer aufrdumen,
saubermachen, Mithilfe bei der Nahrungszubereitung, Einkaufen, Waschen, Biugeln) und wird
haufig arbeitstherapeutische Angebote umfassen. Bei der Gestaltung aller Beschaftigungs-
angebote muissen die Belange der Untergebrachten (nicht die Interessen der Einrichtung) im
Vordergrund stehen. Selbstverstandlich kénnen die Bewohner mit ihrer Arbeitskraft einen
wertvollen Beitrag zum wirtschaftlichen Erfolg einer Einrichtung leisten; diese Leistung muss
dann aber auch angemessen entgolten werden. Eine Ausbeutung der Arbeitsleistung von
Bewohnern zur Sicherung des wirtschaftlichen Uberlebens einer Einrichtung oder zur
Steigerung des vom Trager abgeschopften Gewinns ware nicht hinnehmbar.

Immer wieder neu werden Mitarbeiter und Bewohner gemeinsam zu priifen haben, ob das
Klima in der Einrichtung stimmt. Wie wird ein Neuankdmmling die Einrichtung erleben? Ist die
Atmosphéare gastlich genug? Sind die Raumlichkeiten wohnlich? Hat ein Bewohner die
Madoglichkeit, einem Hobby nachzugehen? Wie wird mit Sexualitdt umgegangen? Haben
Bewohner einen eigenen Schlissel zu ihrem Zimmer, einen eigenen Briefkasten, ein eigenes
Telefon, ein Fernsehgerat im Zimmer? Durfen sie in ihrem Zimmer einen Computer
anschlielen? Haben sie Zugang zum Internet? Dirfen sie ein Mobiltelefon benutzen? Tragen
die Mitarbeiter Berufskleidung und Namensschilder oder Jeans und Sweatshirts?

Ausstattung der Einrichtung:

Im Gegensatz zur Klinik, die stets nur fur einen voriibergehenden Aufenthalt bestimmt ist,
auch wenn dieser im Einzelfall einmal mehrere Monate lang sein kann, ist das Heim ein Ort
zum Leben; es wird, vorlbergehend oder dauerhaft, zum Wohnort des oder der
Untergebrachten. Daraus ergeben sich Anforderungen an die Einrichtung, die Gber die Heim-
Mindestbau-Verordnung hinausgehen:

Als Ort zum Leben muss das Heim mehr Funktionen erflillen als eine Wohnung: Es muss
einerseits den ,sicheren Ort* zur Verflgung stellen, der den Mittelpunkt des Lebensraumes
bildet, eine Rickzugmaoglichkeit schafft, die Intimsphére schiitzt, die personliche Sicherheit
garantiert und die vor fremdem Zugriff geschitzte sichere Aufbewahrung der personlichen
Sachen gewabhrleistet. Es muss andererseits dem Menschen als sozialem Wesen gerecht
werden, also fir Begegnung und Aktivitdit RAume bereitstellen.
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Der sichere Ort wird in der Regel das eigene Zimmer sein. Diesen Teil des Lebensraumes mit
fremden Menschen teilen zu missen, die der oder die Betroffene sich nicht selbst ausgesucht
hat, halten wir nicht fur zumutbar. Aus diesem Grunde bildet die Unterbringung im Einzel-
zimmer flr uns den Standard des Wohnens im Heim; ein ,Wohnen“ im Zweibettzimmer kommt
aus unserer Sicht nur auf ausdricklichen Wunsch beider Bewohner in Betracht; Mehrbett-
zimmer sind nicht mehr zeitgemaR. Das Zimmer, der Schrank fur die persénlichen Sachen
und das Wertfach innerhalb des Schrankes missen durch den Bewohner zu verschlieRen
sein; Zutritts- und Kontrollrechte der Mitarbeiter sind durch Hausordnung zu regein.

Den Rahmen fir sozialen Kontakt und soziales Leben bildet eine Uiberschaubare Gruppe von
Bewohnern innerhalb eines Wohnbereichs. Als Ort der Begegnung werden fur diese Gruppe
Gemeinschaftsraume bendtigt: Die gemeinsame Kiiche, ein gemeinsamer Speiseraum, ein
gemeinsamer Wohnraum (unter Beachtung des Nichtraucherschutzes). Darlber hinaus muss
das Heim Raume bereitstellen fir Begegnungen Uuber den Wohnbereich hinaus, fur
sinnstiftende Aktivitdten und gezieltes Tatigsein (Werkstétten, Sportraume, Musikraum etc.)
und far einen regelmalligen Aufenthalt im Freien und an der frischen Luft. Hier denken wir
eher an naturnahe Gartenanlagen als an betonierte Innenhdbfe.

Wenn das Ziel der Unterbringung die Rehabilitation und Teilhabe ist, dann wird die Einrichtung
in der Lage sein missen, der Individualitdt ihrer Bewohner auch bei der raumlichen
Unterbringung Rechnung zu tragen und deren persénliche Praferenzen zu bertcksichtigen.
Entscheidend wird es sein, ob der Bewohner eine Wahl und ein Mitspracherecht hat (bei der
Auswahl des Wohnbereichs, des Zimmers, der Mdbel und der Einrichtungsgegenstande, bei
der Ausstattung und Ausgestaltung seines personlichen Lebensbereichs, bei der Gestaltung
seines Tagesablaufs, seines Speiseplans und seiner freien Zeit).

Kooperation:

Die Notwendigkeit externer Supervision wurde bereits angesprochen. Hier ist auf jeden Fall
eine Kooperation erforderlich zwischen dem fir einen Wohnbereich zustandigen Team
einerseits und einem qualifizierten, erfahrenen und mit dem Kontext vertrauten Supervisor
andererseits. Der Einrichtungsleitung obliegt es, fir die Supervision die organisatorischen
Voraussetzungen zu schaffen (vertragliche Bindung des Supervisors, Ubernahme der
Finanzierung, verpflichtende Teilnahme der Mitarbeiter, Anrechnung auf die Arbeitszeit). Bei
der Auswahl des Supervisors kénnen Vorschlage des Teams berticksichtigt werden; sinnvoll
ist es, einige probatorische Sitzungen zu vereinbaren.

Wenn ein Bewohner wegen einer chronischen psychischen Erkrankung gegen seinen Willen
im Heim untergebracht wird, wird immer fur eine fachgerechte Behandlung der Erkrankung
Sorge zu tragen sein. Zu den wichtigsten Kooperationspartnern der Einrichtung gehoren
deshalb an der Behandlung beteiligte Facharzte fir Psychiatrie. Zu klaren ist, ob der
Arztbesuch in der Praxis oder im Heim erfolgen soll und ob der Arzt nur zu festen Zeiten oder
auch in akuten Krisen zur Verfiigung steht. Einerseits missen die Mitarbeiter darum besorgt
sein, dem Arzt alle verlaufsrelevanten Informationen zu Ubermitteln; andererseits muss der
Bewohner in seiner Rolle als Patient darauf vertrauen kénnen, dass sein Arzt seine
personlichen Geheimnisse fiir sich behalt und die &rztliche Schweigepflicht wahrt. Eine
pauschale Entbindung von der &arztlichen Schweigepflicht gegeniber allen Mitarbeitern der
Einrichtung wird den Besonderheiten der Arzt-Patient-Beziehung ganz sicher nicht gerecht;
hier sind im Einzelfall weit detailliertere Absprachen Uber den Umgang beispielsweise mit
sicherheitsrelevanten Informationen erforderlich. (Das Gleiche gilt fir an der Behandlung
beteiligte arztliche oder psychologische Psychotherapeuten).

Nicht nur in dieser Frage kommt mit dem Betreuer derjenige, dem es obliegt, den
Untergebrachten in dessen wohlverstandenem Interesse bestmoglich zu vertreten, als
weiterer Kooperationspartner fir den behandelnden Arzt und die Einrichtung hinzu. Und
schlie3lich erfordert die allgemeinmedizinische Versorgung des oder der Untergebrachten im
Einzelfall eine Zusammenarbeit mit dem Hausarzt, dem Zahnarzt und zahlreichen weiteren
Fachéarzten je nach dem individuellen Beschwerdebild.
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Die Angehdrigen und Bezugspersonen des oder der Untergebrachten konnen fir die
Mitarbeiter der Einrichtung zu wichtigen Verbundeten werden, wenn es gilt, den Kontakt zur
AuRenwelt aufrecht zu erhalten. Nicht selten kommen die Patienten aus einer Situation, mit
der ihre Familie massiv tUberfordert war. Dann besteht die Gefahr, dass die Angehdrigen sich
zurtick ziehen und den professionellen Helfern das Feld ganz Uberlassen. Oft beflirchten die
Betroffenen zu Recht, den Kontakt zu ihrem sozialen Umfeld zu verlieren. Andererseits kann
die Heimaufnahme die Uberforderten Angehdrigen entlasten und insofern auch eine Chance
bedeuten, die gestérte Beziehung wieder zu verbessern. So kénnte eine Mutter, die sich nicht
mehr in der Lage sah, ihre chronisch produktiv-psychotische und querschnittsgelahmte
Tochter alleine rund um die Uhr zu betreuen, sich nach der Heimaufnahme der Tochter
maoglicherweise so weit erholen, dass sie sich wieder zutraut, die Tochter gelegentlich tber
das Wochenende zu sich zu holen.

Das alles gentgt aber noch nicht. Bisher beschranken sich die sozialen Kontakte des oder der
Untergebrachten nur auf seine Mitbewohner, die Mitarbeiter der Einrichtung, die Behandler
und ggf. die Bezugspersonen aus dem friiheren sozialen Umfeld. Voraussetzung fur Teilhabe,
Rehabilitation und Eingliederung sind aber Kontakte mit ,ganz normalen“ Menschen. Deshalb
bendtigt die Einrichtung vielféltige, intensive und regelméafige Kooperationsbeziehungen am
Ort — mit der Gemeinde, den Vereinen, den Kirchengemeinden und den Anwohnern, und zwar
sowohl in der Form, dass diese als Gaste oder als ehrenamtliche Helfer in die Einrichtung
kommen, als auch in der Form, dass Bewohner Gelegenheit bekommen, in einer solchen
Gruppe ihren personlichen Interessen nachzugehen. Wie gesagt: Dass eine Person wegen
einer psychischen Erkrankung mit richterlicher Genehmigung an einem bestimmten Ort ihre
Wohnung nehmen muss, bedeutet nicht zwangslaufig, dass sie sich an diesem Ort nicht frei
bewegen kann.

Entlassung aus der Unterbringung:

Bei der Wiedereingliederung chronisch psychisch kranker Menschen soll und wird die
richterlich genehmigte (geschlossene) Unterbringung in einem Heim die seltene Ausnahme
bleiben. In manchen Fallen wird es moglich sein, den Beschluss aufzuheben und den
Aufenthalt dennoch planmafig fortzufiihren, wenn der oder die Untergebrachte sich einmal in
der Einrichtung eingelebt hat, mit den Mitbewohnern und Mitarbeitern vertraut geworden ist
und sich wohl fuhlt. Auch Situationen, die mdglicherweise im Verlauf wieder eine stationare
psychiatrische Krankenhausbehandlung erfordern, dirfen nicht Gibersehen werden.

In jedem Fall wird die Vorbereitung der Entlassung ein gestuftes Vorgehen erfordern mit einer
Erprobung im Rahmen abgestufter Lockerungen und einer allmahlichen Verselbststédndigung
bei schrittweise reduzierter Betreuungsintensitat. Ein solcher Prozess verlauft erfahrungs-
gemal nicht ohne Krisen. Dennoch gehort die Begleitung von Patienten mit chronischen
psychischen Erkrankungen auf dem Weg von einer Unterbringung im Heim zuriick in ein
selbststandiges Leben in einer eigenen Wohnung zu den nicht nur anspruchsvollen, sondern
manchmal auch sehr beglickenden Aufgaben der langfristigen sozialpsychiatrischen
Betreuung.
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5. Geschlossene Unterbringung im Heim bei Menschen mit geistiger Behinderung
(S. Herrmann)

Personenkreis:

Bei Menschen mit einer geistigen Behinderung besteht ein deutlich erhdhtes Risiko fur
zusatzliche psychische Erkrankungen. Je deutlicher die geistige Behinderung ausgepragt ist
und je mehr sie die sprachliche und nonverbale Kommunikation einschrénkt, umso
schwieriger sind diese zuséatzlichen psychischen Stdérungen zu diagnostizieren. Deshalb
werden depressive, psychotische und katatone Stérungen bei Patienten mit mittelgradiger und
schwerer Intelligenzminderung, nach unserer Auffassung viel zu haufig, als Verhaltensstérung
im Rahmen der Behinderung eingeordnet und damit verkannt. Erst wenn nach sorgfaltiger
diagnostischer Klarung durch erfahrene Untersucher unter Einbeziehung aller verfligbar zu
machenden Informationen (Fremdanamnese, Pflegedokumentation, Verhaltensbeobachtung)
eine psychische Erkrankung ausgeschlossen ist, darf bei entsprechender Symptomatik die
Diagnose F7x.1, ,Intelligenzminderung mit Verhaltensstérung®, gestellt werden. Daraus ergibt
sich, dass in jedem Fall die Behandlung, einschlie3lich der angepassten Psychotherapie, auch
hinsichtlich der Gefahrenabwehr Vorrang vor einer geschlossenen Unterbringung im Heim hat.

Die Unterbringung in einem geschlossenen Bereich eines Wohnheims fiir geistig behinderte
Menschen kommt nur dann in Betracht, wenn die Mdbglichkeiten der ambulanten und
stationdren psychiatrisch-psychotherapeutischen Behandlung ausgeschopft wurden und der
Patient aufgrund einer erheblichen anders nicht beherrschbaren Selbst- oder
Fremdgefahrdung unter offenen Bedingungen mit den dort verfliigbaren padagogischen wie
auch therapeutischen Mitteln nicht in die Gemeinschaft der Bewohner integriert werden kann;
dies ist extrem selten. Das vorrangige Ziel der Arbeit bleibt immer die Eingliederung in offen
gefuhrte Bereiche der Einrichtung.

Besondere Bedurfnisse:

In der Regel bestehen neben der geistigen Behinderung und dem als problematisch
beurteilten Verhalten weitere Beeintrachtigungen, zum Beispiel korperliche Erkrankungen
(haufig eine schwer einstellbare Epilepsie) oder erhebliche Sinnesbehinderungen. Hin und
wieder werden banale, aber auf3erst schmerzhafte Befunde (ein Loch im Zahn, ein vereiterter
Zehennagel...) Ubersehen. Meist ist die medizinische Versorgung schwierig; eine
zahnarztliche Behandlung, eine urologische oder gynakologische Untersuchung geraten zu
aufwendigen Prozeduren. Alles in allem geht es um Menschen, deren Pflege und Betreuung
ein Hochstmall an Aufmerksamkeit, Fingerspitzengefiihl, Geduld und Takt erfordert. Nur in
sehr kleinen Gruppen kann im erforderlichen Mald auf die individuellen Bedirfnisse
eingegangen werden. Wegen der eingeschrankten Gemeinschaftsfahigkeit muss sorgfaltig
abgewogen werden, welche Personen zusammen betreut werden kénnen, um jeden im
Rahmen seiner Mdglichkeiten padagogisch und therapeutisch optimal zu férdern und
niemanden unndtig zu belasten.

Konzeptionelle Aspekte

Geschlossene Wohnbereiche fur geistig behinderte Menschen sollten immer in offene
Einrichtungen integriert werden, um Ubergénge nahtlos zu ermdglichen.

Personelle Aspekte

Fur die Betreuung von Menschen in geschlossenen Einrichtungen ist bedingt durch den hohen
Betreuungsaufwand ein hoher Personalschlissel erforderlich, welcher individuell an den
einzelnen Betreuungsaufwand angepasst sein muss.

Eine Aufsicht von 24 Stunden mit Fachpersonal muss gewahrleistet sein. Auch im Nachtdienst
ist es notig, zwei Fachkrafte vorzuhalten.

Die eingesetzten Fachkrafte missen entsprechend den vorliegenden Stérungsbildern
ausgebildet sein.

Supervision fur Mitarbeiter und fachspezifische Weiterbildung ist zwingend erforderlich.
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Bauliche Aspekte

Da die Bewohner von geschlossenen Einrichtungen erheblich in ihrer Freiheit eingeschréankt
sind, muss dies in den baulichen Vorraussetzungen bedacht werden. Die Mdglichkeit fur die
Bewegung im Freien, in einem Garten oder ahnlichem sollte gegeben sein.

Weiterhin muss ein hohes Augenmerk auf die vorhandenen Gemeinschaftseinrichtungen, wie
Gruppenraume, Therapierdume, Sport- und Entspannungsmoglichkeiten, wie auch Rickzugs-
moglichkeiten gelegt werden. Diese sind ausreichend grol3 und zweckentsprechend
auszulegen.

6. Besonderheiten bei der geschlossenen Unterbringung von Kindern und
Jugendlichen (W. Scheffler)

Personenkreis

Wie bei den erwachsenen Patienten muss auch im Kindes- und Jugendalter unterschieden
werden zwischen der Unterbringung im Krankenhaus einerseits und in geschlossenen
Bereichen von Heimen andererseits. In Kliniken fir Kinder- und Jugendpsychiatrie werden
Kinder und Jugendliche mit schweren Verhaltensstérungen, psychischen Erkrankungen,
tiefgreifenden  Entwicklungsstorungen und Suchterkrankungen dann ausnahmsweise
geschlossen untergebracht, wenn es krankheitsbedingt zu einem voriibergehenden Verlust
von Selbststeuerung und Realitatsorientierung gekommen ist und damit die Fahigkeit fehilt,
altersentsprechende Eigenverantwortung zu Ubernehmen und daraus fir den Betroffenen
selbst oder fur andere Personen oder Rechtsguter eine erhebliche Geféahrdung resultiert. Die
Unterbringung erfolgt zur Diagnostik und Behandlung, die als multiprofessionelle Komplex-
behandlung Psychopharmakotherapie, altersgerechte Psychotherapie, Familientherapie,
Milieutherapie und padagogische Interventionen umfassen kann.

Von der Kklinischen Behandlung psychischer Erkrankungen zu unterscheiden ist nach
facharztlicher jugendpsychiatrischer Auffassung die sozialpadagogische Betreuung von
Jugendlichen mit Stoérungen des Sozialverhaltens, die sich durch Weglaufen der
erzieherischen Einflussnahme entziehen. In diesen Féllen steht nicht die arztlich geleitete
Behandlung einer psychischen Stérung im Vordergrund, sondern die Erziehungsarbeit, und es
kommt zundchst darauf an, den Jugendlichen Uberhaupt im Kontakt zu halten und am
Weglaufen zu hindern. Soweit das mit Methoden der Jugendhilfe, z.B. mit ,Intensivbetreuung*
oder ,Erlebnispadagogik”, nicht gelingt, werden diese schwierig zu betreuenden jungen
Menschen vom Jugendhilfesystem gern der klinischen Jugendpsychiatrie zugefuhrt. Nach
jugendpsychiatrischer Auffassung dagegen ware die voribergehende geschlossene
Unterbringung in Einrichtungen der Jugendhilfe das richtige Mittel, um die ,Haltefunktion* zu
gewahrleisten und die padagogische Arbeit fortsetzen zu kénnen. Jedes Kind und jeder
Jugendliche mit einer Stérung des Sozialverhaltens hat Anspruch auf Mallnahmen zur
Sicherung seiner personlichen Interessen und zur Vermeidung von ihn selbst und andere
massiv schadigenden Verhaltensweisen. Die gesetzlichen Voraussetzungen fir eine
Unterbringung nicht nur im Krankenhaus, sondern auch in Einrichtungen der Jugendhilfe sind
mit 8 1631b BGB gegeben.

Besondere Bedirfnisse

Oft liegen bei diesen Kindern und Jugendlichen haufige Beziehungsabbriche zur
Herkunftsfamilie und zum Heim vor. Auch in krisenhaften Situationen ist die Erhaltung der
Bindungen zum sozialen Ort entscheidend fir die weitere Entwicklung. Diese
Beziehungsarbeit muss durch die Mitarbeiter der Einrichtung geleistet werden.

Bei Kindern und Jugendlichen ergibt sich aus den im jeweiligen Einzelfall zu bestimmenden
Entwicklungspotentialen, der vorhandenen oder fehlenden padagogischen Lenkbarkeit bzw.
Erreichbarkeit und der Schwere der psychiatrischen Erkrankung die Notwendigkeit einer
multiprofessionellen Arbeit. Bei einer mdglichen positiven Entwicklung muss kurzfristig reagiert
werden kénnen: Familiengericht und Jugendamt missen in Zusammenarbeit mit den
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betreuenden Sozialarbeitern und Psychologen der Einrichtung und dem ambulant beratenden
Facharzt immer wieder die aktuell adaquate Betreuungsform Utberprifen.

Konzeptionelle Bedingungen

Die geschlossene Unterbringung sollte in solchen Einrichtungen stattfinden, die schon jetzt in
ihren Konzeptionen alternative Betreuung zum 8 1631 b BGB anbieten. In Sachsen-Anhalt
wird es sich nur um einen kleinen Kreis Betroffener handeln; nach jugendpsychiatrischer
Erfahrung werden etwa funf bis zehn Platze benétigt. Die Entscheidung Uber die konkrete
Durchfuhrung, also die Art und Weise der freiheitsbeschrdnkenden oder freiheitsentziehenden
Mafinahme, ist Angelegenheit der ausfiihrenden Einrichtung und hat in Abstimmung mit dem
gesamten therapeutischen und padagogischen Behandlungsprogramm in verantwortlich
nachprifbarer Weise dokumentiert zu erfolgen. Die Tagesplane miissen angemessen
gestaltet sein und die mdgliche Unterstitzung zur Anbahnung und Fortsetzung
entsprechender schulischer und beruflicher Ausbildung gewahrleisten. Im Einzelnen kann als
besondere SicherungsmalBhahme auch eine vortbergehende Isolierung oder eine
vorubergehende Fixierung in Betracht kommen. Dabei ist immer die Wirde der Personlichkeit
Zu achten; so sollten Zwangsmafinahmen nicht vor den Augen von Mitbewohnern vollzogen
werden.

Personelle und materielle Voraussetzungen:

Eine qualifizierte Betreuung muss von vornherein auf der Basis gesicherter, verbindlich
gestalteter, fachlicher Kooperation von Padagogik, Psychologie und Medizin und ihrer Dienste
geleistet werden. Durch die Verflechtung der drei Disziplinen muss das Team im Heim
multiprofessionell besetzt sein (Sozialarbeiter, Heilerziehungspfleger, Psychologen, arztliche
Kompetenzen). Erfahrungen in der Deeskalation missen bei allen Mitarbeitern vorhanden
sein. Es muss eine regelmafiige Supervision erfolgen.

Die Stationsordnung muss dem Heimbewohner zu Verfigung gestellt werden. Sollten
Zwangsmafinahmen erfolgen, missen die Eltern (Sorgeberechtigten) immer wieder informiert
werden. Wahrend dieser MalRBhahmen besteht ein erhohter Aufsichtsbedarf, der nur durch
einen dauerhaften Kontakt zwischen dem Personal und dem Kind oder Jugendlichen geleistet
werden kann (z. B. bei der Fixierung).

Raumliche Aspekte

Es muss die Moglichkeit zur potentiellen SchlieBung einzelner Teile der Einrichtung
vorhanden sein. In dem geschlossenen Teil sollte die weitere Beschulung erfolgen kénnen.
AulRerdem muss ein therapeutisches Angebot bestehen (z. B. Ergo-, Kunst-, Musik-,
Bewegungstherapie). Die Freizeitgestaltung muss in angemessener Form realisiert werden.

Die baulichen Voraussetzungen sind in der Heimmindestbauverordnung festgelegt. Dariiber
hinaus geht die Heimaufsicht von einer Rufanlage in den Zimmern aus. Die Fenster sollten
aus bruchsicherem Glas bestehen und von den Betreuern verriegelbar sein. Ein auf3en
anliegender Sonnenschutz sollte vorhanden sein. Unter geschlossenen Bedingungen ist ein
Aufenthaltsraum in angemessener Grof3e vorzuhalten. Fir die Aul3enanlage ist eine
Begrenzung erforderlich, die nicht tberwindbar ist.

7. Schlusswort

Die Entscheidung, einen kranken oder behinderten Menschen gegen seinen Willen fir Monate
oder Jahre im Heim geschlossen unterzubringen, ist folgenreich und muss in jedem Einzelfall
verantwortungsvoll getroffen und im Verlauf Gberprift werden. Allerdings wissen wir kaum
etwas Uber das weitere Schicksal der Menschen, bei denen vom Betreuer in Zusammenarbeit
mit dem behandelnden Arzt, dem als Gutachter beauftragten Sachverstédndigen, dem
Amtsgericht und ggf. der Beschwerdekammer des Landgerichts eine solche Entscheidung
getroffen wurde. Deshalb ist Forschung nétig, die systematisch die Konsequenzen der
geschlossenen Unterbringung im Heim fir Verlauf und Ausgang der hier besprochenen
Stérungen und Erkrankungen untersucht. Solches Wissen Uber Verlaufe wird benétigt, damit
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die Prognose und damit die Indikation fir oder gegen die Unterbringung kiinftig préaziser und
zuverlassiger gestellt werden kann.

Eine Mdglichkeit, die Prufung der Voraussetzungen zu systematisieren und keine wichtigen
Aspekte zu Ubersehen, bildet vielleicht die Erprobung von Checklisten fiir die einzelnen
Indikationen®. Auch die Entwicklung von halbstandardisierten oder standardisierten
Checklisten als Prognoseinstrumente gehért zu den noch ungeldsten sozialpsychiatrischen
Forschungsaufgaben.

Aus den voranstehenden Uberlegungen zu den einzelnen Indikationen ergibt sich, dass wir
uns Einrichtungen, in denen Heimbewohner ausschliel3lich geschlossen untergebracht
werden, unter keinen Umstdnden vorstellen konnen. Die Integration eines kleinen
geschlossen gefuhrten in einen grofReren offenen Heimbereich bildet fiir uns die einzige
akzeptable Losung, weil nur dann die notwendigen Anreize und zeitnahen Ubergange zu
gewahrleisten sind. Von der Formulierung eigener Leistungstypen fir geschlossen
untergebrachte Heimbewohner im Rahmenvertrag rat der Ausschuss entschieden ab: Nicht
die Unterbringungsform, sondern der Hilfebedarf ist fir die Kostentibernahme malfigeblich.
Auch in den psychiatrischen Kliniken hat die Rechtsgrundlage der Behandlung keinen Einfluss
auf das Entgelt.

® Als Beispiel ist im Anhang eine Checkliste abgedruckt, die den Mitarbeitern der Klinik fir psychische
Erkrankungen am Saale-Unstrut-Klinikum Naumburg fir die Entscheidungsfindung bei ,seelisch
behinderten Menschen infolge Sucht” zur Verfiigung steht.
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Ein wichtiges Ergebnis der Psychiatrie-Reform, in Westdeutschland im Anschluss an die
Psychiatrie-Enquéte seit 1975, in Ostdeutschland seit 1990, war die Auflosung der
chronischen Stationen der psychiatrischen GroRRkrankenh&user, auch wenn viele der dort
lebenden Patienten nicht wirklich entlassen, sondern umhospitalisiert wurden. Heute sind die
Moglichkeiten der Kliniken fir Psychiatrie und Psychotherapie, Patienten mit schweren
chronischen Verlaufen psychischer Erkrankungen zeitlich unbefristet stationar zu behandeln,
zwar nicht vollig weggefallen, aber doch stark eingeschrénkt. Wenn im Verlauf von Wochen
oder Monaten keine Entlassung erreicht werden kann, dann wird h&ufig die Verlegung in ein
Heim, entweder ein Pflegeheim oder eine Einrichtung der stationdren Eingliederungshilfe,
erwogen.

Ubergangseinrichtungen, Wohnheime und Pflegeheime werden in der Regel offen gefiihrt;
Rechtsgrundlage des Heimvertrages ist das Heimgesetz. Es gibt allerdings Patienten, die auf
der Grundlage eines richterlichen Beschlusses gegen ihren Willen in einem Heim
aufgenommen werden und dort entweder unter Anwendung unterbringungséahnlicher
freiheitsentziehender Mal3nahmen fursorglich zuriickgehalten werden oder sogar im Heim
geschlossen untergebracht werden. In einem nach den Prinzipien der Sozialpsychiatrie
organisierten regionsbezogenen Versorgungssystem werden alle Beteiligten bestrebt sein, die
Zahl der ohne ihre Zustimmung im Heim geschlossen untergebrachten Bewohner so gering
wie moglich zu halten. Dennoch gibt es diese Félle.

Um welche Personen und Situationen geht es?

Im Wesentlichen sind es finf Gruppen von Patienten, bei denen freiheitsentziehende
Maflnahmen in Heimen vollzogen werden. In der Reihenfolge der zugrundeliegenden
Stérungen nach der Internationalen Klassifikation psychischer Stérungen (ICD-10) sind dies
demenzkranke, suchtkranke und chronisch psychisch kranke Patienten, Personen mit
Verhaltensstdrungen im Rahmen einer geistigen Behinderung und Jugendliche mit
ausgepragten Stérungen des Sozialverhaltens.

- Demenz (ICD-10: FO0): Fur Bewohner von Altenpflegeheimen, die an Orientierungs-
stérungen und Vergesslichkeit leiden, Ubernimmt die Einrichtung eine Firsorge- und
Aufsichtspflicht, der sie in der Regel nur nachkommen kann, indem der Bewohner daran
gehindert wird, das Gebaude allein zu verlassen. Kaum ein Heim leistet sich den Luxus,
eine Pflegekraft an die Tir zu setzen, um die ,fursorgliche Zurlckhaltung“ zu
gewabhrleisten; neben mehr oder weniger sinnreichen Tur6ffnern, von denen angenommen
wird, dass sie der demenzkranke Bewohner nicht bedienen kann, werden Transponder,
Pflegestiihle und Bettgitter verwendet und auch Tiren abgeschlossen. Oft wird vergessen,
dass diese unterbringungséahnlichen MaRnahmen®, so sinnvoll sie im Einzelfall sein
mogen, ausnahmslos eine richterliche Genehmigung erfordern. Selbstverstandlich durfen
solche Malinahmen, wenn sie notwendig sind, nicht unterbleiben; sie sollen aber nicht

® § 1906 Genehmigung des Vormundschaftsgerichts bei der Unterbringung
(1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den Betreuer, die mit Freiheitsentziehung verbunden ist, ist nur zuléssig, solange
sie zum Wohl des Betreuten erforderlich ist, weil
1. auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung des Betreuten die Gefahr
besteht, dass er sich selbst totet oder erheblichen gesundheitlichen Schaden zufugt, oder
2. eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder ein arztlicher Eingriff notwendig ist, ohne die
Unterbringung des Betreuten nicht durchgefuhrt werden kann und der Betreute auf Grund einer psychischen
Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung die Notwendigkeit der Unterbringung nicht erkennen oder nicht
nach dieser Einsicht handeln kann.
(2) Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichts zuléssig. Ohne die Genehmigung ist die
Unterbringung nur zuléssig, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist; die Genehmigung ist unverzuglich nachzuholen.
(3) Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, wenn ihre Voraussetzungen wegfallen. Er hat die Beendigung der
Unterbringung dem Vormundschaftsgericht anzuzeigen.
(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn dem Betreuten, der sich in einer Anstalt, einem Heim oder einer sonstigen
Einrichtung aufhalt, ohne untergebracht zu sein, durch mechanische Vorrichtungen, Medikamente oder auf andere Weise tber
einen langeren Zeitraum oder regelméRig die Freiheit entzogen werden soll.
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ohne geregeltes Verfahren, nicht ohne rechtliches Gehor fir den Betroffenen und nicht
ohne Beteiligung des zustandigen Gerichts zur Anwendung kommen, und die Heimleitung
muss Wert darauf legen, immer wieder zu prufen, ob auf unterbringungséhnliche
Maflinahmen verzichtet werden kann. Fur die weiteren Ausfiihrungen in diesem Beitrag
werden unterbringungsahnliche  MalBnahmen  einschlieBlich  der  firsorglichen
Zurtckhaltung der geschlossenen Unterbringung gleich gesetzt.

- Suchterkrankungen (ICD-10: F1): Die geschlossene Unterbringung eines suchtkranken
Patienten in einem Wohnheim kann dann angezeigt sein, wenn ihm infolge der
Suchterkrankung die Fahigkeit verlorengegangen ist, au3erhalb einer Institution ein Leben
in Wirde zu fuhren. Voraussetzung ist in der Regel die Geschaftsunfahigkeit infolge einer
schweren hirnorganischen Beeintrachtigung (Alkoholdemenz, amnestisches Syndrom); in
Einzelfallen bildet auch einmal die schwere Suchterkrankung selbst einen Zustand
krankhafter Stérung der Geistestatigkeit, der eine freie Willensbestimmung ausschlief3t. In
diesen Fallen sollen im Rahmen der geschlossenen Unterbringung unter den
Bedingungen der gesicherten Abstinenz die Voraussetzungen flir eine Besserung des
Gesundheitszustandes geschaffen werden. Es gibt Patienten, die innerhalb des
geschutzten Rahmens einer stationaren Behandlung offen gefiihrt werden kdénnen, aber
den Vorschlag einer Heimaufnahme energisch zuriickweisen; es gibt Patienten, die in
einem Wohnheim innerhalb von einigen Jahren stabil werden und solche, die langfristig
vor Ruckfallen geschutzt werden mussen.

- Chronisch verlaufende psychische Erkrankungen (ICD-10: F2 — F6): Bei schizophrenen
Psychosen, schizoaffektiven und bipolar-affektiven Stérungen und schweren
Persdnlichkeitsstérungen kommt, insgesamt selten, eine Heimaufnahme in Betracht, wenn
dem aufgrund der ,seelischen Behinderung“ bestehenden Hilfebedarf nur in einer
stationaren Einrichtung begegnet werden kann. In der Regel wird diese Entscheidung
einvernehmlich getroffen; extrem selten muss eine Heimaufnahme gegen den Willen des
Betroffenen eingeleitet werden. Im Verlauf von schweren chronischen Wahnerkrankungen
kann aber einmal die Situation eintreten, dass objektiv betrachtet die Fahigkeiten zur
Selbstversorgung nicht gegeben sind und der Patient dennoch krankheitsbedingt jede
Unterstitzung ablehnt.

- Intelligenzminderung mit _ Verhaltensstérung (ICD-10: F7*.1). Ausgepréagte
Verhaltensstérungen bei einer dann meist mittelschweren geistigen Behinderung kénnen
in seltenen Fallen eine geschlossene Unterbringung erfordern. Vorrang hat allerdings die
intensive Zuwendung und ein professionelles Krisenmanagement, um herausforderndem,
selbstschadigendem oder aggressivem Verhalten bei geistig behinderten Heimbewohnern
Zu begegnen.

- Stérungen des Sozialverhaltens bei Jugendlichen (ICD-10: F9): Nach der Auffassung der
auf dem Gebiet der Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie tatigen
Fachkollegen kommt es haufig vor, dass bei Storungen des Sozialverhaltens im
Jugendalter nicht die medizinisch-psychotherapeutische Intervention im Vordergrund
stehen muss, sondern die sozialpadagogische und heilpddagogische Einflussnahme in
Einrichtungen der Jugendhilfe. Manchmal kann das erzieherische Konzept deshalb nicht
zum Tragen kommen, weil der oder die Jugendliche sich den Bemihungen durch
Weglaufen entzieht. Dann kann in extrem seltenen Einzelféllen erforderlich sein, durch
eine Unterbringung erst einmal einen haltenden Rahmen zu schaffen, der den
Jugendlichen zwingt, im Kontakt mit den Erziehern zu bleiben.

In diesem Beitrag soll allerdings nicht ausfuhrlich dargestellt werden, unter welchen eng
begrenzten Voraussetzungen eine geschlossene Unterbringung in einem Heim Uberhaupt nur
in Betracht kommt; im Zentrum des Beitrags soll vielmehr die Frage stehen, nach welchen
Regeln die Unterbringung zu gestalten ist, wenn sie einmal angeordnet wurde. Zunachst soll
untersucht werden, welche Bestimmungen fir die Gestaltung der Unterbringung bereits
gelten; in einem zweiten Schritt soll zur Diskussion gestellt werden, welche
Mindestanforderungen an die geschlossene Unterbringung im Heim gelten sollten.
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Bereits bestehende gesetzliche Regelungen:

Rechtsgrundlage der Unterbringung ist in den genannten Fallen immer das Burgerliche
Gesetzbuch (8 1906 BGB, bei Kindern 8§ 1631b BGB); die einschlagigen
Verfahrensvorschriften finden sich im Gesetz Uber die Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit (8§ 70 FGG). Weder das BGB noch das FGG enthalten Vorschriften fur die
Ausgestaltung der Unterbringung.

Das Heimgesetz verpflichtet die Heime, ihre Leistungen nach dem jeweils allgemein
anerkannten Stand fachlicher Erkenntnisse zu erbringen (8 3 Abs. 1 HeimG) und definiert in §
11 die Anforderungen an den Betrieb eines Heims. Einschlagig sind hier die Bestimmungen
des Abs. 1:

(1) Ein Heim darf nur betrieben werden, wenn der Tréger und die Leitung

1. die Wirde sowie die Interessen und Bedurfnisse der Bewohnerinnen und Bewohner vor
Beeintrachtigungen schitzen,

2. die Selbstandigkeit, die Selbstbestimmung wund die Selbstverantwortung der
Bewohnerinnen und Bewohner wahren und fordern, insbesondere bei behinderten
Menschen die sozialpadagogische Betreuung und heilpddagogische Férderung sowie bei
Pflegebediirftigen eine humane und aktivierende Pflege unter Achtung der Menschenwirde
gewabhrleisten,

3. eine angemessene Qualitat der Betreuung der Bewohnerinnen und Bewohner, auch soweit
sie pflegebedurftig sind, in dem Heim selbst oder in angemessener anderer Weise
einschliel3lich der Pflege nach dem allgemein anerkannten Stand medizinisch-pflegerischer
Erkenntnisse sowie die arztliche und gesundheitliche Betreuung sichern,
die Eingliederung behinderter Menschen fordern,
den Bewohnerinnen und Bewohnern eine nach Art und Umfang ihrer
Betreuungsbeddrftigkeit angemessene Lebensgestaltung ermdglichen und die
erforderlichen Hilfen gewahren,

6. die hauswirtschaftliche Versorgung sowie eine angemessene Qualitdt des Wohnens
erbringen,

7. sicherstellen, dass flr pflegebedirftige Bewohnerinnen und Bewohner Pflegeplanungen
aufgestellt und deren Umsetzung aufgezeichnet werden,

8. gewahrleisten, dass in Einrichtungen der Behindertenhilfe fir die Bewohnerinnen und

Bewohner Forder- und Hilfeplane aufgestellt und deren Umsetzung aufgezeichnet werden,
9. einen ausreichenden Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner vor Infektionen

gewahrleisten und sicherstellen, dass von den Beschéftigten die fur ihren Aufgabenbereich

einschlagigen Anforderungen der Hygiene eingehalten werden, und

10. sicherstellen, dass die Arzneimittel bewohnerbezogen und ordnungsgemal aufbewahrt und
die in der Pflege tatigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mindestens einmal im Jahr tber
den sachgerechten Umgang mit Arzneimitteln beraten werden.

aks

Spezielle Regelungen fir die Ausgestaltung der geschlossenen Unterbringung und die
Anwendung von unterbringungsahnlichen MafRhahmen sind hier nicht enthalten. Ein Hinweis
auf freiheitsentziehende MalRRnahmen findet sich im Heimgesetz nur in 8 13 zu den
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten:

(1) Der Trager hat nach den Grundsatzen einer ordnungsgeméfen Buch- und Aktenfihrung
Aufzeichnungen Uber den Betrieb zu machen und die Qualitéatssicherungsmaf3nahmen und
deren Ergebnisse so zu dokumentieren, dass sich aus ihnen der ordnungsgemalle Betrieb des
Heims ergibt. Insbesondere muss ersichtlich werden:

9. die freiheitsbeschrankenden und die freiheitsentziehenden MalRRnahmen bei
Bewohnerinnen und Bewohnern sowie die Angabe des fiir die Anordnung der MalRnahme
Verantwortlichen, ...

Offensichtlich gibt es fir den Vollzug der geschlossenen Unterbringung im Heim keine
naheren gesetzlichen Bestimmungen. Dies ist ein fiir den Ausschuss uberraschender Befund,
denn flr andere Bereiche, in denen freiheitsentziehende MalRnahmen bei Menschen mit
psychischen Erkrankungen vollzogen werden, wurde die Ausgestaltung der Unterbringung
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detailliert geregelt. Dies gilt insbesondere fir die stationdre psychiatrische Behandlung
(PsychKG LSA vom 30.01.1992) und den Maf3regelvollzug (MvollzG LSA vom 09.10.1992).

Kénnen Bestimmungen aus dem PsychKG LSA und dem MvollzG LSA sinngemaf auf
die Situation der geschlossenen Unterbringung im Heim tbertragen werden?

Dem Ausschuss ist vollkommen klar, dass diese Gesetze fir die geschlossene Unterbringung
im Heim nicht anzuwenden sind. In Anbetracht der bestehenden Regelungsliicke erschien es
uns aber angebracht, einmal zu prufen, welche der hier vorgesehenen Regelungen sinnvoll
auf die Situation des in einem Heim geschlossen Untergebrachten tbertragen werden kénnen.
Dies soll im Folgenden anhand einer Auswahl aus den Bestimmungen des PsychKG LSA und
des MvollzG LSA zur Diskussion gestellt werden:

1. Welche Einrichtungen kdnnen Unterbringungsmafnahmen vollziehen?

§ 12 PsychKG LSA Vollzug der Unterbringung:

(1) Die Unterbringung wird ... in Krankenhausern des Landes vollzogen. Krankenhausern
anderer Trager kann diese Aufgabe mit deren Zustimmung widerruflich Ubertragen werden,
wenn diese sich daflr eignen.

(2) Zustandig fur die Feststellung der Eignung und die Ubertragung der Aufgaben nach Abs. 1
Satz 2 ist das (Landesverwaltungsamt). Dieses Ubernimmt auch die Aufsicht im Rahmen der
Ubertragenen Aufgaben.

Eine vergleichbare Regelung enthalt das MvollzG LSA in § 3.

Demnach werden freiheitsentziehende MalRnahmen nicht in allen Krankenhdusern im Land
Sachsen-Anhalt vollzogen, sondern nur in solchen Kliniken, denen diese Aufgabe
ausdricklich Ubertragen wird, nachdem ihre Eignung geprift und festgestellt worden ist; ferner
unterliegen diese Kliniken einer gesonderten Uberwachung.

Dem Ausschuss erscheint es sinnvoll, die geschlossene Unterbringung im Heim ebenfalls auf
solche Einrichtungen zu beschréanken, deren Eignung gepruft und bestatigt und denen diese
Aufgabe ausdrticklich tbertragen wurde. Deshalb fragen wir die Landesregierung:

- Stellt die Heimaufsichtsbehtérde gesondert fest, ob eine Heimeinrichtung sich flur die
geschlossene Unterbringung von Bewohnern eignet?

- Wird der Einrichtung diese Aufgabe ausdrticklich Ubertragen?

- Ubernimmt die Heimaufsichtsbehorde die Aufsicht iber die Einrichtung hinsichtlich der
geschlossenen Unterbringung von Bewohnern?

2. Pflegeplanung, Hilfeplanung und arztliche Heilbehandlung:

§ 16 PsychKG LSA Eingangsuntersuchung:

(1) Personen, die aufgrund dieses Gesetzes eingewiesen werden oder untergebracht sind,
werden unverziglich nach ihrer Aufnahme untersucht. Die Untersuchung ... soll zugleich
schon dazu dienen, die individuell gebotene Heilbehandlung abzuklaren und einen
Behandlungsplan zu entwickeln.

Analog: MvollzG LSA: § 7 Abs. 2.

8§ 7 MvollzG LSA: Aufnahme, Eingangsuntersuchung:

(1) Bei der Aufnahme wird der Untergebrachte tber seine Rechte und Pflichten mundlich und
schriftlich unterrichtet. Hat er einen gesetzlichen Vertreter, soll dieser Gelegenheit erhalten,
an der Unterrichtung teilzunehmen. Auf Wunsch des Untergebrachten ist eine Person seines
Vertrauens unverzuglich Uber die erfolgte Aufnahme zu benachrichtigen.
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§ 17 PsychKG LSA Arztliche Behandlung:

(1) Wahrend seiner Unterbringung erhalt der Untergebrachte die nach den anerkannten Regeln
der arztlichen Kunst gebotene Heilbehandlung. ...

(2) Fur die Behandlung wegen der Erkrankung, die zur Unterbringung geftihrt hat, ist auf Grund
der Untersuchungsergebnisse ein Behandlungsplan aufzustellen. Dieser umfasst auch ...
heilpadagogische und psychotherapeutische sowie beschéftigungs- und
arbeitstherapeutische MaRnahmen.

(3) Das Ergebnis der Untersuchungen, die vorgesehene Heilbehandlung und der
Behandlungsplan sind dem Untergebrachten zu erlautern, soweit dies arztlich zu
verantworten ist. Ist der Untergebrachte fahig, Grund, Bedeutung und Tragweite der
Behandlungs- und FordermafRnahmen einzusehen, soll die Erlauterung auch dem Ziel
dienen, die Zustimmung des Untergebrachten zur Behandlung zu erhalten.

(4) Eine Behandlung, die die Persotnlichkeit des Untergebrachten in ihrem Kernbereich
veréndern wirde, ist unzuldssig. ...

Gleichlautend: MvollzG LSA: § 8

§ 11 MvollzG LSA: Behandlungs- und Eingliederungsplan:

(1) Der ... Behandlungsplan ist spatestens sechs Monate nach Beginn der Unterbringung unter
Bertcksichtigung der zwischenzeitlich eingetretenen Entwicklung in der Person des
Untergebrachten und der Ergebnisse der medizinischen, heilpadagogischen,
psychotherapeutischen sowie beschaftigungs- und arbeitstherapeutischen MalRnahmen zu
Uberprifen und anzupassen, wobei mit Fortdauer der Behandlung MalRnahmen der
Wiedereingliederung verstérktes Gewicht beizumessen ist.

§ 10 MvollzG LSA: Unterricht, Ausbildung, berufliche Eingliederung:

(1) Im Rahmen seiner Fahigkeiten und der Organisation der Einrichtung soll dem
Untergebrachten Gelegenheit zur Erlangung eines Schulabschlusses, zur Berufsausbildung,
zur Teilnahme an berufsférdernden Malinahmen, zur Umschulung, zur Forderung in einer
arbeitstherapeutischen Einrichtung oder zur Berufsausiibung gegeben werden. ...

Gegenuber den Bestimmungen in 8 11 Abs. 1 ziff. 7 und 8 des Heimgesetzes, das den
Heimtrager lediglich verpflichtet sicherzustellen, dass Pflegeplane bzw. Forder- und Hilfeplane
aufgestellt werden, sind diese Bestimmungen konkreter. Auf der einen Seite stellen sie
heraus, dass dem Untergebrachten und seinem gesetzlichen Vertreter seine Rechte und
Pflichten und die Pflege- oder Hilfeplane zu erlautern und dass diese fortzuschreiben sind; auf
der anderen Seite regeln sie die arztliche Heilbehandlung wahrend der Unterbringung.
Rechtlich gesehen wird die Gesundheitsfiirsorge wéhrend einer geschlossenen Unterbringung
in den meisten Fallen dem gesetzlichen Vertreter des Untergebrachten obliegen, mit dem die
Heimleitung deshalb eng wird zusammenarbeiten missen. Deshalb fragen wir:

- Reichen aus der Sicht der Landesregierung die Bestimmungen des Heimgesetzes aus,
um sicherzustellen, dass im Heim unverziglich nach der Aufnahme eines Bewohners zur
geschlossenen Unterbringung durch eine Befunderhebung der konkrete Hilfebedarf
ermittelt wird?

- Reichen die bestehenden Bestimmungen aus, um sicherzustellen, dass auf der Grundlage
des festgestellten Hilfebedarfs ein Plan zur Betreuung, Fdrderung und
Wiedereingliederung des Untergebrachten aufgestellt und dass dieser im Verlauf
regelmanig fortgeschrieben wird?

- Wie wird gewahrleistet, dass Untergebrachte und deren gesetzliche Vertreter Uber ihre
Rechte und Pflichten wahrend der Unterbringung und Uber den Hilfeplan unterrichtet
werden?

- Haben geschlossen untergebrachte Heimbewohner bzw. deren gesetzliche Vertreter das
Recht, ihren Hausarzt frei zu wahlen?

- Haben geschlossen untergebrachte Heimbewohner bzw. deren gesetzliche Vertreter das
Recht, ihre Facharzte frei zu wahlen?

Die in 8 10 MvollzG LSA genannten Maflnahmen — Schulbesuch, Berufsausbildung,
berufsfordernde Malinahmen, Umschulung, Arbeitstherapie, Berufsausubung — kommen bei
einer Unterbringung wegen einer Demenz nicht in Betracht; bei geschlossen untergebrachten
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suchtkranken, chronisch psychisch kranken, geistig behinderten oder jugendlichen
Heimbewohnern kann dagegen je nach der individuellen Fallgestaltung durchaus die
Notwendigkeit solcher Malinahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben bestehen.

3. Gestaltung der Unterbringung:

§ 18 PsychKG LSA: Gestaltung der Unterbringung:

(1) Die Unterbringung ist unter Berlcksichtigung therapeutischer Gesichtspunkte so zu
gestalten, dass eine mdglichst weitgehende Anndherung an die allgemeinen
Lebensverhaltnisse erreicht wird. Zugleich soll die Bereitschaft des Untergebrachten geweckt
werden, aktiv am Erreichen des Behandlungszieles mitzuwirken.

(2) Wahrend der Unterbringung férdert die Einrichtung die Aufrechterhaltung bestehender und
die Anbahnung neuer sozialer Kontakte des Untergebrachten, soweit sie sein
Verantwortungsbewusstsein fir ein geordnetes Zusammenleben starken und damit der
Wiedereingliederung dienen.

(Gleichlautend: MvollzG LSA: § 9)

(3) Untergebrachten soll wahrend der Unterbringung ein angemessener Barbetrag zur
Verfigung stehen. Die Einrichtung hat bei erforderlichen Antragen Beratung und
Unterstlitzung zu geben.

§ 12 MvollzG LSA: Arbeit, Einkommen, Taschengeld:
(1) Fur eine Tatigkeit im Rahmen der Arbeitstherapie erhalt der Untergebrachte eine Zuwendung

(5) Die Untergebrachten kénnen tber Taschengeld frei verflgen. ...

§ 13 MvollzG LSA: Freizeitgestaltung:

(1) Dem Untergebrachten soll bei der Gestaltung seiner Freizeit durch Angebote zur Fortbildung,
sportlicher, kultureller und gesellschaftlicher Betétigung geholfen werden.

(2) Dem Untergebrachten ist taglich mindestens eine Stunde Aufenthalt im Freien zu
ermoglichen.

(3) Einschrankungen der Freizeitgestaltung sind nur aus Griinden der Behandlung und des
geordneten Zusammenlebens in der Einrichtung und zum Schutz der Allgemeinheit zulassig.

Beide Gesetze fordern ausdricklich, die geschlossene Unterbringung im psychiatrischen
Krankenhaus so zu gestalten, dass trotz des erforderlichen Freiheitsentzuges eine mdglichst
weitgehende Anndherung an normale Lebensverhdltnisse erreicht wird. Insbesondere fir den
Fall der langeren Unterbringung im Malregelvollzug hat der Gesetzgeber ausdriickliche
Garantien auch fur die Gestaltung der Freizeit und den Aufenthalt im Freien vorgesehen.

Die Auszahlung des Taschengeldes richtet sich bei den im Heim geschlossen
untergebrachten Personen nach sozialhilferechtlichen Bestimmungen und bereitet
erfahrungsgemafd wenig Probleme; wenn der Untergebrachte Uber den Barbetrag nicht frei
verfugen soll, wird dies ggf. vom Vormundschaftsgericht durch die Anordnung eines
Einwilligungsvorbehalts ausdricklich so bestimmt. Diesbezlglich besteht nach unserer
Auffassung kein zusatzlicher Regelungsbedarf.

Wir fragen die Landesregierung:

- Sollten vergleichbare Bestimmungen, wie sie in 8 18 Abs. 1 und 2 PsychKG LSA und in
8§ 9 MvollzG LSA fir die geschlossene Unterbringung in stationdrer Behandlung
vorgesehen sind, nicht auch fiir die geschlossene Unterbringung in einem Heim gelten?

- Sind nicht auch bei einer geschlossenen Unterbringung im Heim bedarfsgerechte
Angebote zu sportlicher, kultureller und gesellschaftlicher Betatigung zu gewahrleisten?

- Ist nicht auch bei einer geschlossenen Unterbringung im Heim ein taglicher Aufenthalt im
Freien zu ermdglichen?
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4. Religionsausibung:

§ 25 PsychKG LSA: Religionsausiibung:

(1) Der Untergebrachte hat das Recht, innerhalb der Einrichtung am Gottesdienst und an
Veranstaltungen von Religions- und Glaubensgemeinschaften teilzunehmen.

(2) Religions- und Glaubensgemeinschaften ist die Mdoglichkeit einzurdumen, innerhalb der
Einrichtung Gottesdienste und religibse Veranstaltungen abzuhalten, soweit die
Besonderheiten der Einrichtung und Behandlungserfordernisse nicht entgegenstehen.

Gleichlautend: MvollzG LSA: 8§ 14

Fur den Ausschuss ist derzeit nicht erkennbar, wie dem Grundrecht auf ungestorte
Religionsausibung (Art. 4 Abs. 2 GG) bei geschlossener Unterbringung in einem Heim zur
Geltung verholfen wird. Dass ein solches Bedurfnis bei einem geschlossen untergebrachten
suchtkranken oder psychisch kranken Heimbewohner bestehen kann, ist nicht
auszuschliel3en. Wir fragen die Landesregierung:

- Wie wird bei geschlossener Unterbringung in einem Wohnheim das Grundrecht auf
ungestorte Religionsausubung gewahrleistet?

5. Allgemeine Sicherungsmafinahmen:

Das PsychKG LSA regelt nur die Anwendung von ,besonderen” Sicherungsmaflinahmen; das
Malregelvollzugsgesetz enthélt dariber hinaus Grundsétze, Bestimmungen zur Hausordnung
und allgemeine Sicherungsmallnahmen, die unserer Auffassung nach auch fur die
geschlossene Unterbringung im Heim nicht ohne Bedeutung sind:

§ 20 PsychKG LSA: Rechtsstellung des Untergebrachten:

Der Untergebrachte unterliegt nur denjenigen Beschrankungen seiner Freiheit, die sich aus
dem Zweck der Unterbringung und aus den Anforderungen eines geordneten
Zusammenlebens in dem Krankenhaus ergeben, in dem er untergebracht ist. MalRnahmen,
welche die Freiheit des Untergebrachten einschranken, sind im Verlaufe der Behandlung
stéandig zu Uberprufen und der Entwicklung des Untergebrachten anzupassen.

8§ 15 MVollzG LSA: Grundséatze:

(1) Der Untergebrachte soll sich so verhalten, dass das Ziel der Unterbringung auch fur die
anderen Untergebrachten nicht gefahrdet und das geordnete Zusammenleben in der
Einrichtung nicht gestort wird. Anordnungen des Leiters der Einrichtung und ihrer
Bediensteten hat er zu befolgen.

(2) Die in diesem Gesetz zugelassenen Beschrankungen kénnen dem Untergebrachten auferlegt
werden, soweit dies erforderlich ist, um das Ziel der Unterbringung auch der anderen
Untergebrachten zu férdern oder um die Sicherheit und Ordnung aufrecht zu erhalten.

§ 16 MVollzG LSA: Hausordnung:

(1) Die dem Untergebrachten obliegenden Pflichten, seine Rechte sowie Grundsatze fir die
Ausubung des Hausrechts sind in einer Hausordnung néher zu bestimmen. ...

(2) Die Hausordnung ist dem Untergebrachten bekanntzugeben und an allgemein zuganglicher
Stelle in der Einrichtung auszuhéngen.

§ 17 MVollzG LSA: Allgemeine SicherungsmalRnahmen:

(1) Der Umfang der dem Untergebrachten auferlegten Beschrankungen richtet sich nach dem
Stand und Erfolg der Behandlung, wobei Gefahrdungen, die von dem Untergebrachten
ausgehen kénnen, zu beriicksichtigen sind. Beschrankungen sind im Verlauf der Behandlung
regelméRig zu tberprifen und der Entwicklung anzupassen.

(2) Eingriffe in die Rechte des Untergebrachten sind in seinen Akten festzuhalten und zu
begrinden. Diese Unterlagen kénnen der Untergebrachte und mit seiner Zustimmung sein
gesetzlicher Vertreter ... einsehen. ...

Nach unserer Auffassung sind vergleichbare allgemeine Bestimmungen auch fir die Situation
der geschlossenen Unterbringung in einem Heim erforderlich. Einerseits wird die Erwartung
an den Untergebrachten gerichtet, sich ordnungsgemal zu verhalten; andererseits wird er vor
Willkir geschitzt, indem Sicherungsmallinahmen auf das jeweils erforderliche Mald
beschréankt werden.
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Klarungsbedurftig erscheint uns dartber hinaus die Frage, wer im Fall einer geschlossenen
Unterbringung in einem Heim dazu befugt ist, unmittelbaren Zwang anzuwenden. Dies ist fur
den Malregelvollzug in 8 17 Abs. 3 bis 6 detailliert geregelt; fir die Unterbringung nach
PsychKG LSA gibt es keine vergleichbaren Bestimmungen. Uns erscheint es erforderlich,
maoglichst klar anzugeben, wie weit die Befugnisse des Personals in einem Wohnheim reichen
und wo sie ihre Grenze finden, um fir die Bewohner und insbesondere auch fir die Mitarbeiter
Rechtssicherheit zu schaffen. Deshalb fragen wir die Landesregierung:

- Wie wird bei im Heim geschlossen untergebrachten Personen gewahrleistet, dass sie
einerseits zu ordnungsgemafem Verhalten angehalten, andererseits aber vor unnétigen
Beschrankungen und Willkiir des Personals geschutzt werden?

- Wer ist im Fall einer geschlossenen Unterbringung in einem Heim befugt, unmittelbaren
Zwang anzuwenden?

6. Besondere Sicherungsmaflinahmen:
§ 19 PsychKG LSA: Besondere Sicherungsmafinahmen:

(1) Besondere SicherungsmafRnahmen sind: 1. die Wegnahme von Gegenstanden, 2. die
Beschrankung des Aufenthalts im Freien, 3. die Absonderung in einem besonderen Raum,
4. die Fixierung.

(2) Besondere Sicherungsmal3Bnahmen sind nur ausnahmsweise und nur dann zulassig, wenn
und solange die gegenwartige erhebliche Gefahr besteht, 1. dass der Untergebrachte sich
selbst totet oder einen schwerwiegenden gesundheitlichen Schaden zufligt, 2. dass der
Untergebrachte gewalttatig wird und andere Patienten, Mitarbeiter des Krankenhauses oder
Besucher gefahrdet oder dass er erheblichen materiellen Schaden anrichtet, 3. dass der
Untergebrachte die Einrichtung ohne Erlaubnis verlasst, und wenn der Gefahr nicht
anderweitig begegnet werden kann.

(3) Eine besondere SicherungsmafRnahme darf nur vom verantwortlichen Arzt angeordnet
werden. Sie ist zu befristen, arztlich zu Gberwachen und unverziglich aufzuheben, wenn die
Voraussetzungen fur ihre Anordnung weggefallen sind. Anordnung und Aufhebung der
besonderen SicherungsmalRnahmen sind zu dokumentieren. Dem Trager des
Krankenhauses ist  jahrlich eine  Auflistung der  ergriffenen besonderen
Sicherungsmaf3nahmen vorzulegen.

Gleichlautend: § 18 MvollzG LSA, erganzt um Abs. 4: Besondere SicherungsmalRnahmen ..., die
Uber einen Zeitraum von zwei Wochen hinausgehen, bedirfen der Zustimmung der
Aufsichtsbehorde.

Das in 8 1906 Abs. 4 BGB vorgesehene Erfordernis einer richterlichen Genehmigung
unterbringungsahnlicher MalRnahmen reicht nach unserer Einschatzung nicht aus, um in
einem Wohnheim oder Pflegeheim die Anwendung besonderer Sicherungsmalinahmen zu
regeln: Eine richterliche Genehmigung unterbringungsahnlicher MalBhahmen ist nur dann
moglich, wenn diese zur Abwendung einer Selbstgefahrdung oder zur Sicherstellung der
Heilbehandlung dienen, und sie ist nur dann nétig, wenn dem Betreuten Uber einen langeren
Zeitraum oder regelmafig die Freiheit entzogen werden soll. Fir uns liegt es auf der Hand,
dass die verbleibende Regelungsliicke geschlossen werden muss, die sich daraus ergibt,
dass Sicherungsmafnahmen auch zum Schutz anderer Personen bei Fremdgeféahrdung
erforderlich werden kénnen oder bei Personen zur Anwendung kommen, denen durch den
Unterbringungsbeschluss die Freiheit ohnehin schon entzogen ist. Deshalb fragen wir:

- Welche ,besonderen SicherungsmalRnahmen*® sind in einem Wohnheim zuldssig?

- Unter welchen Voraussetzungen und auf welcher Rechtsgrundlage kdnnen besondere
Sicherungsmafinahmen bei Bewohnern eines Wohnheims angeordnet werden?

- Wie wird, wenn diese Voraussetzungen vorliegen, die Abgrenzung zur Notwendigkeit der
erneuten  Einweisung in  stationdre  psychiatrische  Krankenhausbehandlung
vorgenommen?

- Wer darf in einem Wohnheim besondere Sicherungsmalinahmen anordnen?

- Welche Bestimmungen gelten fiir Befristung, Uberwachung, Aufhebung und
Dokumentation?
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7. Durchsuchung:
§ 21 MvollzG LSA: Durchsuchung:

Der Untergebrachte, seine Sachen und die Unterbringungsraume kdnnen durchsucht werden. Bei
der Durchsuchung méannlicher Untergebrachter diirfen nur Manner, bei der Durchsuchung weiblicher
Untergebrachter nur Frauen anwesend sein. Das Schamgefuhl ist zu schonen.

Eine mit einer Entkleidung verbundene kdrperliche Untersuchung ist nur bei Gefahr im Verzuge und
auf Anordnung des Leiters der Einrichtung zuldssig. Sie muss in einem geschlossenen Raum und in
Gegenwart eines Dritten durchgefuhrt werden. Andere Untergebrachte dirfen nicht anwesend sein.
Geht die Durchsuchung uber eine Nachschau am oder im Korper hinaus (z.B. die Inspektion von
nicht frei einsehbaren Korperhohlen), darf sie nur durch einen Arzt vorgenommen werden.

Der Leiter der Einrichtung kann Durchsuchungen nach Abs. 2 fir bestimmte Félle allgemein
anordnen.

Die Durchsuchung (mit dem Ziel des Auffindens und der Wegnahme geféhrlicher
Gegenstande) konnte ebenfalls als eine besondere SicherungsmalRnahme betrachtet werden;
sie ist im PsychKG LSA nicht vorgesehen. Es bedarf aber keiner besonderen Phantasie, um
zu erkennen, dass die Notwendigkeit einer Durchsuchung sich durchaus auch aus dem Zweck
der geschlossenen Unterbringung in einem Heim ergeben kann, etwa um Waffen, andere
gefahrliche Gegenstédnde (Nadeln oder Rasierklingen bei bekannter Neigung zu
selbstverletzendem Verhalten) oder Suchtstoffe aufzufinden. Deshalb fragen wir:

- Welche Regelungen gelten bei einer Unterbringung im Heim fiir die Durchsuchung?

- Wer darf eine Durchsuchung anordnen und durchfuhren? Wer darf nicht, wer muss
zugegen sein?

- Wie wird die Schonung des Schamgefiihls gewahrleistet?
8. Persdnliche Habe, Besuchsrecht:

§ 21 PsychKG LSA: Personliche Habe, Besuchsrecht:

(1) Der Untergebrachte hat das Recht, seine personliche Kleidung zu tragen, personliche
Gegensténde in seinem Zimmer aufzubewahren und Besuch zu empfangen.

(2) Dieses Recht darf nur eingeschrankt werden, wenn dadurch gesundheitliche Nachteile fur
den Untergebrachten zu befirchten sind oder die Sicherheit der Einrichtung oder ein
geordnetes Zusammenleben in der Einrichtung erheblich gefahrdet wird.

§ 19 MvollzG LSA: Personliche Habe, Besuchsrecht:

(1) Der Untergebrachte hat das Recht, seine personliche Kleidung zu tragen, personliche
Gegenstande in seinem Zimmer aufzubewahren und Besuch zu empfangen. Die
Hausordnung kann einheitliche Grundsatze fiir Besitz, Erwerb und Verwendung von Sachen
sowie fiir Zeitpunkt und Dauer bei Besuchen vorgeben.

(2) Aus Griunden der Behandlung, der Sicherheit und des geordneten Zusammenlebens in der
Einrichtung kénnen Besuche Uberwacht, abgebrochen, eingeschrankt oder untersagt werden.
Ein Besuch kann davon abhangig gemacht werden, dass der Besucher sich durchsuchen
und die von ihm mitgeflihrten Gegenstande Uberprifen lasst. Besuche eines gesetzlichen
Vertreters, von Verteidigern sowie von Rechtsanwdlten und Notaren in einer den
Untergebrachten betreffenden Rechtssache sind zu gestatten. ...

Bei gleicher Zielsetzung ist das Mafdregelvollzugsgesetz an dieser Stelle konkreter formuliert.
Wir gehen davon aus, dass dem Recht auf personliche Kleidung und den Besitz persénlicher
Gegenstande bei der Unterbringung im Heim weitgehend Rechnung getragen wird. Die
Aufgabe, den Untergebrachten vor unerwiinschten Besuchern und die Einrichtung vor der
Einschleppung unerwiinschter Gegenstande zu schitzen, stellt sich auch bei der
geschlossenen Unterbringung in einem Heim; man denke nur an den geschlossen
untergebrachten Suchtkranken und das Einschmuggeln von Suchtmitteln, man denke an
Medien mit Gewalt verherrlichendem oder pornographischem Inhalt. Deshalb fragen wir:

- Wie wird bei der geschlossenen Unterbringung im Heim das Recht gehandhabt, Besuch
zu empfangen?

- Welche Regelungen gelten fur die Uberwachung oder Beschrankung von Besuchen und
die Uberprifung mitgebrachter Gegenstande?
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9. Postverkehr und Telekommunikation:

§ 22 PsychKG LSA: Postverkehr und Telekommunikation:

(1) Der Untergebrachte hat das Recht, Postsendungen frei abzusenden und zu empfangen.

(2) Im Rahmen des 8 20 kann der Schriftverkehr des Untergebrachten Uberwacht und
beschrankt werden. Dies gilt nicht fir den Schriftverkehr mit (Gerichten,
Staatsanwaltschaften, Rechtsanwalten, Aufsichtsbehérden, Volksvertretungen, der
Europaischen Kommission fiir Menschenrechte, dem Ausschuss flir Angelegenheiten der
psychiatrischen  Krankenversorgung und seinen Besuchskommissionen und bei
auslandischen Staatsangehdrigen fur die konsularische oder diplomatische Vertretung des
Heimatlandes). ...

(4) Uber MaRnahmen der Uberwachung und Beschrankung des Schriftverkehrs ist der
Untergebrachte zu unterrichten. ...

(6) ... Die Uberwachung eines Ferngesprachs wird in der Weise vorgenommen, dass ein
Bediensteter der Einrichtung das Gesprach in Gegenwart des Untergebrachten mithort.

(Gleichlautend: MvollzG LSA: § 20)

Der nach 88 1906 oder 1631 BGB Untergebrachte hat in jedem Fall einen gesetzlichen
Vertreter. Moglicherweise stellt sich deshalb im Heim die Frage einerseits der Gewahrleistung
und andererseits der Beschrankung von Schriftverkehr und Telekommunikation nicht mit der
gleichen Dringlichkeit wie in der psychiatrischen Klinik und im Maflregelvollzug. Wenn
allerdings dem gesetzlichen Vertreter die Befugnis zum Anhalten und Offnen der Post vom
Gericht nicht ausdricklich tbertragen wurde, muss insbesondere hinsichtlich der nétigen
Beschrénkungen, die aus den Grinden des vorangegangen Abschnitts erforderlich werden
kdnnen, Rechtssicherheit geschaffen werden. Aus diesem Grunde fragen wir:

-  Wie werden bei einer geschlossenen Unterbringung im Heim Postverkehr und
Telekommunikation gehandhabt?

- Welche UberwachungsmaRnahmen und welche Beschrankungen sind zulassig? Wer darf
diese anordnen?

- Wird der Untergebrachte Uber diese Mal3nahmen unterrichtet?
10. Offene Unterbringung:

§ 23 Offene Unterbringung:

(1) Sobald der Zweck der Unterbringung es zuldsst, soll die Unterbringung nach Méglichkeit
aufgelockert und in weitgehend freien Formen durchgefuhrt werden, um das angestrebte
Behandlungsziel zu erreichen. Eine Lockerung der Unterbringung oder eine offene
Unterbringung soll vom verantwortlichen Arzt dann gewahrt werden, wenn dies der
Behandlung des Untergebrachten dient, er den damit verbundenen Anforderungen genigt
und ein Missbrauch nicht zu befurchten ist. (Ahnlich & 22 MvollzG LSA).

(2) ... Gegen den Willen des Untergebrachten ist eine Verlegung in die offene Unterbringung
nicht zulassig.

§ 23 MvollzG LSA: Lockerungen des Vollzugs:

(1) Als Lockerung des Vollzugs kann inshesondere zugelassen werden, dass der
Untergebrachte 1. auf3erhalb der Einrichtung regelmaRig einer Beschaftigung unter Aufsicht
(AuRenbeschéftigung) oder ohne Aufsicht (Freigang) nachgeht oder 2. fir eine bestimmte
Zeit innerhalb eines Tages die Einrichtung unter Aufsicht (Ausfiihrung) oder ohne Aufsicht
(Ausgang) verlasst. Die Aufsicht wird durch Bedienstete der Einrichtung wahrgenommen.

(2) Ausgang kann insbesondere zur Erledigung personlicher, familiarer, rechtlicher oder
geschéftlicher Angelegenheiten, zur Teilnahme an gerichtlichen Terminen oder aus anderen
wichtigen Griinden bewilligt werden. ...

Die Frage, ob es mdglich ist, eine auf der Grundlage des 8 1906 BGB angeordnete
Unterbringung offen zu vollziehen, ist mittlerweile nicht mehr umstritten. Keinesfalls nétigt die
Bewilligung von Ausgang oder Urlaub den gesetzlichen Vertreter, die Unterbringung sofort zu
beenden; auch bei nach BGB untergebrachten Patienten muss mit einem geplanten und
abgestuften Vorgehen erprobt werden kénnen, ob sie sich in Freiheit bewéhren; andernfalls
wiurde die Unterbringung namlich unnétig verlangert.
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Daraus ergibt sich, dass in enger Absprache mit dem gesetzlichen Vertreter auch dem
geschlossen untergebrachten Heimbewohner Lockerungen zu gewahren sind, wenn der
Untergebrachte Fortschritte gemacht hat und der Zweck der Unterbringung dadurch nicht
gefahrdet wird. Allerdings ist die Frage, ob durch die Bewilligung von Ausgang eine
Gefahrdung fir den Untergebrachten — zum Beispiel das Risiko eines Ruckfalls in einen
Suchtmittelkonsum — heraufbeschworen wird, im Einzelfall besonders sorgféltig zu prufen.
(Nach unserer Erfahrung ist es gangige Praxis mancher Einrichtungen, sich unbequemer
Heimbewohner dadurch zu entledigen, dass durch Bewilligung einer Beurlaubung ein VerstoR3
gegen den Heimvertrag provoziert wird, der das Heim zur Kindigung berechtigt). Deshalb
stellen wir folgende Fragen:

- Unter welchen Voraussetzungen werden bei geschlossen untergebrachten Heim-
bewohnern Lockerungen gewaéhrt und zuriickgenommen?

- Wem obliegt im Wohnheim die Verantwortung fur die Entscheidung tber die Bewilligung
und den Widerruf von Lockerungen?

- Wie wird insbesondere sichergestellt, dass der behandelnde Facharzt fir Psychiatrie, der
gesetzliche Vertreter des Untergebrachten und der Untergebrachte selbst an der
Entscheidung beteiligt werden?

11. Beurlaubungen:

§ 24 PsychKG LSA: Beurlaubungen

(1) Dem Untergebrachten kann Urlaub bis zur Dauer von zwei Wochen ... gewahrt werden,
insbesondere wenn der Gesundheitszustand und die personlichen Verhéltnisse des
Untergebrachten dies rechtfertigen und zu erwarten ist, dass dadurch das Behandlungsziel
gefdrdert wird und ein Missbrauch des Urlaubs nicht zu befiirchten ist.

(2) Die Beurlaubung kann mit Auflagen verbunden werden ...

(3) ... Eine langer dauernde Beurlaubung bedarf der Abstimmung mit ... dem Gericht.

(4) Die Beurlaubung kann jederzeit widerrufen werden ...

Ahnlich: MvollzG LSA: § 25; mdgliche Auflagen sind hier konkret genannt.

Die Frage der Beurlaubung wird sich am Beginn einer geschlossenen Unterbringung in einem
Heim nicht stellen, wohl aber im Verlauf und insbesondere, wenn es darum geht zu erproben,
ob die Unterbringung ausgesetzt oder aufgehoben werden kann. Deshalb erscheint uns eine
Regelung von Beurlaubungen, wie sie im PsychKG LSA und im MvollzG LSA vorgesehen ist,
auch fur die Gestaltung der Unterbringung im Heim relevant zu sein. Wir fragen:

- Unter welchen Voraussetzungen und durch wen kdénnen bei geschlossen untergebrachten
Heimbewohnern Beurlaubungen bewilligt, abgelehnt oder widerrufen werden?

- Mit welchen Auflagen kénnen oder sollten Beurlaubungen aus einer geschlossenen
Unterbringung im Heim ggf. verbunden werden?

- Wie wird sichergestellt, dass der behandelnde Facharzt fir Psychiatrie, der gesetzliche
Vertreter des Untergebrachten und der Untergebrachte selbst an der Entscheidung
beteiligt werden?

12. Entlassung:

Nach 8§ 1906 Abs. 3 BGB hat der Betreuer die Unterbringung zu beenden, wenn ihre
Voraussetzungen wegfallen. Er muss die Beendigung dem Vormundschaftsgericht lediglich
anzeigen. Ferner hat das Gericht die Unterbringung aufzuheben, wenn ihre Voraussetzungen
wegfallen (8 70 i Abs. 1 FGG). Die Unterbringung endet ohne gesonderten Beschluss mit
Ablauf der Frist, flr die sie angeordnet wurde, wenn sie nicht vorher verlangert wird (8 70 f
Abs. 1 Punkt 3. FGG); ihr Vollzug kann ausgesetzt und die Aussetzung mit Auflagen
verbunden werden. Fir die Beendigung der geschlossenen Heimunterbringung sind damit alle
denkbaren Fallgestaltungen erfasst, so dass hier fur uns kein zuséatzlicher Regelungsbedarf
erkennbar ist.
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Ausschuss fur Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung des Landes Sachsen-Anhalt
Geschlossene Unterbringung im Heim — Beitrage zur Diskussion

Zusammenfassung:

Die gesetzlichen Regelungen, die der Gesetzgeber flr das Land Sachsen-Anhalt fiir den
Vollzug der geschlossenen Unterbringung in stationarer psychiatrischer Behandlung und in
Einrichtungen des Maliregelvollzugs erlassen hat und die sich in ihrer Gesamtheit in den
funfzehn Jahren ihrer Anwendung durchaus bewahrt haben, wurden detailliert gepruft
hinsichtlich der Frage, ob sie auf die Situation von Menschen Ubertragen werden kdnnen, die
von unterbringungséahnlichen MaRnahmen betroffen sind oder nach BGB und FGG in einer
Ubergangseinrichtung, einem Wohnheim fur behinderte Menschen oder einem Pflegeheim
geschlossen untergebracht sind. Unsere Analyse hat gezeigt, dass viele dieser Regelungen
durchaus sinngemald auf geschlossen untergebrachte Heimbewohner angewendet werden
kénnen und dass fir die hier angesprochenen Themen durchaus ein Bedarf an einer klaren,
eindeutigen und rechtssicheren Regelung besteht. In Heimen des Landes Sachsen-Anhalt
sind Bewohner geschlossen untergebracht, nach den Erkenntnissen der Besuchs-
kommissionen zum Teil ohne Wissen der Heimaufsichtsbehorde. Wir missen vermuten, dass
jede Einrichtung ihre eigenen Regeln fiir den Vollzug und die Gestaltung der geschlossenen
Unterbringung aufgestellt hat, weil es allgemein verbindliche Regelungen ganz offensichtlich
nicht gibt. Dies erscheint dem Ausschuss bedenklich, weil der Vollzug der geschlossenen
Unterbringung als freiheitsentziehende MalRRnahme, wie wir gezeigt haben, zwangslaufig
zahlreiche weitere Grundrechtseingriffe nach sich zieht. Fur die psychiatrischen Kliniken hat
der Gesetzgeber fur den Umgang damit detaillierte Regelungen getroffen, die gleichermal3en
und sehr ausgewogen die Interessen des Untergebrachten, den Zweck der Unterbringung und
den ordnungsgemalen Betrieb der Einrichtung berlicksichtigen; bei einer geschlossenen
Unterbringung im Heim werden vergleichbare Grundrechtseingriffe erforderlich, deren
Rechtsgrundlage fur uns derzeit nicht ersichtlich ist.

Dem Verf. ist vollkommen klar, dass fiir eine staatlich angeordnete, offentlich-rechtliche
Unterbringung andere Maflistabe gelten als fur die vom Betreuer angeordnete, vom Gericht
lediglich genehmigte burgerlich-rechtliche Unterbringung. Ganz offensichtlich reichen aber die
Befugnisse der Betreuer als Garantie flr die Wahrung der verbliebenen Freiheitsrechte von
gerichtlich untergebrachten Heimbewohnern nicht aus, weil die Betreuer der Einrichtung
gegeniber keinerlei Durchgriffsmdglichkeiten haben. Aus diesem Grunde erscheint es
unbedingt erforderlich, die Heime selbst und unmittelbar auf die Einhaltung bestimmter
Standards zu verpflichten.

Der Gesetzgeber hat den Ausschuss beauftragt, fir die Belange der psychisch kranken und
behinderten Menschen einzutreten. In Erfullung dieses Auftrags bitten wir die
Landesregierung, dem Ausschuss die hier aufgeworfenen Fragen zu beantworten und ggf.
gesetzgeberisch aktiv zu werden. Den Landtag von Sachsen-Anhalt und seine Abgeordneten
bitten wir, sich in eigener Zustandigkeit ebenfalls der Frage anzunehmen und fiir den Fall,
dass die Landesregierung keinen Ldsungsvorschlag vorlegt, selbst die Initiative zu ergreifen.
Nach Auffassung des Ausschusses wird erganzend zum PsychKG LSA und zum MvollzG LSA
ein Gesetz oder eine Verordnung bendtigt, um Einzelheiten des Vollzugs und der Gestaltung
der geschlossenen Unterbringung in den Heimen des Landes Sachsen-Anhalt zu regeln. Eine
Mdglichkeit, die sich hier anbietet, ist die im Zuge der Foérderalismusreform notwendig
werdende Erarbeitung eines Heimgesetzes fir das Land.

Nachtrag:

In einem personlichen Gesprach hat Herr Ministerialdirigent Winfried Reckers den Ausschuss-
Vorstand — vollig zu Recht — darauf hingewiesen, dass auch die moderneren technischen
Maoglichkeiten der Telekommunikation (Mobiltelefon, Internet) heute zur ,Normalitat‘ gehdren
und insofern der Regelung bedurfen.

Am 02.04.2008 hat eine Beratung des Ausschuss-Vorstandes mit dem Referat 45 des
Ministeriums (RL Dr. Hahn, Strebinger, Meyer) stattgefunden, in deren Rahmen dem
Ausschuss-Vorstand die Grundziige eines geplanten ,Bewohnerschutzgesetzes" vorgestellt
wurden. Dem Bekunden nach méchte das MS die Anregungen des Ausschusses aufgreifen,
aber nicht in einer gesetzlichen Regelung, sondern in Form einer Leitlinie oder einer
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Geschlossene Unterbringung im Heim: Rechtliche Aspekte (F. M. Bocker)
Auszug aus dem 14. Bericht des Ausschusses

Empfehlung fur die Betreiber von Einrichtungen. Begriindet wird diese Zuriickhaltung mit der
fehlenden rechtlichen Legitimation im Bereich (im Regelungsbereich von BGB und FGG) und
mit dem Birokratieabbau. Ob im Ergebnis die Rechte von untergebrachten Heimbewohnern
durch einen Leitfaden oder eine Empfehlung ahnlich verbindlich garantiert werden kénnen wie
in einem Heimgesetz oder einem ,Bewohnerschutzgesetz®, bedarf einer dffentlichen kritischen
Diskussion, die der Ausschuss nicht allein fihren kann, und wird letztendlich Gegenstand der
politischen Willensbildung sein. Hinreichend Material fiir diese Diskussion sollte diese
Broschure in der Schriftenreihe des Ausschusses enthalten.
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Anhang:

Indikation zur Heimaufnahme bei suchtkranken (alkoholabhangigen) Patienten

Felix M. Bécker, Naumburg

Die Indikation zur Vermittlung psychisch kranker Menschen in Heime muss grundséatzlich
sorgfaltig gestellt werden, einerseits weil stationare Hilfeformen fir die Steuerzahler bzw.
Beitragszahler kostspielig sind und zum Anderen weil das Leben im Heim die Mdglichkeiten
der Betroffenen zu einem selbst bestimmten Leben deutlich einschréankt [Bocker 2005]. Die
Aufnahme eines suchtkranken Patienten in einem Heim kommt dann in Betracht, wenn
Diagnose, Befund und Verlauf mit hoher Wahrscheinlichkeit erwarten lassen, dass er aufgrund
der Suchterkrankung voriibergehend oder auf Dauer nicht mehr imstande sein wird, aul3erhalb
einer Einrichtung ein Leben in Wirde zu flhren.

Bei aller Individualitdt der Verlaufe gibt es vier Gruppen von suchtkranken Patienten, bei
denen ein solcher Schritt erwogen werden kann:

Uberwiegend jiingere suchtkranke , Drehtiir-Patienten”, die im Prinzip abstinent
leben wollen und neben zahlreichen  Entzugsbehandlungen  mehrere
RehabilitationsmalRnahmen durchlaufen haben, aber immer wieder rickfallig werden
mit schwerwiegenden sozialen Konsequenzen; diese Patienten sind oft selbst daran
interessiert, durch einen Umgebungswechsel und gesicherte Abstinenz den
Teufelskreis aus Frustration, Rickfall und weiterem sozialen Abstieg zu durchbrechen.

Hier ist in erster Linie zu prifen, ob wirklich alle anderen Mdglichkeiten einer
Einflussnahme ausgeschopft worden sind; es gilt zu vermeiden, dass junge mannliche
Patienten aus bloRer Bequemlichkeit das Wohnheim als Ersatz fir ,Hotel Mama“ und
als fur sie angenehmen Aufenthaltsort wéahlen:

o Wenn der Verlauf zeigt, dass der Patient trotz gegebener Abstinenzmotivation
unter ungeschitzten Bedingungen nicht abstinenzfahig ist, dann kann die
Indikation fr ein Ubergangswohnheim gegeben sein.

o Wenn der Versuch gescheitert ist, nach einem Aufenthalt im Ubergangs-
wohnheim in einer weniger beschitzenden Wohnform zurechtzukommen, dann
wird das Heim auf Dauer der angemessene Ort zum Leben sein.

o0 Gelegentliche Rickfélle, die rasch beendet werden kénnen, sind kein Grund fir
eine Heimaufnahme.

Uberwiegend altere suchtkranke Patienten, die bisher tiberhaupt noch nicht betreut
oder behandelt worden sind und die nun bei ihrem ersten Kontakt mit dem Hilfesystem
bereits in einer vollig desolaten Verfassung angetroffen werden — mit schweren
korperlichen Schaden und allen Zeichen der Verwahrlosung. Hier ergibt sich die
Indikation zur Heimeinweisung dann, wenn

0 RehabilitationsmaRnahmen zu spat kommen und keine Aussicht auf Erfolg
mehr haben;

o0 konkrete Lebensgefahr besteht;

o0 in Freiheit der grundgesetzlich garantierte Anspruch auf ein Leben in Wirde
nicht mehr eingeldst werden kann.

Fur diese Patienten bildet das Wohnheim fir suchtkranke Menschen den
angemessenen Ort zum Leben. Wenn die Voraussetzungen fur eine freie
Willensbestimmung (Geschéftsfahigkeit) aufgrund einer schweren hirnorganischen
Beeintrachtigung nicht mehr gegeben sind, muss ggf. ein Betreuer bestellt werden, der
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Anhang:
Indikation zur Heimaufnahme bei suchtkranken (alkoholabhéngigen) Patienten

von seinem Aufenthaltsbestimmungsrecht Gebrauch macht und unterbringungs-
ahnliche MalBhahmen oder eine geschlossene Unterbringung richterlich genehmigen
lasst.

- Einen Sonderfall der letzten Gruppe bilden die Patienten, die bereits Altersrentner
sind oder die in erheblichem MaR Hilfe bei den wiederkehrenden Verrichtungen des
taglichen Lebens und deshalb eine Pflegestufe benétigen. Haufig werden diese
Patienten nicht in spezialisierte Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe aufgenommen,
sondern an die Einrichtungen der Altenhilfe verwiesen. Altenpflegeheime betrachten es
aber meist nicht als ihre Aufgabe, Alkoholabstinenz zu sichern, und sie sind auch nicht
in der Lage dazu.

Fur den Anspruch auf Eingliederungshilfe gibt es keine Altersgrenze. Deshalb sollte
auch in diesen Féallen eine Aufnahme in einem Wohnheim flr suchtkranke Menschen
angestrebt werden. Der bestehende Pflegebedarf muss ggf. dort gedeckt werden.
Winschenswert ware, dass eine Einrichtung der Suchthilfe sich zu der Aufgabe
bekennt, ein spezialisiertes Angebot fir Patienten im Rentenalter zu entwickeln. Dies
ist als Desiderat in den Arbeitskreis ,Sucht“ der PSAG einzubringen.

- Die grofiten Probleme bereiten die Drehtlrpatienten, die nicht gewillt sind,
abstinent zu leben, die uns aufgrund von Komplikationen des Trinkens aber immer
wieder zugewiesen werden. Solange trotz der Suchterkrankung die Voraussetzungen
fur eine freie Willensbestimmung gegeben sind, kann nur versucht werden, im Sinne
der Schadensbegrenzung und der Motivation zu weiterfihrenden Behandlungs-
schritten zu intervenieren, was manchmal gelingt und manchmal nicht.

Ob die Voraussetzungen fir eine freie Willensbestimmung noch vorliegen, sollte
allerdings immer wieder &auRerst sorgfaltig geprift werden. Wenn gleichzeitig
Umsténde vorliegen, die einen Freiheitsentzug als Grundrechtseingriff verhaltnismagig
erscheinen lassen, wie zum Beispiel eine wiederholte erhebliche Selbstgefahrdung, so
kommt auch bei Patienten ohne schwere hirnorganische Beeintrachtigung die
richterlich genehmigte zwangsweise geschlossene Unterbringung in einer
soziotherapeutischen Einrichtung in Betracht.

Die folgende Checkliste soll eine Entscheidungshilfe sein, aber die Betrachtung des jeweils
konkreten Einzelfalles selbstverstandlich nicht ersetzen. Bei einer Entscheidung flir eine
Antragstellung soll die Liste helfen, gegeniuber dem Kostentrager und ggf. gegeniber dem
Vormundschaftsgericht eine schllissige Argumentation vorzubereiten.

Literatur:
Bdcker, F.M.: Kommunale Psychiatrie und die Zukunft der Heime. Krankenhauspsychiatrie 16
(2005) 18-24.
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Ausschuss fur Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung des Landes Sachsen-Anhalt
Geschlossene Unterbringung im Heim — Beitrage zur Diskussion

Gesichtspunkte fur die Indikationsstellung:

1. Diagnose:
Ist die Diagnose einer Abhangigkeit gesichert?
Welche ICD-10- Kriterien sind erfiillt? (Bitte konkrete Belege)

2. Komorbiditat:

Bestehen weitere psychische Stérungen? Welche?

Besteht ein Missbrauch von Arzneimitteln? Welche?
Erfahrungen mit illegalen Drogen? Konsum?

Besteht eine Nikotinabhangigkeit?

3. Komplikationen:

Bestehen somatische Komplikationen?

Gastrointestinal: Leberzirrhose? Osophagusvarizen?
Transfusionsbedurftige gastrointestinale Blutung?

Kardial: Kardiomyopathie mit Herzinsuffizienz?

PNS: Sensomotorische Polyneuropathie mit Paresen?
Dennoch gehfahig oder bettlagerig?

ZNS: Cerebellare Ataxie mit Gangstérung? Ausgepréagte Hirnatrophie?
Krampfanfélle (aul3erhalb des Entzugs)?

Tumorleiden?
Sturzbedingte Verletzungen?
Bestehen psychiatrische Komplikationen?

Krampfanfélle im Entzug?

Entzugsdelir (Wann und wo beobachtet? Verlauf?)
Psychopathologischer Befund einer hirnorganischen Wesensanderung? (Geprage bitte
genau beschreiben!)

(Unvollstandiges oder vollstdndiges) Amnestisches Syndrom?

Demenz?

Suizidalitat?

Selbstschadigendes Verhalten?

Andere?

Bestehen soziale Komplikationen?

Beruf: Beruflicher Abstieg? Arbeitsplatzverlust? Langzeitarbeitslos? (Seit
wann?)

Partnerschaft: Niemals eine Partnerschaft eingegangen? Partnerwahl durch die
Suchterkrankung motiviert? Ehe/eheédhnliche Partnerschaft zerbrochen?
Koabhangiges Verhalten in der Partnerschaft?

Fuhrerschein: Nie Fahrerlaubnis erworben? Trunkenheitsfahrt?
Fuhrerscheinentzug?

Delinquenz: Verkehrsdelikte; Beschaffungsdelikte; Gewalttaten; Haftstrafen?

50



Anhang:
Indikation zur Heimaufnahme bei suchtkranken (alkoholabhéngigen) Patienten

Konkrete Hinweise fur Vernachlassigung, Verwahrlosung?
(Horensagen oder eigene Beobachtungen?)

Andere Suchtfolgen?

4. Aktuelle soziale Situation:
Wohnsituation?

Stabile Wohnsituation? (spréache eher gegen eine Indikation zur
Heimaufnahme)

Mietschulden? (H6he?)

Konkret von Wohnungsverlust bedroht?
(Abrisshaus, Zwangsraumung, Zwangsversteigerung?)

Wohnung verwahrlost oder vermullt?
(Horensagen oder eigene Beobachtungen?)

Wohnungslos? (Unterkunft bei Dritten, Unterkunft in Institution, obdachlos?)
Arbeitsplatz?

Stabiler Arbeitsplatz mit eigenem Einkommen?
(sprache eher gegen eine Indikation zur Heimaufnahme)

Besteht Arbeitsfahigkeit? (,kann regelméaRig mindestens drei Stunden taglich einer
Erwerbstatigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nachgehen*)

Rente wegen teilweiser/voller Erwerbsminderung? Altersrente?
Partnerschaft?

Stabile Ehe oder eheahnliche Partnerschaft?
(sprache eher gegen eine Indikation zur Heimaufnahme)

Relevanter Konflikt in der Ehe/Partnerschaft?
Aktuell Trennung, Scheidung?
Suchtkranke(r) Partner(in)?

Partner(in) aufgrund eigener Berufstatigkeit abwesend?

5. Behandlung:

Haben Entzugsbehandlungen stattgefunden?

Wann erstmals?
Wie oft insgesamt?
Wann und wo zuletzt?

Haben Entwéhnungsbehandlungen stattgefunden?

Wann und wo erstmals?

Wie oft insgesamt?

Abgeschlossen oder abgebrochen?
Adaptation angeschlossen?

Wann und wo zuletzt?

Sind die Mdglichkeiten der medizinischen Rehabilitation ausgeschopft? Warum
haben weitere RehabilitationsmalRnahmen keine Aussicht auf Erfolg?
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Ausschuss fur Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung des Landes Sachsen-Anhalt
Geschlossene Unterbringung im Heim — Beitrage zur Diskussion

Ambulante Betreuung: Wo und wie intensiv?

Hausarzt?

Facharzt?

Suchtberatungsstelle?

Selbsthilfegruppe?

Sozialpsychiatrischer Dienst?
Wohngemeinschaft (z.B. Heilsarmee, Synanon)?
Tagesstatte?

Werkstatt?

Wurde ein Betreuer bestellt? Wann und mit welchen Aufgaben? Was hat der
Betreuer unternommen? Mit welchem Ergebnis?

Sind alle Méglichkeiten der Betreuung auf3erhalb einer Institution
ausgeschopft? Warum hat ambulante Betreuung keine Aussicht auf Erfolg?
6. Abstinenzmotivation:
Hat es ernsthafte Abstinenzversuche gegeben? Wann und mit welchem Ergebnis?

Hat es Zeitraume gegeben, in denen der Patient aul3erhalb von Institutionen abstinent
gelebt hat? Wie lange und wann zuletzt?

Besteht aktuell eine Abstinenzmotivation?

Wie schétzt der Patient seine Chancen ein, dauerhaft niichtern zu bleiben?
Wie schatzt der Patient sein Rickfallrisiko ein?

Wie schatzen Sie das Riickfallrisiko ein?

Wie gefahrlich ist ein Ruckfall fur den Patienten? Warum?

7. Indikation zur Heimaufnahme mit Zustimmung des Patienten:

Wiinscht der Patient die Aufnahme in einem Wohnheim fiir suchtkranke Menschen?
Voribergehend oder dauerhaft?

Halten Sie eine Heimaufnahme fir erforderlich? Aus welchen Grinden?

Welche Ziele sollen mit der Heimaufnahme erreicht werden?

Wie sehen Sie die weitere Perspektive?
o0 Wird Ihr Patient jemals in der Lage sein, in Freiheit stabil abstinent zu leben?
0o Was ist dazu notig?

Zu welchem Ergebnis kommen Sie bei Berlicksichtigung aller verfigbaren
Informationen?
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Anhang:
Indikation zur Heimaufnahme bei suchtkranken (alkoholabhéngigen) Patienten

8. Indikation zur Heimaufnahme ohne Zustimmung des Patienten oder gegen
dessen Willen:

Halten Sie eine Heimaufnahme fir erforderlich? Aus welchen Griinden?
Welche Ziele sollen mit der Heimaufnahme erreicht werden?
Lehnt der Patient die Heimaufnahme ab? Mit welcher Begrindung?

Gibt es bei einem Leben in Freiheit konkrete Anhaltspunkte fir eine fortbestehende
Selbstgefahrdung?

Vitale Gefahrdung durch eine bereits bestehende Erkrankung

Vitale Gefahrdung durch Stiirze oder anderes Fehlverhalten im Rausch
Suizidgefdahrdung im Rausch

Andere?

Gibt es bei einem Leben in Freiheit konkrete Anhaltspunkte flr eine fortbestehende
Geféhrdung der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung?

o O O O

o Verwahrlosung, Vermillung, Ungeziefer, Brandgefahr

o (erhebliche) Ruhestérung, Delinquenz, Notrufmissbrauch etc.

o AuBergewohnlich haufige Inanspruchnahme von Notarzt und Rettungsdiensten
o Andere?

Liegen die Voraussetzungen vor fir eine freie Willensbestimmung?

0 Besteht — nicht nur voribergehend — ein ,Zustand krankhafter Stérung der
Geistestatigkeit*?

= Schwere hirnorganische Beeintrachtigung, amnestisches Syndrom,
Demenz

= Schwere andere psychische Erkrankung, Schizophrenie, bipolare
Stérung?

= schwere abnorme Entwicklung mit selbstschadigendem Verhalten,
schwere Personlichkeitsstorung (so ausgepragt, dass dem Zustand
Krankheitswert zukommt)?

= Oder muss die Sucht selbst als ,Zustand krankhafter Stérung der
Geistestatigkeit* angesehen werden, weil der Patient seine Freiheit an
das Suchtmittel verloren hat und dem Suchtmittel vollig verfallen ist?

o0 Schliel3t dieser Zustand die freie Willensbildung aus? Warum?

Wurden Angehdrige in die Planung einbezogen? Welche?
Wie stehen die Angehdrigen zu der geplanten Malinahme?

Gibt es bereits einen gesetzlichen Vertreter (Vollmacht, Betreuer)?

Hat dieser das Aufenthaltsbestimmungsrecht?
Und die Befugnis zur geschlossenen Unterbringung?

Werden ,unterbringungsahnliche Mal3hahmen* geniigen,
oder ist eine geschlossene Unterbringung erforderlich?

Zu welchem Ergebnis kommen Sie bei Berlicksichtigung aller verfigbaren
Informationen?
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	Auszug aus dem 14. Bericht des Ausschusses:  Geschlossene Unterbringung im Heim: Rechtliche Aspekte (F. M. Böcker) 
	Bei gleicher Zielsetzung ist das Maßregelvollzugsgesetz an dieser Stelle konkreter formuliert. Wir gehen davon aus, dass dem Recht auf persönliche Kleidung und den Besitz persönlicher Gegenstände bei der Unterbringung im Heim weitgehend Rechnung getragen wird. Die Aufgabe, den Untergebrachten vor unerwünschten Besuchern und die Einrichtung vor der Einschleppung unerwünschter Gegenstände zu schützen, stellt sich auch bei der geschlossenen Unterbringung in einem Heim; man denke nur an den geschlossen untergebrachten Suchtkranken und das Einschmuggeln von Suchtmitteln, man denke an Medien mit Gewalt verherrlichendem oder pornographischem Inhalt. Deshalb fragen wir:  
	- Wie wird bei der geschlossenen Unterbringung im Heim das Recht gehandhabt, Besuch zu empfangen?  
	- Welche Regelungen gelten für die Überwachung oder Beschränkung von Besuchen und die Überprüfung mitgebrachter Gegenstände?  
	Der nach §§ 1906 oder 1631 BGB Untergebrachte hat in jedem Fall einen gesetzlichen Vertreter. Möglicherweise stellt sich deshalb im Heim die Frage einerseits der Gewährleistung und andererseits der Beschränkung von Schriftverkehr und Telekommunikation nicht mit der gleichen Dringlichkeit wie in der psychiatrischen Klinik und im Maßregelvollzug. Wenn allerdings dem gesetzlichen Vertreter die Befugnis zum Anhalten und Öffnen der Post vom Gericht nicht ausdrücklich übertragen wurde, muss insbesondere hinsichtlich der nötigen Beschränkungen, die aus den Gründen des vorangegangen Abschnitts erforderlich werden können, Rechtssicherheit geschaffen werden. Aus diesem Grunde fragen wir:  
	- Wie werden bei einer geschlossenen Unterbringung im Heim Postverkehr und Telekommunikation gehandhabt?  
	- Welche Überwachungsmaßnahmen und welche Beschränkungen sind zulässig? Wer darf diese anordnen?  
	- Wird der Untergebrachte über diese Maßnahmen unterrichtet? 
	Die Frage, ob es möglich ist, eine auf der Grundlage des § 1906 BGB angeordnete Unterbringung offen zu vollziehen, ist mittlerweile nicht mehr umstritten. Keinesfalls nötigt die Bewilligung von Ausgang oder Urlaub den gesetzlichen Vertreter, die Unterbringung sofort zu beenden; auch bei nach BGB untergebrachten Patienten muss mit einem geplanten und abgestuften Vorgehen erprobt werden können, ob sie sich in Freiheit bewähren; andernfalls würde die Unterbringung nämlich unnötig verlängert.  
	Daraus ergibt sich, dass in enger Absprache mit dem gesetzlichen Vertreter auch dem geschlossen untergebrachten Heimbewohner Lockerungen zu gewähren sind, wenn der Untergebrachte Fortschritte gemacht hat und der Zweck der Unterbringung dadurch nicht gefährdet wird. Allerdings ist die Frage, ob durch die Bewilligung von Ausgang eine Gefährdung für den Untergebrachten – zum Beispiel das Risiko eines Rückfalls in einen Suchtmittelkonsum – heraufbeschworen wird, im Einzelfall besonders sorgfältig zu prüfen. (Nach unserer Erfahrung ist es gängige Praxis mancher Einrichtungen, sich unbequemer Heimbewohner dadurch zu entledigen, dass durch Bewilligung einer Beurlaubung ein Verstoß gegen den Heimvertrag provoziert wird, der das Heim zur Kündigung berechtigt). Deshalb stellen wir folgende Fragen: 
	- Unter welchen Voraussetzungen werden bei geschlossen untergebrachten Heim-bewohnern Lockerungen gewährt und zurückgenommen? 
	- Wem obliegt im Wohnheim die Verantwortung für die Entscheidung über die Bewilligung und den Widerruf von Lockerungen? 
	- Wie wird insbesondere sichergestellt, dass der behandelnde Facharzt für Psychiatrie, der gesetzliche Vertreter des Untergebrachten und der Untergebrachte selbst an der Entscheidung beteiligt werden? 
	Die Frage der Beurlaubung wird sich am Beginn einer geschlossenen Unterbringung in einem Heim nicht stellen, wohl aber im Verlauf und insbesondere, wenn es darum geht zu erproben, ob die Unterbringung ausgesetzt oder aufgehoben werden kann. Deshalb erscheint uns eine Regelung von Beurlaubungen, wie sie im PsychKG LSA und im MvollzG LSA vorgesehen ist, auch für die Gestaltung der Unterbringung im Heim relevant zu sein. Wir fragen:  
	- Unter welchen Voraussetzungen und durch wen können bei geschlossen untergebrachten Heimbewohnern Beurlaubungen bewilligt, abgelehnt oder widerrufen werden? 
	- Mit welchen Auflagen können oder sollten Beurlaubungen aus einer geschlossenen Unterbringung im Heim ggf. verbunden werden? 
	- Wie wird sichergestellt, dass der behandelnde Facharzt für Psychiatrie, der gesetzliche Vertreter des Untergebrachten und der Untergebrachte selbst an der Entscheidung beteiligt werden? 
	Nach § 1906 Abs. 3 BGB hat der Betreuer die Unterbringung zu beenden, wenn ihre Voraussetzungen wegfallen. Er muss die Beendigung dem Vormundschaftsgericht lediglich anzeigen. Ferner hat das Gericht die Unterbringung aufzuheben, wenn ihre Voraussetzungen wegfallen (§ 70 i Abs. 1 FGG). Die Unterbringung endet ohne gesonderten Beschluss mit Ablauf der Frist, für die sie angeordnet wurde, wenn sie nicht vorher verlängert wird (§ 70 f Abs. 1 Punkt 3. FGG); ihr Vollzug kann ausgesetzt und die Aussetzung mit Auflagen verbunden werden. Für die Beendigung der geschlossenen Heimunterbringung sind damit alle denkbaren Fallgestaltungen erfasst, so dass hier für uns kein zusätzlicher Regelungsbedarf erkennbar ist.  



